
  

  

     

     

       

     

    

      
      

    

  

  

      

  
    

 

       

Deutscher Bundestag Drucksache 19/14873 

19. Wahlperiode 06.11.2019 

Beschlussempfehlung0F0F 

* 

des Finanzausschusses (7. Ausschuss) 

a) zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 

– Drucksachen 19/13436, 19/13712, 19/14232 Nr. 1.10 – 

Entwurf eines Gesetzes zur weiteren steuerlichen Förderung der 

Elektromobilität und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften 

b) zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Dirk Spaniel, Leif-Erik Holm, Wolf-
gang Wiehle, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 
– Drucksache 19/6007 – 

Gleichstellung von Fahrzeugen, die mit synthetischen Kraftstoffen oder 

Biokraftstoffen angetrieben werden, mit Elektrofahrzeugen 

c) zu dem Antrag der Abgeordneten Jimmy Schulz, Frank Sitta, Grigorios 

Aggelidis, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP 
– Drucksache 19/6490 – 

Anerkennung der Gemeinnützigkeit von Freifunk-Initiativen 

* Der Bericht des Finanzausschusses wird gesondert verteilt. 
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d) zu dem Antrag der Abgeordneten Cornelia Möhring, Doris Achelwilm, 

Simone Barrientos, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. 
– Drucksache 19/10280 – 

Umsatzsteuer auf Menstruationsprodukte absenken 

e) zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Gero Clemens Hocker, Frank Sitta, 
Dr. Christoph Hoffmann, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP 
– Drucksache 19/4218 – 

Hilfe zur Selbsthilfe statt Bail-Out – Risikoausgleichsrücklage einführen 

A. Problem 

Zu Buchstabe a 

Die Bundesregierung habe sich zum Ziel gesetzt, mehr Elektroautos auf Deutsch-
lands Straßen zu bringen und Deutschland zum Leitmarkt für Elektromobilität zu 
machen. Über die bereits bestehenden Vorteile für Elektroautos hinaus bedürfe es 
daher einer Verstärkung und Verstetigung der steuerlichen Anreize, um diese 
Ziele zu erreichen. Einen weiteren Baustein zur Förderung einer umweltverträg-
lichen Mobilität würden Anreize zur verstärkten Nutzung von öffentlichen Ver-
kehrsmitteln und des Fahrradverkehrs bilden. 

Außerdem habe sich in verschiedenen Bereichen des deutschen Steuerrechts fach-
lich notwendiger Gesetzgebungsbedarf – auch für Erleichterungen beim Bürger – 
ergeben. Dies betreffe insbesondere Maßnahmen zur Verfahrensvereinfachung 
sowie zur Umsetzung von EU-Recht. 

Zu Buchstabe b 

Die antragstellende Fraktion problematisiert eine fehlende Gleichstellung von 
Fahrzeugen, die mit synthetischen Kraftstoffen oder Biokraftstoffen angetrieben 
werden, mit Elektrofahrzeugen, die von der Kraftfahrzeugsteuer befreit seien und 
auch nicht der Energiesteuer auf Mineralöle unterlägen. 

Zu Buchstabe c 

Die Antragsteller machen darauf aufmerksam, dass den Freifunk-Initiativen die 
uneinheitliche Behandlung durch die Finanzbehörden Sorgen mache. Denn eine 
klare Zuordnung zu einem der Katalogzwecke des § 52 der Abgabenordnung sei 
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aktuell nicht möglich. Die Folge seien unterschiedliche Zuordnungen oder gar die 
Ablehnung der Gemeinnützigkeit einer Freifunk-Initiative. 

Zu Buchstabe d 

Die Antragsteller machen auf eine offensichtliche Ungerechtigkeit für Frauen bei 
der Umsatzsteuer aufmerksam. Menstruationsprodukte (u. a. Tampons, Binden) 
würden mit dem generellen Mehrwertsteuersatz von 19 Prozent besteuert. Sie 
würden folglich nicht als Güter des täglichen Bedarfs, die unter den ermäßigten 
Umsatzsteuersatz von 7 Prozent gelten. Länder wie Kenia, Kanada, Portugal oder 
Frankreich hätten bereits beschlossen, die höhere Steuer auf Menstruationspro-
dukte abzuschaffen. 

Zu Buchstabe e 

Die antragstellende Fraktion macht darauf aufmerksam, dass in globalisierten 
Rohstoffmärkten regionale Erntevariabilitäten aufgrund der geringen Mengenre-
levanz zu keinen bzw. nur geringen Preisänderungen führen. Regionale Änderun-
gen der Erntemenge innerhalb Deutschlands haben somit keinen bzw. nur einen 
sehr geringen Einfluss auf den Weltmarktpreis. Die Mengenschwankungen schla-
gen umso stärker auf den Gewinn der betroffenen Betriebe durch. 

Versicherungslösungen für unwetterbedingte Totalschäden, Preisabsicherungen 
mittels Derivaten, steuerliche Gewinnglättungen und andere steuerliche Gestal-
tungsmöglichkeiten sind keine geeigneten Instrumente, um die Liquidität der be-
troffenen Betriebe zu verbessern. Hinzu kommt, dass Banken aufgrund einer ver-
änderten Rating-Systematik zunehmend zur Ansparung von Kapitaldienstreser-
ven auffordern. Die Bedienung dieser vertraglichen Pflicht erfolgt aus dem ver-
steuerten Gewinn, obwohl die Verpflichtung dazu rein betrieblich bedingt ist. 

B. Lösung 

Zu Buchstabe a 

Nach dem Gesetzentwurf sind zur weiteren Umsetzung des Zieles der umwelt-
freundlichen Mobilität nach dem Inkrafttreten entsprechender steuerlicher Rege-
lungen zur Förderung der Elektromobilität im Jahr 2018 zusätzliche Maßnahmen 
im Steuerrecht vorgesehen. Hierzu gehörten: 

– eine Sonderabschreibung für rein elektrische Lieferfahrzeuge, 

– eine neue Pauschalbesteuerung ohne Anrechnung auf die Entfernungspau-
schale insbesondere bei Jobtickets, 

– die Verlängerung der Befristung der Halbierung der Bemessungsgrundlage 
bei der Dienstwagenbesteuerung bei privater Nutzung eines betrieblichen 
Elektrofahrzeugs oder eines betrieblichen extern aufladbaren Hybridelektro-
fahrzeugs, 

– die Verlängerung der Steuerbefreiung für vom Arbeitgeber gewährte Vor-
teile für das elektrische Aufladen eines Elektrofahrzeugs oder Hybridelekt-
rofahrzeugs im Betrieb des Arbeitgebers oder eines verbundenen Unterneh-
mens und für die zeitweise zur privaten Nutzung überlassene betriebliche 
Ladevorrichtung. 

– Weitere begünstigende/entlastende Maßnahmen seien u. a. steuerliche Ent-
lastungen für Arbeitnehmer und Verfahrenserleichterungen für Arbeitgeber 
und unterstützende Maßnahmen zur Entspannung am Wohnungsmarkt: 

– Einführung eines neuen Pauschbetrages für Berufskraftfahrer, 
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– Anhebung der Pauschalen für Verpflegungsmehraufwendungen, 

– Einkommensteuerbefreiung von Sachleistungen im Rahmen alternativer 
Wohnformen (z. B. „Wohnen für Hilfe“), 

– ermäßigter Umsatzsteuersatz für E-Books. 

Darüber hinaus erfolgten Maßnahmen zur Bekämpfung von Steuergestaltungen 
und Sicherung des Steueraufkommens sowie zwingend notwendige Anpassungen 
an das EU-Recht und an die Rechtsprechung des EuGH. Dies seien insbesondere 
die sogenannten Quick Fixes, d. h. dringend umsetzungsbedürftige Maßnahmen 
im Mehrwertsteuersystem der EU: 

– Direktlieferung bei Lieferung in ein Konsignationslager, 

– Reihengeschäfte, 

– innergemeinschaftliche Lieferungen. 

Zudem werde weiterem fachlich gebotenem Regelungsbedarf im Steuerrecht 
nachgekommen. Dazu gehörten insbesondere die Klarstellung von Zweifelsfra-
gen sowie Folgeänderungen, Fehlerkorrekturen und sonstiger redaktioneller Än-
derungsbedarf. 

Darüber hinaus empfiehlt der Finanzausschuss insbesondere folgende Änderun-
gen am Gesetzentwurf (nur stichpunktartige Aufzählung): 

– Herausnahme der im Gesetzentwurf vorgesehenen Regelungen „Wohnen für 
Hilfe“ 

– Änderung zu Sanierungserträgen (BR Ziffer 1) 

– AfA-Bemessungsgrundlage beim Rückwechsel von der Tonnagesteuer zur 
regulären Gewinnermittlung nach §§ 4 und 5 EStG (BR Ziffer 2) 

– Folgeänderungen zur Einführung des § 7b EStG: Ergänzende Regelung zum 
Werbungskostenabzug sowie Klarstellung des Anwendungszeitraums 

– Pflichtveranlagung bei Kapitaleinkünften ohne Steuerabzug auch für Arbeit-
nehmer (BR Ziffer 9) 

– Dienstwagenbesteuerung – Umsetzung Klimapaket 2030 

– Erweiterung Anwendungsbereich § 7c auf Fahrzeuge der Fahrzeugklasse N3 
und E-Lastenfahrräder 

– Abgrenzung zwischen Geldleistung und Sachbezug sowie Gutscheine und 
Geldkarten 

– Pauschalbesteuerungsmöglichkeit für Fahrräder 

– Erweiterung der Lohnsteuer-Anmeldung (BR Ziffer 11) 

– Einführung einer Steuerabzugsverpflichtung für inländische Betreiber von 
Internetplattformen, die Kapitalanlagen vermitteln (BR Ziffer 32) 

– Beschränkte Steuerpflicht bei Kapitalerträgen nach § 20 Absatz 1 Nummer 1 
Satz 4 EStG 

– Gemeinschaftliche Tierhaltung 

– Anpassung des § 15 Satz 1 Nummer 2 KStG wegen Regelungslücke hin-
sichtlich Aufwärtsverschmelzungen im Organkreis (BR Ziffer 39) 

– Anpassung des Befreiungskatalogs des § 3 Nummer 24 GewStG – Steuerbe-
freiung für Mittelständische Beteiligungsgesellschaften (BR Ziffer 41) 
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– Rückwirkende Festschreibung der bisherigen Rechtsprechungsgrundsätze 
zur gewerbesteuerlichen Behandlung der gewinnwirksamen Auflösung des 
sog. Unterschiedsbetrages bei der Tonnagebesteuerung (BR Ziffer 42) 

– Ermäßigter Umsatzsteuersatz für E-Books, E-Papers u.ä. (BR Ziffer 46) 

– Umsatzsteuerbefreiung für Krankenhausleistungen 

– Umsatzsteuerbefreiung für Verpflegungsdienstleistungen gegenüber Studie-
renden und Schülern (BR Ziffer 52) 

– Umsatzsteuer: Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers bei Gas- und 
Elektrizitätszertifikaten 

– Abgabe der Zusammenfassenden Meldung bei Anwendung der Regelungen 
zum Konsignationslager (BR Ziffer 54) 

– Ermäßigter Umsatzsteuersatz für Erzeugnisse für Zwecke der Monatshygi-
ene 

– Herausnahme der im Gesetzentwurf vorgesehenen Regelungen zur Umsatz-
steuerbefreiung für Bildungsleistungen 

– Steuerbefreiung innergemeinschaftlicher Lieferungen (BR Ziffern 59 und 
60) 

– Verhinderung von Cum/Cum-Geschäften mit Spezial-Investmentanteilen 

– Steuerstatistik; Ergänzende Regelung zur Grundsteuerstatistik und Anord-
nung der Forschungszulagenstatistik 

– Befugnis der Statistischen Landesämter zur Nutzung von dem Steuergeheim-
nis unterliegenden Daten (BR Ziffer 67) 

– Aufzeichnung des Warenausgangs; redaktionelle Korrektur (BR Ziffer 77) 

– Verarbeitung personenbezogener Daten, § 11 StBerG 

– Aufgaben der Bundessteuerberaterkammer, § 86 Absatz 2 StBerG 

– Wohnungsbauprämie 

Annahme des Gesetzentwurfs auf Drucksachen 19/13436, 19/13712 in geän-
derter Fassung mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD ge-
gen die Stimmen der Fraktionen der AfD und FDP bei Stimmenthaltung der
Fraktionen DIE LINKE. und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 

Zu Buchstabe b 

Der Antrag der Fraktion der AfD sieht vor, dass der Deutsche Bundestag die Bun-
desregierung auffordert, 

1. das Energiesteuergesetz (EnergieStG) so zu ändern, dass Energiesteuern auf 
synthetische Kraftstoffe und Biokraftstoffe künftig nur noch in der Höhe er-
hoben werden, wie dies für das Äquivalent in elektrischem Strom erhoben 
würde; 

2. das Kraftfahrzeugsteuergesetz (KraftStG) so zu ändern, dass die Steuerbe-
freiung für Elektrofahrzeuge (§ 3d) analog auch für Fahrzeuge mit Verbren-
nungsmotor gilt, sofern technisch sichergestellt ist, dass diese nur mit syn-
thetischen Kraftstoffen oder Biokraftstoffen betrieben werden können; 

3. das Bundesfernstraßenmautgesetz (BFStrMG) so zu ändern, dass die für 
Elektrofahrzeuge anzuwendenden Vorschriften analog auch für Fahrzeuge 
mit Verbrennungsmotor gelten, sofern technisch sichergestellt ist, dass diese 



   

      
 

      
    

    
      

 

    
    

 

   
    

 

     
      

  

 

          
    

          
        

     
 

     
     

  

 

     
 

 

    
         

 

 
   

       
       

  

 

          
      

           
      

      
   

 

Drucksache 19/14873 – 6 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode 

nur mit synthetischen Kraftstoffen oder Biokraftstoffen betrieben werden 
können; 

4. das Elektromobilitätsgesetz (EmoG) so zu ändern, dass die für Elektrofahr-
zeuge geltenden Erleichterungen und Befreiungen hinsichtlich der Benut-
zung der Straßen und Entrichtung von Gebühren auch für Fahrzeuge mit 
Verbrennungsmotor gelten, sofern sichergestellt ist, dass diese nur mit syn-
thetischen Kraftstoffen oder Biokraftstoffen betrieben werden können; 

5. Fahrzeuge mit Verbrennungsmotor, bei denen sichergestellt ist, dass diese 
nur mit synthetischen Kraftstoffen betrieben werden können, einkommen-
steuerrechtlich mit batterieelektrischen Fahrzeugen gleichzustellen; 

6. alle Verkehrsmittel, wie Pkw, Lkw, Lokomotiven, Flugzeuge und Schiffe, 
die mit synthetischen Kraftstoffen oder Biokraftstoffen betrieben werden, als 
NullGramm-CO2-Fahrzeuge auf europäischer Ebene einstufen zu lassen. 

Ablehnung des Antrags auf Drucksache 19/6007 mit den Stimmen der Frak-
tionen CDU/CSU, SPD, FDP, DIE LINKE. und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
gegen die Stimmen der Fraktion der AfD. 

Zu Buchstabe c 

Der Antrag der Fraktion der FDP sieht vor, dass der Deutsche Bundestag die Bun-
desregierung auffordert, die Einrichtung und Unterhaltung von „Freifunk-Net-
zen“ als neue Nummer 26 in den Katalog der gemeinnützigen Zwecke in § 52 
Absatz 2 Satz 1 der Abgabenordnung aufzunehmen und sich somit dem Beschluss 
des Bundesrates auf Bundesrats-Drucksache 107/17 vom 10. März 2017 anzu-
schließen. 

Ablehnung des Antrags auf Drucksache 19/6490 mit den Stimmen der Frak-
tionen der CDU/CSU, SPD und AfD gegen die Stimmen der Fraktionen FDP,
DIE LINKE. und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 

Zu Buchstabe d 

Der Antrag der Fraktion DIE LINKE. sieht vor, dass der Deutsche Bundestag die 
Bundesregierung auffordert, 

einen Gesetzentwurf vorzulegen, 

1. mit dem Menstruationsprodukte in die Liste der Gegenstände, für die die Um-
satzsteuer auf 7 Prozent ermäßigt wird (Anlage 2 des Umsatzsteuergesetzes), 
aufgenommen werden; 

2. der sicherstellt, dass Menstruationsprodukte in öffentlichen Einrichtungen und 
öffentlichen Gesundheitsstellen kostenlos zur Verfügung gestellt werden. 

Ablehnung des Antrags auf Drucksache 19/10280 mit den Stimmen der Frak-
tionen der CDU/CSU, SPD, AfD und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen 
DIE LINKE. und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 

Zu Buchstabe e 

Der Antrag der Fraktion der FDP sieht vor, dass der Deutsche Bundestag die Bun-
desregierung unter anderem auffordert, für Unternehmen, die nach § 13 EStG Ein-
künfte aus Land- und Forstwirtschaft beziehen und nach § 4 Abs. 1 oder 3 EStG 
ihren Gewinn ermitteln und nicht bereits nach dem Forstschäden-Ausgleichsge-
setz (FoSchAusglG) zur Rücklagenbildung ermächtigt sind, die Bildung einer 
steuerfreien Risikoausgleichsrücklage bis zur Höhe des durchschnittlichen Ge-
winns der vergangenen vier Wirtschaftsjahre zu ermöglichen. 
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Ablehnung des Antrags auf Drucksache 19/4218 mit den Stimmen der Frak-
tionen CDU/CSU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen 
der Fraktionen der AFD und FDP bei Stimmenthaltung der Fraktion DIE 
LINKE. 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Zu Buchstabe a 

(Steuermehr- / -mindereinnahmen (–) in Mio. Euro) 

Gebietskör-
volle Jah-

reswir-
Kassenjahr 

perschaft 
kung 1) 2019 2020 2021 2022 2023 

Insgesamt - 885 - 15 - 340 - 585 - 845 - 925 

Bund - 374 5 - 154 - 253 - 355 - 401 

Länder - 308 3 - 130 - 218 - 291 - 318 

Gemeinden - 203 - 23 - 56 - 114 - 199 - 206 

1) Wirkung für einen vollen (Veranlagungs-)Zeitraum von 12 Monaten. 

Die Veränderung der Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand durch die vom 
Finanzausschuss empfohlenen Änderungen am Gesetzentwurf ist in dieser Auf-
stellung enthalten. 

Zu Buchstaben b, c und d 

Die Anträge diskutieren keine Haushaltsauswirkungen. 

Zu Buchstabe e 

Die Mindereinnahmen werden durch Einsparungen in anderen Haushaltstiteln des 
Einzelplans 10 überwiegend aufgefangen. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Zu Buchstabe a 

Veränderung des jährlichen Zeitaufwandes in Std. - 130 667 

Veränderung des jährlichen Sachaufwandes in Tsd. Euro +6 

Einmaliger Zeitaufwand in Std. 30 000 

Einmaliger Sachaufwand in Tsd. Euro 355 



   

    

 

        

         

        

    
 

  
     

   
    

 

   

 

        

        

   

 

       
     

      
 

    

    
 

Drucksache 19/14873 – 8 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Zu Buchstabe a 

Veränderung des jährlichen Erfüllungsaufwandes in Tsd. Euro +2 091 

davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten in Tsd. Euro +1 125 

Einmaliger Erfüllungsaufwand in Tsd. Euro 16 962 

Der laufende Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft aus diesem Regelungsvorha-
ben unterliege der „One in, one out“-Regelung (Kabinettbeschluss vom 25. März 
2015). Im Sinne dieser Regelung stelle der jährliche laufende Erfüllungsaufwand 
der Wirtschaft in diesem Regelungsvorhaben ein „In“ von 2,091 Mio. Euro dar. 
Die erforderliche Kompensation werde nach den geltenden Regelungen zur Bü-
rokratiebremse (One in, One out) erfolgen; eine konkrete Kompensationsperspek-
tive sei gegenwärtig noch nicht ersichtlich. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Zu Buchstabe a 

Veränderung des jährlichen Erfüllungsaufwandes in Tsd. Euro -92 975 

Einmaliger Erfüllungsaufwand in Tsd. Euro 1 453 

F. Weitere Kosten 

Zu Buchstabe a 

Dem Bund (Ländern und Gemeinden ebenfalls) als öffentliche Arbeitgeber wür-
den voraussichtlich durch die Anknüpfung der dienstrechtlichen Regelungen an 
die steuerlichen Pauschalen für Verpflegungsmehraufwand auch entsprechende 
Mehrausgaben entstehen. 

Der Wirtschaft, einschließlich mittelständischer Unternehmen, entstünden keine 
direkten sonstigen Kosten. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Ver-
braucherpreisniveau, seien nicht zu erwarten. 
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Beschlussempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

a) den Gesetzentwurf auf Drucksachen 19/13436, 19/13712 in der aus der nach-
stehenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen; 

b) den Antrag auf Drucksache 19/6007 abzulehnen; 

c) den Antrag auf Drucksache 19/6490 abzulehnen; 

d) den Antrag auf Drucksache 19/10280 abzulehnen; 

e) den Antrag auf Drucksache 19/4218 abzulehnen. 

Berlin, den 6. November 2019 

Der Finanzausschuss 

Bettina Stark-Watzinger 
Vorsitzende 

Olav Gutting Lothar Binding (Heidelberg) Kay Gottschalk 
Berichterstatter Berichterstatter Berichterstatter 

Markus Herbrand 
Berichterstatter 



   

      
      

   
      

     

   
 

    

  
 

    

    

    
  

    
  

  

   

   
 

  

   
 

  

   
 

  

     

    
 

   

     

      

                     
                  

   
                       

                    
             

         
                     

                     
          

      
                      

                    
            

        

Drucksache 19/14873 – 10 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode 

Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur weiteren steuerlichen Förderung der Elektromobilität 
und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften 
– Drucksachen 19/13436, 19/13712 – 
mit den Beschlüssen des Finanzausschusses (7. Ausschuss) 

Entwurf Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur weiteren 
steuerlichen Förderung der Elektromo-
bilität und zur Änderung weiterer steu-

1erlicher Vorschriften1F1F 

Entwurf eines Gesetzes zur weiteren 
steuerlichen Förderung der Elektromo-
bilität und zur Änderung weiterer steu-

erlicher Vorschriften1 

Vom ... Vom ... 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

I n h a l t s ü b e r s i c h t I n h a l t s ü b e r s i c h t 

Artikel 1 Änderung des Einkommensteuergesetzes Artikel 1 u n v e r ä n d e r t 

Artikel 2 Weitere Änderung des Einkommensteu-
ergesetzes 

Artikel 2 u n v e r ä n d e r t 

Artikel 3 Weitere Änderung des Einkommensteu-
ergesetzes 

Artikel 3 u n v e r ä n d e r t 

Artikel 4 Weitere Änderung des Einkommensteu-
ergesetzes 

Artikel 4 u n v e r ä n d e r t 

Artikel 5 Weitere Änderung des Einkommen-
steuergesetzes 

Artikel 5 Änderung des Körperschaftsteuergeset-
zes 

Artikel 6 u n v e r ä n d e r t 

Artikel 7 Weitere Änderung des Körperschaft-
steuergesetzes 

Artikel 6 Änderung des Gewerbesteuergesetzes Artikel 8 u n v e r ä n d e r t 

Artikel 11 Nummer 7 dieses Gesetzes dient der Umsetzung von Artikel 1 der Richtlinie (EU) 2018/1713 des Rates vom 6. November 2018 zur 
Änderung der Richtlinie 2006/112/EG des Rates in Bezug auf die Mehrwertsteuersätze für Bücher, Zeitungen und Zeitschriften (ABl. L 286 vom 
14.11.2018, S. 20). 
Artikel 12 Nummer 3, 4 Buchstabe a, Nummer 8, 14 und 16 dieses Gesetzes dient der Umsetzung von Artikel 17a Absatz 1 der Richtlinie 
2006/112/EG in der Fassung von Artikel 1 Nummer 1 der Richtlinie 2018/1910 des Rates vom 4. Dezember 2018 zur Änderung der Richtlinie 
2006/112/EG in Bezug auf die Harmonisierung und Vereinfachung bestimmter Regelungen des Mehrwertsteuersystems zur Besteuerung des 
Handels zwischen Mitgliedstaaten (ABl. L 311 vom 7.12.2018, S. 3). 
Artikel 12 Nummer 4 Buchstabe b bis d dieses Gesetzes dient der Umsetzung von Artikel 36a der Richtlinie 2006/112/EG in der Fassung von 
Artikel 1 Nummer 2 der Richtlinie 2018/1910 des Rates vom 4. Dezember 2018 zur Änderung der Richtlinie 2006/112/EG in Bezug auf die 
Harmonisierung und Vereinfachung bestimmter Regelungen des Mehrwertsteuersystems zur Besteuerung des Handels zwischen Mitgliedstaaten 
(ABl. L 311 vom 7.12.2018, S. 3). 
Artikel 12 Nummer 5 Buchstabe a und Nummer 7 dieses Gesetzes dient der Umsetzung von Artikel 138 Absatz 1a der Richtlinie 2006/112/EG 
in der Fassung von Artikel 1 Nummer 3 der Richtlinie 2018/1910 des Rates vom 4. Dezember 2018 zur Änderung der Richtlinie 2006/112/EG 
in Bezug auf die Harmonisierung und Vereinfachung bestimmter Regelungen des Mehrwertsteuersystems zur Besteuerung des Handels zwischen 
Mitgliedstaaten (ABl. L 311 vom 7.12.2018, S. 3). 
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Entwurf Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Artikel 9 Weitere Änderung des Gewerbesteuer-
gesetzes 

Artikel 7 Änderung der Gewerbesteuer-Durchfüh-
rungsverordnung 

Artikel 10 u n v e r ä n d e r t 

Artikel 8 Änderung des Umsatzsteuergesetzes Artikel 11 u n v e r ä n d e r t 

Artikel 9 Weitere Änderung des Umsatzsteuerge-
setzes 

Artikel 12 u n v e r ä n d e r t 

Artikel 10 Weitere Änderung des Umsatzsteuerge-
setzes 

entfällt 

Artikel 13 Weitere Änderung des Umsatzsteuer-
gesetzes 

Artikel 11 Änderung der Umsatzsteuer-Durchfüh-
rungsverordnung 

Artikel 14 u n v e r ä n d e r t 

Artikel 12 Weitere Änderung der Umsatzsteuer-
Durchführungsverordnung 

Artikel 15 u n v e r ä n d e r t 

Artikel 13 Änderung des Finanzkonten-Informati-
onsaustauschgesetzes 

Artikel 16 u n v e r ä n d e r t 

Artikel 14 Änderung des Investmentsteuergesetzes Artikel 17 u n v e r ä n d e r t 

Artikel 15 Änderung des Finanzverwaltungsgeset-
zes 

Artikel 18 u n v e r ä n d e r t 

Artikel 16 Weitere Änderung des Finanzverwal-
tungsgesetzes 

Artikel 19 u n v e r ä n d e r t 

Artikel 17 Änderung des Gesetzes über Steuerstatis-
tiken 

Artikel 20 u n v e r ä n d e r t 

Artikel 18 Änderung der Abgabenordnung Artikel 21 u n v e r ä n d e r t 

Artikel 19 Änderung des Einführungsgesetzes zur 
Abgabenordnung 

Artikel 22 u n v e r ä n d e r t 

Artikel 20 Änderung des Steuerberatungsgesetzes Artikel 23 u n v e r ä n d e r t 

Artikel 21 Weitere Änderung des Steuerberatungs-
gesetzes 

Artikel 24 u n v e r ä n d e r t 

Artikel 22 Änderung des Bewertungsgesetzes Artikel 25 u n v e r ä n d e r t 

Artikel 23 Änderung des Wohnungsbau-Prämienge-
setzes 

Artikel 26 u n v e r ä n d e r t 

Artikel 27 Weitere Änderung des Wohnungsbau-
Prämiengesetzes 

Artikel 24 Änderung des Rennwett- und Lotteriege-
setzes 

Artikel 28 u n v e r ä n d e r t 

Artikel 25 Weitere Änderung des Rennwett- und 
Lotteriegesetzes 

Artikel 29 u n v e r ä n d e r t 
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Entwurf Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Artikel 26 Änderung der Ausführungsbestimmun-
gen zum Rennwett- und Lotteriegesetz 

Artikel 30 u n v e r ä n d e r t 

Artikel 27 Änderung des Gesetzes zum Erlass und 
zur Änderung marktordnungsrechtlicher 
Vorschriften sowie zur Änderung des 
Einkommensteuergesetzes 

Artikel 31 u n v e r ä n d e r t 

Artikel 28 Änderung des Schwarzarbeitsbekämp-
fungsgesetzes 

Artikel 32 u n v e r ä n d e r t 

Artikel 29 Änderung des Bundeskindergeldgesetzes Artikel 33 u n v e r ä n d e r t 

Artikel 30 Weitere Änderung des Bundeskinder-
geldgesetzes 

Artikel 34 u n v e r ä n d e r t 

Artikel 31 Änderung des Bundeselterngeld- und El-
ternzeitgesetzes 

Artikel 35 u n v e r ä n d e r t 

Artikel 32 Weitere Änderung des Bundeselterngeld-
und Elternzeitgesetzes 

Artikel 36 u n v e r ä n d e r t 

Artikel 33 Änderung des Unterhaltsvorschussgeset-
zes 

Artikel 37 u n v e r ä n d e r t 

Artikel 34 Weitere Änderung des Unterhaltsvor-
schussgesetzes 

Artikel 38 u n v e r ä n d e r t 

Artikel 35 Inkrafttreten Artikel 39 u n v e r ä n d e r t 

Artikel 1 Artikel 1 

Änderung des Einkommensteuergesetzes Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 8. Oktober 2009 (BGBl. I S. 
3366, 3862), das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes 
vom 11. Juli 2019 (BGBl. I S. 1066) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 8. Oktober 2009 (BGBl. I S. 
3366, 3862), das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes 
vom 11. Juli 2019 (BGBl. I S. 1066) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu 
§ 6d folgende Angabe eingefügt: 

1. u n v e r ä n d e r t 

„§ 6e Fondsetablierungskosten als Anschaf-
fungskosten“. 

2. § 1a Absatz 1 Nummer 2 Satz 2 wird wie folgt ge-
fasst: 

2. u n v e r ä n d e r t 

„Nummer 1 Satz 2 Buchstabe a gilt entspre-
chend.“ 

3. § 3 wird wie folgt geändert: 3. Nach § 3 Nummer 18 wird folgende Num-
mer 19 eingefügt: 

a) Nach Nummer 18 wird folgende Nummer 19 
eingefügt: 

a) entfällt 
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Entwurf Beschlüsse des 7. Ausschusses 

„19. Weiterbildungsleistungen des Arbeit-
gebers für Maßnahmen nach § 82 Ab-
satz 1 und 2 des Dritten Buches Sozi-
algesetzbuch sowie Weiterbildungs-
leistungen des Arbeitgebers, die der 
Verbesserung der Beschäftigungsfä-
higkeit des Arbeitnehmers dienen. Die 
Weiterbildung darf keinen überwie-
genden Belohnungscharakter haben;“. 

„19. u n v e r ä n d e r t 

b) Nach Nummer 48 wird folgende Nummer 49 
eingefügt: 

b) entfällt 

„49. Vorteile des Wohnraumnehmers aus 
der Nutzung einer ihm zu eigenen 
Wohnzwecken überlassenen Unter-
kunft oder Wohnung und aus der ihm 
als Sachbezug gestellten üblichen Ver-
pflegung gegen die Erbringung von 
Leistungen im Privathaushalt des 
Wohnraumgebers, für die das Haus-
haltsscheckverfahren nach § 28a Ab-
satz 7 des Vierten Buches Sozialgesetz-
buch dem Grunde nach anwendbar 
wäre, wenn weitere durch den Wohn-
raumgeber gewährte steuerpflichtige 
Bezüge den in § 8 Absatz 1 Nummer 1 
des Vierten Buches Sozialgesetzbuch 
genannten Betrag im Kalendermonat 
nicht übersteigen und wenn die über-
lassene Unterkunft oder Wohnung im 
räumlichen Zusammenhang mit der 
Wohnung des Wohnraumgebers steht. 
Bei Vorliegen der Voraussetzungen 
nach Satz 1 sind die Vorteile des 
Wohnraumgebers aus den Leistungen 
des Wohnraumnehmers in seinem Pri-
vathaushalt sowie die gezahlten umla-
gefähigen Kosten im Sinne der Verord-
nung über die Aufstellung von Be-
triebskosten steuerfreie Einnahmen 
aus der Wohnraumüberlassung. Flie-
ßen dem Wohnraumgeber aus der 
Wohnraumüberlassung neben den 
Vorteilen Einnahmen in Geld zu, ist 
Satz 2 für die Einnahmen in Geld und 
für die umlagefähigen Kosten nicht an-
zuwenden. Für die Vorteile im Sinne 
des Satzes 2 ist § 35a nicht anzuwen-
den;“. 
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Entwurf Beschlüsse des 7. Ausschusses 

4. Nach § 3a Absatz 3 wird folgender Absatz 3a 
eingefügt: 

„(3a) Bei Zusammenveranlagung sind 
auch die laufenden Beträge und Verlustvor-
träge des anderen Ehegatten einzubeziehen.“ 

4. § 4 Absatz 5 Satz 1 wird wie folgt geändert: 5. u n v e r ä n d e r t 

a) Nummer 8 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Geldbußen, Ordnungsgelder und Verwar-
nungsgelder, die von einem Gericht oder ei-
ner Behörde im Geltungsbereich dieses Ge-
setzes oder von einem Mitgliedstaat oder von 
Organen der Europäischen Union festgesetzt 
wurden sowie damit zusammenhängende 
Aufwendungen.“ 

b) In Nummer 8a werden vor dem Semikolon 
am Ende die Wörter „und Zinsen nach 
§ 233a der Abgabenordnung, soweit diese 
nach § 235 Absatz 4 der Abgabenordnung 
auf die Hinterziehungszinsen angerechnet 
werden“ eingefügt. 

6. Dem § 5a Absatz 6 wird folgender Satz ange-
fügt: 

„Für Wirtschaftsgüter des abnutzbaren Anla-
gevermögens sind den weiteren Absetzungen 
für Abnutzung unverändert die ursprüngli-
chen Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
zugrunde zu legen.“ 

5. Nach § 6d wird folgender § 6e eingefügt: 7. u n v e r ä n d e r t 

„§ 6e 

Fondsetablierungskosten als Anschaffungskosten 

(1) Zu den Anschaffungskosten von Wirt-
schaftsgütern, die ein Steuerpflichtiger gemein-
schaftlich mit weiteren Anlegern gemäß einem 
von einem Projektanbieter vorformulierten Ver-
tragswerk anschafft, gehören auch die Fondsetab-
lierungskosten im Sinne der Absätze 2 und 3. Ha-
ben die Anleger in ihrer gesellschaftsrechtlichen 
Verbundenheit keine wesentlichen Möglichkeiten 
zur Einflussnahme auf das Vertragswerk, gelten 
die Wirtschaftsgüter im Sinne von Satz 1 als an-
geschafft. 

(2) Fondsetablierungskosten sind alle auf 
Grund des vorformulierten Vertragswerks neben 
den Anschaffungskosten im Sinne von § 255 des 
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Handelsgesetzbuchs vom Anleger an den Projek-
tanbieter oder an Dritte zu zahlenden Aufwendun-
gen, die auf den Erwerb der Wirtschaftsgüter im 
Sinne des Absatzes 1 Satz 1 gerichtet sind. Zu den 
Anschaffungskosten der Anleger im Sinne des 
Absatzes 1 Satz 2 gehören darüber hinaus alle an 
den Projektanbieter oder an Dritte geleisteten 
Aufwendungen in wirtschaftlichem Zusammen-
hang mit der Abwicklung des Projekts in der In-
vestitionsphase. Zu den Anschaffungskosten zäh-
len auch die Haftungs- und Geschäftsführungs-
vergütungen für Komplementäre, Geschäftsfüh-
rungsvergütungen bei schuldrechtlichem Leis-
tungsaustausch und Vergütungen für Treuhand-
kommanditisten, soweit sie auf die Investitions-
phase entfallen. 

(3) Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 sind sinn-
gemäß in den Fällen anzuwenden, in denen 
Fondsetablierungskosten vergleichbare Kosten 
außerhalb einer gemeinschaftlichen Anschaffung 
zu zahlen sind. 

(4) Im Fall des § 4 Absatz 3 sind die Ab-
sätze 1 bis 3 entsprechend anzuwenden. 

(5) § 15b bleibt unberührt.“ 

6. § 7h wird wie folgt geändert: 8. u n v e r ä n d e r t 

a) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1a ein-
gefügt: 

„(1a) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, so-
fern Maßnahmen zur Herstellung eines 
neuen Gebäudes führen. Die Prüfung, ob 
Maßnahmen zur Herstellung eines neuen Ge-
bäudes führen, obliegt der Finanzbehörde.“ 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird der Punkt am Ende 
durch ein Semikolon ersetzt und werden die 
Wörter „die Bescheinigung hat die Höhe der 
Aufwendungen für die Maßnahmen nach 
Absatz 1 Satz 1 und 2 zu enthalten.“ ange-
fügt. 

c) In Absatz 3 werden die Wörter „Absätze 1 
und 2“ durch die Wörter „Absätze 1 bis 2“ 
ersetzt. 

7. § 9 Absatz 5 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 9. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 3 Nummer 7 Satz 1 wer-
den nach dem Wort „Substanzverringe-
rung“ ein Komma und die Wörter „Son-
derabschreibungen nach § 7b“ eingefügt. 
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b) Absatz 5 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Die §§ 4j, 6 Absatz 1 Nummer 1a und § 6e gel-
ten entsprechend.“ 

u n v e r ä n d e r t 

8. § 10 Absatz 1 Nummer 3 Satz 2 wird durch fol-
gende Sätze ersetzt: 

10. u n v e r ä n d e r t 

„Als eigene Beiträge des Steuerpflichtigen kön-
nen auch eigene Beiträge im Sinne der Buchsta-
ben a oder b eines Kindes behandelt werden, wenn 
der Steuerpflichtige die Beiträge des Kindes, für 
das ein Anspruch auf einen Freibetrag nach § 32 
Absatz 6 oder auf Kindergeld besteht, durch Leis-
tungen in Form von Bar- oder Sachunterhalt wirt-
schaftlich getragen hat, unabhängig von Einkünf-
ten oder Bezügen des Kindes. Satz 2 gilt entspre-
chend, wenn der Steuerpflichtige die Beiträge für 
ein unterhaltsberechtigtes Kind trägt, welches 
nicht selbst Versicherungsnehmer ist, sondern der 
andere Elternteil.“ 

9. In § 11a Absatz 4 werden die Wörter „§ 7h Ab-
satz 2 und 3“ durch die Wörter „§ 7h Absatz 1a 
bis 3“ ersetzt. 

11. u n v e r ä n d e r t 

10. In § 12 Nummer 4 wird das Wort „dienen;“ durch 
die Wörter „dienen sowie damit zusammenhän-
gende Aufwendungen.“ ersetzt. 

12. u n v e r ä n d e r t 

11. § 15 Absatz 3 Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 13. u n v e r ä n d e r t 

„1. einer offenen Handelsgesellschaft, einer 
Kommanditgesellschaft oder einer anderen 
Personengesellschaft, wenn die Gesell-
schaft auch eine Tätigkeit im Sinne des Ab-
satzes 1 Satz 1 Nummer 1 ausübt oder ge-
werbliche Einkünfte im Sinne des Absatzes 
1 Satz 1 Nummer 2 bezieht. Dies gilt unab-
hängig davon, ob aus der Tätigkeit im Sinne 
des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1 ein Ge-
winn oder Verlust erzielt wird oder ob die 
gewerblichen Einkünfte im Sinne des Ab-
satzes 1 Satz 1 Nummer 2 positiv oder ne-
gativ sind;“. 

12. In § 20 Absatz 4a Satz 1 werden die Wörter „Ar-
tikel 8 der Richtlinie 90/434/EWG“ durch die 
Wörter „Artikel 8 der Richtlinie 2009/133/EG des 
Rates vom 19. Oktober 2009 über das gemein-
same Steuersystem für Fusionen, Spaltungen, Ab-
spaltungen, die Einbringung von Unternehmens-
teilen und den Austausch von Anteilen, die Ge-
sellschaften verschiedener Mitgliedstaaten betref-
fen, sowie für die Verlegung des Sitzes einer Eu-
ropäischen Gesellschaft oder einer Europäischen 

14. u n v e r ä n d e r t 
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Genossenschaft von einem Mitgliedstaat in einen 
anderen Mitgliedstaat (ABl. EU Nr. L 310 S. 34) 
in der jeweils geltenden Fassung“ ersetzt. 

15. Dem § 32d Absatz 3 wird folgender Satz ange-
fügt: 

„Im Fall des Satzes 1 ist eine Veranlagung un-
geachtet von § 46 Absatz 2 durchzuführen.“ 

13. § 36a Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 16. u n v e r ä n d e r t 

„(4) Einkommen- oder körperschaftsteuer-
pflichtige Personen, bei denen insbesondere auf 
Grund einer Steuerbefreiung kein Steuerabzug 
vorgenommen oder denen ein Steuerabzug erstat-
tet wurde und die die Voraussetzungen für eine 
Anrechenbarkeit der Kapitalertragsteuer nach den 
Absätzen 1 bis 3 nicht erfüllen, haben 

1. dies gegenüber ihrem zuständigen Finanz-
amt anzuzeigen, 

2. Kapitalertragsteuer in Höhe von 15 Prozent 
der Kapitalerträge im Sinne des § 43 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 1a und des Absatzes 1 
Satz 4 nach amtlich vorgeschriebenem Vor-
druck auf elektronischem Weg anzumelden 
und 

3. die angemeldete Steuer zu entrichten. 

Die Anzeige, Anmeldung und Entrichtung hat bei 
Steuerpflichtigen, die ihren Gewinn durch Be-
triebsvermögensvergleich ermitteln, bis zum 10. 
Tag des auf den Ablauf des Wirtschaftsjahres fol-
genden Monats und bei anderen Steuerpflichtigen 
bis zum 10. Tag des auf den Ablauf des Kalender-
jahres folgenden Monats zu erfolgen.“ 

14. In § 39b Absatz 2 Satz 5 Nummer 3 Buchstabe d 
werden die Wörter „und den ermäßigten Beitrags-
satz“ durch ein Komma und die Wörter „den er-
mäßigten Beitragssatz und den durchschnittlichen 
Zusatzbeitragssatz“ ersetzt. 

17. u n v e r ä n d e r t 

15. In § 39f Absatz 1 Satz 1 wird der Klammerzusatz 
„(§ 38b Absatz 1 Satz 2 Nummer 4)“ durch den 
Klammerzusatz „(§ 38b Absatz 1 Satz 2 Num-
mer 4 erster Halbsatz)“ ersetzt. 

18. u n v e r ä n d e r t 

16. In § 40 Absatz 2 werden die Sätze 2 und 3 durch 
die folgenden Sätze ersetzt: 

19. u n v e r ä n d e r t 

„Der Arbeitgeber kann die Lohnsteuer mit folgen-
den Pauschsteuersätzen erheben: 
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1. mit einem Pauschsteuersatz von 15 Prozent 
für die nicht nach § 3 Nummer 15 steuer-
freien 

a) Sachbezüge in Form einer unentgeltli-
chen oder verbilligten Beförderung ei-
nes Arbeitnehmers zwischen Wohnung 
und erster Tätigkeitsstätte sowie Fahr-
ten nach § 9 Absatz 1 Satz 3 Num-
mer 4a Satz 3 oder 

b) Zuschüsse zu den Aufwendungen des 
Arbeitnehmers für Fahrten zwischen 
Wohnung und erster Tätigkeitsstätte 
oder Fahrten nach § 9 Absatz 1 Satz 3 
Nummer 4a Satz 3, die zusätzlich zum 
ohnehin geschuldeten Arbeitslohn ge-
leistet werden, 

soweit die Bezüge den Betrag nicht überstei-
gen, den der Arbeitnehmer nach § 9 Absatz 1 
Satz 3 Nummer 4 und Absatz 2 als Wer-
bungskosten geltend machen könnte, wenn 
die Bezüge nicht pauschal besteuert würden; 
diese pauschal besteuerten Bezüge mindern 
die nach § 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 4 
Satz 2 und Absatz 2 abziehbaren Werbungs-
kosten oder 

2. mit einem Pauschsteuersatz von 25 Prozent 
anstelle der Steuerfreiheit nach § 3 Num-
mer 15 einheitlich für alle dort genannten 
Bezüge eines Kalenderjahres, auch wenn die 
Bezüge dem Arbeitnehmer nicht zusätzlich 
zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn ge-
währt werden; für diese pauschal besteuerten 
Bezüge unterbleibt eine Minderung der nach 
§ 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 4 Satz 2 und 
Absatz 2 abziehbaren Werbungskosten. 

Die nach Satz 2 pauschalbesteuerten Bezüge blei-
ben bei der Anwendung des § 40a Absatz 1 bis 4 
außer Ansatz. Bemessungsgrundlage der pauscha-
len Lohnsteuer sind in den Fällen des Satzes 2 
Nummer 2 die Aufwendungen des Arbeitgebers 
einschließlich Umsatzsteuer.“ 

17. In § 41b Absatz 1 Satz 2 werden die Nummern 6 
und 7 wie folgt gefasst: 

20. u n v e r ä n d e r t 

„6. die auf die Entfernungspauschale nach § 3 
Nummer 15 Satz 3 und § 9 Absatz 1 Satz 3 
Nummer 4 Satz 5 anzurechnenden steuer-
freien Arbeitgeberleistungen, 
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7. die auf die Entfernungspauschale nach § 40 
Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 2. Halbsatz an-
zurechnenden pauschal besteuerten Arbeit-
geberleistungen,“. 

18. In § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 Buchstabe b 
Satz 2 werden die Wörter „die Deutsche Postbank 
AG,“ gestrichen. 

21. u n v e r ä n d e r t 

19. § 44a Absatz 4b Satz 1 wird wie folgt geändert: 22. u n v e r ä n d e r t 

a) In Nummer 3 werden die Wörter „Absatz 7 
Satz 4“ durch die Wörter „Absatz 7 Satz 2“ 
ersetzt. 

b) In Nummer 4 werden die Wörter „Absatz 8 
Satz 3“ durch die Wörter „Absatz 8 Satz 2“ 
ersetzt. 

20. In § 45a Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 werden die 
Wörter „§ 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1a, 6, 7 
und 8 bis 12“ durch die Wörter „§ 43 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1a, 5 bis 7 und 8 bis 12“ ersetzt. 

23. u n v e r ä n d e r t 

21. § 50 Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt geändert: 24. u n v e r ä n d e r t 

a) In Nummer 5 wird der Punkt am Ende durch 
ein Semikolon ersetzt. 

b) Folgende Nummer 6 wird angefügt: 

„6. für Einkünfte aus Kapitalvermögen im 
Sinne des § 49 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 5 Buchstabe a, auf die § 20 Ab-
satz 1 Nummer 6 Satz 2 anzuwenden 
ist, wenn die Veranlagung zur Ein-
kommensteuer beantragt wird.“ 

22. In § 50a Absatz 1 Nummer 4 werden die Wörter 
„Verwaltungsrats, Grubenvorstands oder ande-
ren“ durch die Wörter „Verwaltungsrats oder an-
deren“ ersetzt. 

25. u n v e r ä n d e r t 

23. § 51 Absatz 4 wird wie folgt geändert: 26. u n v e r ä n d e r t 

a) In Nummer 1 Buchstabe h wird der Klam-
merzusatz „(§ 50a)“ durch den Klammerzu-
satz „(§ 50a Absatz 7)“ ersetzt. 

b) Nach Nummer 1c wird folgende Nummer 1d 
eingefügt: 

„1d. die Vordrucke für die Anmeldung des 
Steuerabzugs von Vergütungen im 
Sinne des § 50a Absatz 1 zu bestim-
men;“. 
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24. § 52 wird wie folgt geändert: 27. § 52 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 4a wird folgender Satz ange-
fügt: 

„Satz 1 gilt auch für § 3a Absatz 3a in der 
Fassung des Artikels … des Gesetzes vom 
… (BGBl. I S. …) [einsetzen: Ausferti-
gungsdatum und Fundstelle des vorliegen-
den Änderungsgesetzes].“ 

a) Dem Absatz 6 werden folgende Sätze ange-
fügt: 

b) u n v e r ä n d e r t 

„§ 4 Absatz 5 Satz 1 Nummer 8 in der Fas-
sung des Artikels … des Gesetzes vom … 
(BGBl. I S. …) [einsetzen: Ausfertigungsda-
tum und Fundstelle des vorliegenden Ände-
rungsgesetzes] ist erstmals anzuwenden auf 
nach dem 31. Dezember 2018 festgesetzte 
Geldbußen, Ordnungsgelder und Verwar-
nungsgelder sowie auf nach dem 31. Dezem-
ber 2018 entstandene mit der Geldbuße, dem 
Ordnungsgeld oder dem Verwarnungsgeld 
zusammenhängende Aufwendungen. § 4 
Absatz 5 Satz 1 Nummer 8a in der Fassung 
des Artikels … des Gesetzes vom … 
(BGBl. I S. …) [einsetzen: Ausfertigungsda-
tum und Fundstelle des vorliegenden Ände-
rungsgesetzes] ist erstmals anzuwenden auf 
nach dem 31. Dezember 2018 festgesetzte 
Zinsen im Sinne der Vorschrift.“ 

c) Dem Absatz 10 wird folgender Satz ange-
fügt: 

„§ 5a Absatz 6 in der durch Artikel … des 
Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) [einsetzen: 
Ausfertigungsdatum und Fundstelle des 
vorliegenden Änderungsgesetzes] geänder-
ten Fassung ist erstmals für Wirtschafts-
jahre anzuwenden, die nach dem 31. De-
zember 2018 beginnen.“ 

b) Nach Absatz 14 wird folgender Absatz 14a 
eingefügt: 

d) u n v e r ä n d e r t 

„(14a) § 6e in der Fassung des Arti-
kels … des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) 
[einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fund-
stelle des vorliegenden Änderungsgesetzes] 
ist auch in Wirtschaftsjahren anzuwenden, 
die vor dem … [einsetzen: Tag nach der Ver-
kündung des vorliegenden Änderungsgeset-
zes] enden.“ 
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e) In Absatz 15a Satz 1 werden nach den 
Wörtern „des Gesetzes vom 4. August 
2019 (BGBl. I S. 1122) kann“ die Wörter 
„erstmalig für den Veranlagungszeitraum 
2018 und“ eingefügt. 

c) Nach Absatz 16 wird folgender Absatz 16a 
eingefügt: 

f) u n v e r ä n d e r t 

„(16a) § 7h Absatz 1a in der Fas-
sung des Artikels … des Gesetzes vom … 
(BGBl. I S. …) [einsetzen: Ausfertigungsda-
tum und Fundstelle des vorliegenden Ände-
rungsgesetzes] ist erstmals auf Baumaßnah-
men anzuwenden, mit denen nach dem 31. 
Dezember 2018 begonnen wurde. Als Be-
ginn der Baumaßnahmen am Gebäude, für 
die eine Baugenehmigung erforderlich ist, 
gilt der Zeitpunkt, in dem der Bauantrag ge-
stellt wurde. Bei baugenehmigungsfreien 
Baumaßnahmen, für die Bauunterlagen ein-
zureichen sind, gilt als Beginn der Baumaß-
nahmen der Zeitpunkt, in dem die Bauunter-
lagen eingereicht werden. § 7h Absatz 2 
Satz 1 letzter Halbsatz in der Fassung des 
Artikels … des Gesetzes vom … (BGBl. I S. 
…) [einsetzen: Ausfertigungsdatum und 
Fundstelle des vorliegenden Änderungsge-
setzes] ist erstmals anzuwenden auf Beschei-
nigungen der zuständigen Gemeindebe-
hörde, die nach dem 31. Dezember 2018 er-
teilt werden. § 7h Absatz 3 in der Fassung 
des Artikels … des Gesetzes vom … 
(BGBl. I S. …) [einsetzen: Ausfertigungsda-
tum und Fundstelle des vorliegenden Ände-
rungsgesetzes] ist erstmals anzuwenden auf 
Baumaßnahmen, mit denen nach dem 31. 
Dezember 2018 begonnen wurde sowie auf 
Bescheinigungen, die nach dem 31. Dezem-
ber 2018 erteilt werden.“ 

d) Der bisherige Absatz 16a wird Absatz 16b 
und diesem wird folgender Satz angefügt: 

g) Der bisherige Absatz 16a wird 16b und wird 
wie folgt geändert: 

aa) Dem bisherigen Wortlaut wird fol-
gender Satz vorangestellt: 

„§ 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 7 
Satz 1 in der Fassung des Artikels … 
des Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ...) 
[einsetzen: Ausfertigungsdatum und 
Fundstelle des vorliegenden Ände-
rungsgesetzes] ist erstmals anzuwen-
den auf Sonderabschreibungen nach 
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§ 7b in der Fassung des Artikels 1 des 
Gesetzes vom 4. August 2019 
(BGBl. I S. 1122).“ 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„§ 9 Absatz 5 Satz 2 in der Fassung des Ar-
tikels … des Gesetzes vom … (BGBl. I S. 
…) [einsetzen: Ausfertigungsdatum und 
Fundstelle des vorliegenden Änderungsge-
setzes] ist auch für Veranlagungszeiträume 
vor 2019 anzuwenden.“ 

u n v e r ä n d e r t 

e) Nach Absatz 19 wird folgender Absatz 20 
eingefügt: 

h) u n v e r ä n d e r t 

„(20) § 12 Nummer 4 in der Fassung des 
Artikels … des Gesetzes vom … (BGBl. I S. 
…) [einsetzen: Ausfertigungsdatum und 
Fundstelle des vorliegenden Änderungsge-
setzes] ist erstmals anzuwenden auf nach 
dem 31. Dezember 2018 festgesetzte Geld-
strafen, sonstige Rechtsfolgen vermögens-
rechtlicher Art, bei denen der Strafcharakter 
überwiegt, und Leistungen zur Erfüllung von 
Auflagen oder Weisungen, soweit die Aufla-
gen oder Weisungen nicht lediglich der Wie-
dergutmachung des durch die Tat verursach-
ten Schadens dienen, sowie auf nach dem 31. 
Dezember 2018 entstandene damit zusam-
menhängende Aufwendungen.“ 

f) Dem Absatz 23 wird folgender Satz voran-
gestellt: 

i) u n v e r ä n d e r t 

„§ 15 Absatz 3 Nummer 1 Satz 2 ist auch für 
Veranlagungszeiträume vor 2019 anzuwen-
den.“ 

g) In Absatz 33a wird die Angabe „Satz 1“ ge-
strichen. 

j) u n v e r ä n d e r t 

h) Dem Absatz 35a wird folgender Satz ange-
fügt: 

k) u n v e r ä n d e r t 

„§ 36a in der Fassung des Artikels … des 
Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) [einsetzen: 
Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vor-
liegenden Änderungsgesetzes] ist erstmals 
auf Kapitalerträge anzuwenden, die ab dem 
1. Januar 2019 zufließen.“ 

i) Nach Absatz 46 Satz 2 wird folgender Satz 
eingefügt: 

l) u n v e r ä n d e r t 

„§ 50 Absatz 2 Satz 2 Nummer 6 in der Fas-
sung des Artikels … des Gesetzes vom … 
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(BGBl. I S. …) [einsetzen: Ausfertigungsda-
tum und Fundstelle des vorliegenden Ände-
rungsgesetzes] ist erstmals auf Kapitaler-
träge anzuwenden, die nach dem 31. Dezem-
ber 2016 zufließen.“ 

25. In § 89 Absatz 1a Satz 2 werden nach den Wör-
tern „beitragspflichtiger Einnahmen“ die Wörter 
„im Sinne des Sechsten Buches Sozialgesetz-
buch“ eingefügt. 

28. u n v e r ä n d e r t 

26. § 91 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 29. u n v e r ä n d e r t 

a) Im ersten Halbsatz werden nach den Wörtern 
„auf Anforderung“ die Wörter „unter An-
gabe der Identifikationsnummer (§ 139b der 
Abgabenordnung) des Steuerpflichtigen“ 
eingefügt. 

b) Der den zweiten Halbsatz abschließende 
Punkt wird durch ein Semikolon ersetzt und 
folgender Halbsatz wird angefügt: 

„im Datenabgleich mit den Familienkassen 
sind auch die Identifikationsnummern des 
Kindergeldberechtigten und des Kindes an-
zugeben.“ 

27. In § 99 Absatz 1 werden die Wörter „den Vor-
druck“ durch die Wörter „das Muster“ ersetzt. 

30. u n v e r ä n d e r t 

Artikel 2 Artikel 2 

Weitere Änderung des 
Einkommensteuergesetzes 

Weitere Änderung des 
Einkommensteuergesetzes 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 8. Oktober 2009 (BGBl. I 
S. 3366, 3862), das zuletzt durch Artikel 1 dieses Ge-
setzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 8. Oktober 2009 (BGBl. I 
S. 3366, 3862), das zuletzt durch Artikel 1 dieses Ge-
setzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Nach der Angabe zu § 7b wird folgende An-
gabe eingefügt: 

a) Nach der Angabe zu § 7b wird folgende An-
gabe eingefügt: 

„§ 7c Sonderabschreibung für Elektrolie-
ferfahrzeuge“. 

„§ 7c Sonderabschreibung für Elekt-
ronutzfahrzeuge und elektrisch 
betriebene Lastenfahrräder“. 

b) Die Angabe zu § 52b wird wie folgt gefasst: b) u n v e r ä n d e r t 

„§ 52b (weggefallen)“. 
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2. § 3 wird wie folgt geändert: 2. u n v e r ä n d e r t 

a) In Nummer 3 Buchstabe a werden die Wör-
ter „nach § 21 des Beamtenversorgungsge-
setzes“ durch die Wörter „nach § 21 des Be-
amtenversorgungsgesetzes, nach § 9 Ab-
satz 1 Nummer 3 des Altersgeldgesetzes“ er-
setzt. 

b) Nummer 5 wird wie folgt gefasst: 

„5. a) die Geld- und Sachbezüge, 
die Wehrpflichtige während des Wehr-
dienstes nach § 4 des Wehrpflichtge-
setzes erhalten, 

b) die Geld- und Sachbezüge, die Zi-
vildienstleistende nach § 35 des 
Zivildienstgesetzes erhalten, 

c) die Heilfürsorge, die Soldaten 
nach § 16 des Wehrsoldgesetzes 
und Zivildienstleistende nach 
§ 35 des Zivildienstgesetzes er-
halten, 

d) das an Personen, die einen in § 32 
Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 Buch-
stabe d genannten Freiwilligen-
dienst leisten, gezahlte Taschen-
geld oder eine vergleichbare 
Geldleistung, 

e) Leistungen nach § 5 des Wehr-
soldgesetzes;“. 

c) In Nummer 48 werden die Wörter „nach § 7 
des Unterhaltssicherungsgesetzes“ durch die 
Wörter „nach § 6 des Unterhaltssicherungs-
gesetzes“ ersetzt. 

3. Dem § 4 wird folgender Absatz 10 angefügt: 3. u n v e r ä n d e r t 

„(10) § 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 5b ist ent-
sprechend anzuwenden.“ 

4. § 6 Absatz 1 Nummer 4 wird wie folgt geändert: 4. § 6 Absatz 1 Nummer 4 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 2 wird wie folgt geändert: a) Satz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 werden die Wörter 
„Nummer 2 keine Anwendung findet“ 
durch die Wörter „die Nummern 2 oder 
3 nicht anzuwenden sind“ ersetzt. 

aa) In Nummer 1 werden die Wörter 
„Nummer 2 keine Anwendung findet“ 
durch die Wörter „die Nummern 2, 3 
oder 4 nicht anzuwenden sind“ ersetzt. 

bb) In Nummer 2 wird der Punkt am Ende 
durch das Wort „, oder“ ersetzt. 

bb) In Nummer 2 werden vor den Wör-
tern „bei Anschaffung“ die Wörter 
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„soweit Nummer 3 nicht anzuwen-
den ist und“ eingefügt und wird der 
Punkt am Ende durch ein Komma und 
das Wort „oder“ ersetzt. 

cc) Die folgenden Nummern 3 und 4 wer-
den angefügt: 

cc) Die folgenden Nummern 3 bis 5 werden 
angefügt: 

„3. bei Anschaffung nach dem 
31. Dezember 2021 und vor dem 
1. Januar 2025 nur zur Hälfte an-
zusetzen, wenn sich aus der 
Übereinstimmungsbescheinigung 
nach Anhang IX der Richtlinie 
2007/46/EG oder aus der Über-
einstimmungsbescheinigung nach 
Artikel 38 der Verordnung (EU) 
Nr. 168/2013 ergibt, dass das 
Fahrzeug 

„3. bei Anschaffung nach dem 31. 
Dezember 2018 und vor dem 
1. Januar 2031 nur zu einem 
Viertel anzusetzen, wenn das 
Kraftfahrzeug keine Kohlendi-
oxidemission je gefahrenen Ki-
lometer hat und der Bruttolis-
tenpreis des Kraftfahrzeugs 
nicht mehr als 40 000 Euro be-
trägt, oder 

a) eine Kohlendioxidemission 
von höchstens 50 Gramm je 
gefahrenen Kilometer hat o-
der 

a) entfällt 

b) die Reichweite des Fahr-
zeugs unter ausschließlicher 
Nutzung der elektrischen 
Antriebsmaschine mindes-
tens 60 Kilometer beträgt. 

b) entfällt 

4. bei Anschaffung nach dem 
31. Dezember 2024 und vor dem 
1. Januar 2031 nur zur Hälfte an-
zusetzen, wenn sich aus der 
Übereinstimmungsbescheinigung 
nach Anhang IX der Richtlinie 
2007/46/EG oder aus der Über-
einstimmungsbescheinigung nach 
Artikel 38 der Verordnung (EU) 
Nr. 168/2013 ergibt, dass das 
Fahrzeug 

4. soweit Nummer 3 nicht anzu-
wenden ist und bei Anschaffung 
nach dem 31. Dezember 2021 
und vor dem 1. Januar 2025 nur 
zur Hälfte anzusetzen, wenn das 
Kraftfahrzeug 

a) eine Kohlendioxidemission 
von höchstens 50 Gramm je 
gefahrenen Kilometer hat o-
der 

a) u n v e r ä n d e r t 

b) die Reichweite des Fahr-
zeugs unter ausschließlicher 
Nutzung der elektrischen 
Antriebsmaschine mindes-
tens 80 Kilometer beträgt.“ 

b) die Reichweite des Fahr-
zeugs unter ausschließlicher 
Nutzung der elektrischen 
Antriebsmaschine mindes-
tens 60 Kilometer beträgt, 
oder 
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5. soweit Nummer 3 nicht anzu-
wenden ist und bei Anschaf-
fung nach dem 31. Dezember 
2024 und vor dem 1. Januar 
2031 nur zur Hälfte anzuset-
zen, wenn das Kraftfahrzeug 

a) eine Kohlendioxidemis-
sion von höchstens 50 
Gramm je gefahrenen Ki-
lometer hat oder 

b) die Reichweite des Fahr-
zeugs unter ausschließli-
cher Nutzung der elektri-
schen Antriebsmaschine 
mindestens 80 Kilometer 
beträgt,“. 

dd) Folgender Satzteil wird angefügt: 

„die maßgebliche Kohlendioxidemis-
sion sowie die Reichweite des Kraft-
fahrzeugs unter ausschließlicher 
Nutzung der elektrischen Antriebs-
maschine ist der Übereinstimmungs-
bescheinigung nach Anhang IX der 
Richtlinie 2007/46/EG oder aus der 
Übereinstimmungsbescheinigung 
nach Artikel 38 der Verordnung 
(EU) Nr. 168/2013 zu entnehmen.“ 

b) Satz 3 wird wie folgt geändert: b) Satz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 werden die Wörter 
„Nummer 2 keine Anwendung findet“ 
durch die Wörter „die Nummern 2 oder 
3 nicht anzuwenden sind“ ersetzt. 

aa) In Nummer 1 werden die Wörter 
„Nummer 2 keine Anwendung findet“ 
durch die Wörter „die Nummern 2, 3 
oder 4 nicht anzuwenden sind“ ersetzt. 

bb) In Nummer 2 wird der Punkt am Ende 
durch das Wort „, oder“ ersetzt. 

bb) In Nummer 2 werden vor den Wör-
tern „bei Anschaffung“ die Wörter 
„soweit Nummer 3 nicht anzuwen-
den ist und“ eingefügt und wird der 
Punkt am Ende durch ein Komma und 
das Wort „oder“ ersetzt. 

cc) Die folgenden Nummern 3 und 4 wer-
den angefügt: 

cc) Die folgenden Nummern 3 bis 5 werden 
angefügt: 

„3. bei Anschaffung nach dem 
31. Dezember 2021 und vor dem 
1. Januar 2025 bei der Ermittlung 
der insgesamt entstandenen Auf-
wendungen die Anschaffungs-
kosten für das Kraftfahrzeug oder 
vergleichbare Aufwendungen nur 

„3. bei Anschaffung nach dem 31. 
Dezember 2018 und vor dem 1. 
Januar 2031 bei der Ermittlung 
der insgesamt entstandenen Auf-
wendungen die Anschaffungs-
kosten für das Kraftfahrzeug oder 
vergleichbare Aufwendungen nur 
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zur Hälfte zu berücksichtigen, 
wenn sich aus der Übereinstim-
mungsbescheinigung nach An-
hang IX der Richtlinie 
2007/46/EG oder aus der Über-
einstimmungsbescheinigung nach 
Artikel 38 der Verordnung (EU) 
Nr. 168/2013 ergibt, dass das 
Fahrzeug 

zu einem Viertel zu berücksich-
tigen, wenn das Kraftfahrzeug 
keine Kohlendioxidemission je 
gefahrenen Kilometer hat, und 
der Bruttolistenpreis des Kraft-
fahrzeugs nicht mehr als 40 000 
Euro beträgt oder 

a) eine Kohlendioxidemission 
von höchstens 50 Gramm je 
gefahrenen Kilometer hat o-
der 

a) entfällt 

b) die Reichweite des Fahr-
zeugs unter ausschließlicher 
Nutzung der elektrischen 
Antriebsmaschine mindes-
tens 60 Kilometer beträgt. 

b) entfällt 

4. bei Anschaffung nach dem 
31. Dezember 2024 und vor dem 
1. Januar 2031 bei der Ermittlung 
der insgesamt entstandenen Auf-
wendungen die Anschaffungs-
kosten für das Kraftfahrzeug oder 
vergleichbare Auf-wendungen 
nur zur Hälfte zu berücksichtigen, 
wenn sich aus der Übereinstim-
mungsbescheinigung nach An-
hang IX der Richtlinie 
2007/46/EG oder aus der Über-
einstimmungsbescheinigung nach 
Artikel 38 der Verordnung (EU) 
Nr. 168/2013 ergibt, dass das 
Fahrzeug 

4. soweit Nummer 3 nicht anzu-
wenden ist und bei Anschaffung 
nach dem 31. Dezember 2021 
und vor dem 1. Januar 2025 bei 
der Ermittlung der insgesamt ent-
standenen Aufwendungen die 
Anschaffungskosten für das 
Kraftfahrzeug oder vergleichbare 
Aufwendungen nur zur Hälfte zu 
berücksichtigen, wenn das 
Kraftfahrzeug 

a) eine Kohlendioxidemission 
von höchstens 50 Gramm je 
gefahrenen Kilometer hat o-
der 

a) u n v e r ä n d e r t 

b) die Reichweite des Fahr-
zeugs unter ausschließlicher 
Nutzung der elektrischen 
Antriebsmaschine mindes-
tens 80 Kilometer beträgt.“ 

b) die Reichweite des Kraft-
fahrzeugs unter ausschließ-
licher Nutzung der elektri-
schen Antriebsmaschine 
mindestens 60 Kilometer 
beträgt, oder 

5. soweit Nummer 3 nicht anzu-
wenden ist und bei Anschaf-
fung nach dem 31. Dezember 
2024 und vor dem 1. Januar 
2031 bei der Ermittlung der 
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insgesamt entstandenen Auf-
wendungen die Anschaffungs-
kosten für das Kraftfahrzeug 
oder vergleichbare Aufwen-
dungen nur zur Hälfte zu be-
rücksichtigen, wenn das Kraft-
fahrzeug 

a) eine Kohlendioxidemis-
sion von höchstens 50 
Gramm je gefahrenen Ki-
lometer hat oder 

b) die Reichweite des Kraft-
fahrzeugs unter aus-
schließlicher Nutzung der 
elektrischen Antriebsma-
schine mindestens 80 Kilo-
meter beträgt,“. 

dd) Folgender Satzteil wird angefügt: 

„die maßgebliche Kohlendioxidemis-
sion sowie die Reichweite des Kraft-
fahrzeugs unter ausschließlicher 
Nutzung der elektrischen Antriebs-
maschine ist der Übereinstimmungs-
bescheinigung nach Anhang IX der 
Richtlinie 2007/46/EG oder aus der 
Übereinstimmungsbescheinigung 
nach Artikel 38 der Verordnung 
(EU) Nr. 168/2013 zu entnehmen.“ 

5. Nach § 7b wird folgender § 7c eingefügt: 5. Nach § 7b wird folgender § 7c eingefügt: 

„§ 7c „§ 7c 

Sonderabschreibung für Elektrolieferfahrzeuge Sonderabschreibung für Elektronutzfahrzeuge 
und elektrisch betriebene Lastenfahrräder 

(1) Bei neuen Elektrolieferfahrzeugen im 
Sinne des Absatzes 2, die zum Anlagevermögen 
gehören, kann im Jahr der Anschaffung neben der 
Absetzung für Abnutzung nach § 7 Absatz 1 eine 
Sonderabschreibung in Höhe von 50 Prozent der 
Anschaffungskosten in Anspruch genommen 
werden. 

(1) Bei neuen Elektronutzfahrzeugen im 
Sinne des Absatzes 2 sowie elektrisch betriebe-
nen Lastenfahrrädern im Sinne des Absatzes 3, 
die zum Anlagevermögen gehören, kann im Jahr 
der Anschaffung neben der Absetzung für Abnut-
zung nach § 7 Absatz 1 eine Sonderabschreibung 
in Höhe von 50 Prozent der Anschaffungskosten 
in Anspruch genommen werden. 

(2) Elektrolieferfahrzeuge sind Fahrzeuge 
der EG-Fahrzeugklassen N1 und N2 mit einer 
technisch zulässigen Gesamtmasse von maximal 
7,5 Tonnen, die ausschließlich durch Elektromo-
toren angetrieben werden, die ganz oder überwie-
gend aus mechanischen oder elektrochemischen 

(2) Elektronutzfahrzeuge sind Fahrzeuge 
der EG-Fahrzeugklassen N1, N2 und N3, die aus-
schließlich durch Elektromotoren angetrieben 
werden, die ganz oder überwiegend aus mechani-
schen oder elektrochemischen Energiespeichern 
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Energiespeichern oder aus emissionsfrei betriebe-
nen Energiewandlern gespeist werden.“ 

oder aus emissionsfrei betriebenen Energiewand-
lern gespeist werden. 

(3) Elektrisch betriebene Lastenfahrrä-
der sind Schwerlastfahrräder mit einem Min-
dest-Transportvolumen von 1 m³ und einer 
Nutzlast von mindestens 150 kg, die mit einem 
elektromotorischen Hilfsantrieb angetrieben 
werden. 

(4) Die Sonderabschreibung kann nur in 
Anspruch genommen werden, wenn der Steu-
erpflichtige die der Sonderabschreibung zu-
grundeliegenden Anschaffungskosten sowie 
Angaben zu den in den Absätzen 1 bis 3 enthal-
tenen Voraussetzungen nach amtlich vorge-
schriebenen Datensätzen durch Datenfern-
übertragung übermittelt. Auf Antrag kann die 
Finanzbehörde zur Vermeidung unbilliger 
Härten auf eine elektronische Übermittlung 
verzichten; § 150 Absatz 8 der Abgabenord-
nung gilt entsprechend. In den Fällen des Sat-
zes 2 müssen sich die entsprechenden Angaben 
aus den beim Finanzamt einzureichenden Un-
terlagen ergeben.“ 

6. Dem § 8 Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 6. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 werden die folgenden Sätze 
angefügt: 

„Zu den Einnahmen in Geld gehören auch 
zweckgebundene Geldleistungen, nach-
trägliche Kostenerstattungen, Geldsurro-
gate und andere Vorteile, die auf einen 
Geldbetrag lauten. Satz 2 gilt nicht bei 
Gutscheinen und Geldkarten, die aus-
schließlich zum Bezug von Waren oder 
Dienstleistungen berechtigen und die Kri-
terien des § 2 Absatz 1 Nummer 10 des 
Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes erfül-
len.“ 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 11 wird der Punkt am Ende 
durch ein Semikolon ersetzt und es 
werden folgende Wörter angefügt: 

„die nach Absatz 1 Satz 3 nicht zu 
den Einnahmen in Geld gehörenden 
Gutscheine und Geldkarten bleiben 
nur dann außer Ansatz, wenn sie zu-
sätzlich zum ohnehin geschuldeten 
Arbeitslohn gewährt werden.“ 
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bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„Der Ansatz eines Sachbezugs für eine dem Ar-
beitnehmer vom Arbeitgeber zu eigenen Wohn-
zwecken überlassene Wohnung unterbleibt, so-
weit das vom Arbeitnehmer gezahlte Entgelt min-
destens zwei Drittel des ortsüblichen Mietwerts 
und dieser nicht mehr als 25 Euro je Quadratmeter 
ohne umlagefähige Kosten im Sinne der Verord-
nung über die Aufstellung von Betriebskosten be-
trägt.“ 

u n v e r ä n d e r t 

7. § 9 wird wie folgt geändert: 7. u n v e r ä n d e r t 

a) Nach Absatz 1 Satz 3 Nummer 5a wird fol-
gende Nummer 5b eingefügt: 

„5b. notwendige Mehraufwendungen, die 
einem Arbeitnehmer während seiner 
auswärtigen beruflichen Tätigkeit auf 
einem Kraftfahrzeug des Arbeitgebers 
oder eines vom Arbeitgeber beauftrag-
ten Dritten im Zusammenhang mit ei-
ner Übernachtung in dem Kraftfahr-
zeug für Kalendertage entstehen, an 
denen der Arbeitnehmer eine Verpfle-
gungspauschale nach Absatz 4a Satz 3 
Nummer 1 und 2 sowie Satz 5 zur 
Nummer 1 und 2 beanspruchen 
könnte. Anstelle der tatsächlichen Auf-
wendungen, die dem Arbeitnehmer im 
Zusammenhang mit einer Übernach-
tung in dem Kraftfahrzeug entstehen, 
kann im Kalenderjahr einheitlich eine 
Pauschale von 8 Euro für jeden Kalen-
dertag berücksichtigt werden, an dem 
der Arbeitnehmer eine Verpflegungs-
pauschale nach Absatz 4a Satz 3 Num-
mer 1 und 2 sowie Satz 5 zur Num-
mer 1 und 2 beanspruchen könnte,“. 

b) Absatz 4a Satz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 wird die Angabe „24 
Euro“ durch die Angabe „28 Euro“ er-
setzt. 

bb) In Nummer 2 wird die Angabe „12 
Euro“ durch die Angabe „14 Euro“ er-
setzt. 

cc) In Nummer 3 wird jeweils die Angabe 
„12 Euro“ durch die Angabe „14 Euro“ 
ersetzt. 

8. § 10 wird wie folgt geändert: 8. u n v e r ä n d e r t 
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a) In Absatz 1 Nummer 3 Satz 5 werden die 
Wörter „das Zweieinhalbfache“ durch die 
Wörter „das Dreifache“ ersetzt und die Wör-
ter „dies gilt nicht für Beiträge, soweit sie der 
unbefristeten Beitragsminderung nach Voll-
endung des 62. Lebensjahrs dienen;“ gestri-
chen. 

b) Absatz 1a wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 3 Satz 2 wird das Semiko-
lon am Ende durch einen Punkt ersetzt 
und folgender Satz angefügt: 

„Voraussetzung für den Abzug der Auf-
wendungen ist die Angabe der erteilten 
Identifikationsnummer (§ 139b der Ab-
gabenordnung) des Berechtigten in der 
Steuererklärung des Verpflichteten; 
Nummer 1 Satz 8 und 9 gilt entspre-
chend;“. 

bb) Der Nummer 4 wird folgender Satz an-
gefügt: 

„Nummer 3 Satz 3 gilt entsprechend.“ 

9. § 10b Absatz 1 Satz 8 wird wie folgt gefasst: 9. u n v e r ä n d e r t 

„Nicht abziehbar sind Mitgliedsbeiträge an Kör-
perschaften, 

1. die den Sport (§ 52 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 21 der Abgabenordnung), 

2. die kulturelle Betätigungen, die in erster Li-
nie der Freizeitgestaltung dienen, 

3. die Heimatpflege und Heimatkunde (§ 52 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 22 der Abgaben-
ordnung), 

4. die Zwecke im Sinne des § 52 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 23 der Abgabenordnung 

fördern oder 

5. deren Zweck nach § 52 Absatz 2 Satz 2 der 
Abgabenordnung für gemeinnützig erklärt 
worden ist, weil deren Zweck die Allgemein-
heit auf materiellem, geistigem oder sittli-
chem Gebiet entsprechend einem Zweck 
nach den Nummern 1 bis 4 fördert.“ 

10. Nach § 17 Absatz 2 wird folgender Absatz 2a ein-
gefügt: 

10. u n v e r ä n d e r t 

„(2a) Anschaffungskosten sind die Aufwen-
dungen, die geleistet werden, um die Anteile im 
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Sinne des Absatzes 1 zu erwerben. Zu den An-
schaffungskosten gehören auch die Nebenkosten 
sowie die nachträglichen Anschaffungskosten. Zu 
den nachträglichen Anschaffungskosten im Sinne 
des Satzes 2 gehören insbesondere 

1. offene oder verdeckte Einlagen, 

2. Darlehensverluste, soweit die Gewährung 
des Darlehens oder das Stehenlassen des 
Darlehens in der Krise der Gesellschaft ge-
sellschaftsrechtlich veranlasst war, und 

3. Ausfälle von Bürgschaftsregressforderungen 
und vergleichbaren Forderungen, soweit die 
Hingabe oder das Stehenlassen der betreffen-
den Sicherheit gesellschaftsrechtlich veran-
lasst war. 

Eine gesellschaftsrechtliche Veranlassung liegt 
regelmäßig vor, wenn ein fremder Dritter das Dar-
lehen oder Sicherungsmittel im Sinne der Num-
mern 2 oder 3 bei sonst gleichen Umständen zu-
rückgefordert oder nicht gewährt hätte. Leistet der 
Steuerpflichtige über den Nennbetrag seiner An-
teile hinaus Einzahlungen in das Kapital der Ge-
sellschaft, sind die Einzahlungen bei der Ermitt-
lung der Anschaffungskosten gleichmäßig auf 
seine gesamten Anteile einschließlich seiner im 
Rahmen von Kapi-talerhöhungen erhaltenen 
neuen Anteile aufzuteilen.“ 

11. § 20 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 11. entfällt 

a) Satz 1 Nummer 3 Buchstabe a wird wie folgt 
gefasst: 

„a) bei Termingeschäften, durch die der 
Steuerpflichtige durch Beendigung des 
Rechts einen Differenzausgleich oder 
einen durch den Wert einer veränder-
lichen Bezugsgröße bestimmten Geld-
betrag oder Vorteil erlangt. Der Ver-
fall einer Option gilt nicht als Beendi-
gung des Rechts;“. 

b) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt: 

„Keine Veräußerung ist 

1. die ganze oder teilweise Uneinbring-
lichkeit einer Kapitalforderung, 

2. die Ausbuchung wertloser Wirtschafts-
güter im Sinne des Absatzes 1 durch die 
die Kapitalerträge auszahlende Stelle; 
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3. die Übertragung wertloser Wirtschafts-
güter im Sinne des Absatzes 1 auf einen 
Dritten oder 

4. ein den Nummern 1 bis 3 dieses Satzes 
vergleichbarer Ausfall von Wirtschafts-
gütern im Sinne des Absatzes 1.“ 

12. § 32b Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe h wird wie 
folgt gefasst: 

11. u n v e r ä n d e r t 

„h) Leistungen an Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer nach § 5 des Unterhaltssiche-
rungsgesetzes,“. 

13. In § 34c Absatz 6 Satz 2 werden die Wörter „die 
nach dem Abkommen anzurechnende ausländi-
sche Steuer“ durch die Wörter „die nach dem Ab-
kommen anzurechnende und um einen entstande-
nen Ermäßigungsanspruch gekürzte ausländische 
Steuer“ ersetzt. 

12. u n v e r ä n d e r t 

14. In § 38 Absatz 1 Satz 2 wird der Teilsatz vor den 
Wörtern „Voraussetzung hierfür“ wie folgt ge-
fasst: 

13. u n v e r ä n d e r t 

„In den Fällen der internationalen Arbeitnehmer-
entsendung ist das nach Satz 1 Nummer 1 in 
Deutschland ansässige aufnehmende Unterneh-
men inländischer Arbeitgeber, wenn es den Ar-
beitslohn für die ihm geleistete Arbeit wirtschaft-
lich trägt oder nach dem Fremdvergleichsgrund-
satz hätte tragen müssen;“. 

15. § 39 Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 14. u n v e r ä n d e r t 

„(3) In den Fällen des Absatzes 2 Satz 2 hat 
der Arbeitnehmer den Antrag für die erstmalige 
Zuteilung einer Identifikationsnummer (§ 139b 
der Abgabenordnung) beim Betriebsstättenfi-
nanzamt zu stellen. Die Zuteilung einer Identifi-
kationsnummer kann auch der Arbeitgeber bean-
tragen, wenn ihn der Arbeitnehmer dazu nach 
§ 80 Absatz 1 der Abgabenordnung bevollmäch-
tigt hat. Ist dem Arbeitnehmer in den Fällen des 
Absatzes 2 Satz 2 bereits eine Identifikationsnum-
mer zugeteilt worden, teilt das Betriebsstättenfi-
nanzamt diese auf Anfrage des Arbeitnehmers 
mit. Eine Anfrage nach Satz 3 kann auch der Ar-
beitgeber im Namen des Arbeitnehmers stellen. 
Wird einem Arbeitnehmer in den Fällen des Sat-
zes 1 keine Identifikationsnummer zugeteilt, gilt 
§ 39e Absatz 8 sinngemäß.“ 
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15. § 40 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 6 Satz 2 wird der Punkt am 
Ende durch ein Komma ersetzt. 

b) Folgende Nummer 7 wird angefügt: 

„7. den Arbeitnehmern zusätzlich zum 
ohnehin geschuldeten Arbeitslohn 
unentgeltlich oder verbilligt ein be-
triebliches Fahrrad, das kein Kraft-
fahrzeug im Sinne des § 6 Absatz 1 
Nummer 4 Satz 2 ist, übereignet.“ 

16. § 41a Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 wird wie folgt 
gefasst: 

„1. dem Finanzamt, in dessen Bezirk sich die 
Betriebsstätte (§ 41 Absatz 2) befindet 
(Betriebsstättenfinanzamt), eine Steuer-
erklärung einzureichen, in der er die 
Summen der im Lohnsteueranmeldungs-
zeitraum einzubehaltenden und zu über-
nehmenden Lohnsteuer, getrennt nach 
den Kalenderjahren in denen der Ar-
beitslohn bezogen wird oder als bezogen 
gilt, angibt (Lohnsteuer-Anmeldung),“. 

16. § 41b wird wie folgt geändert: 17. u n v e r ä n d e r t 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 4 werden nach dem Wort „aus-
zustellen“ die Wörter „und an das Be-
triebsstättenfinanzamt bis zum letzten 
Tag des Monats Februar des auf den 
Abschluss des Lohnkontos folgenden 
Kalenderjahres zu übersenden“ einge-
fügt. 

bb) In Satz 5 wird das Wort „diese“ durch 
die Wörter „eine Zweitausfertigung die-
ser“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden nach den Wörtern 
„hat er“ die Wörter „bis zum Veranlagungs-
zeitraum 2022“ eingefügt. 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „aus-
zustellen“ die Wörter „und an das Be-
triebsstättenfinanzamt bis zum letzten 
Tag des Monats Februar des auf den 
Abschluss des Lohnkontos folgenden 
Kalenderjahres zu übersenden“ einge-
fügt. 
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bb) In Satz 2 werden die Wörter „die Lohn-
steuerbescheinigung“ durch die Wörter 
„eine Zweitausfertigung der Lohnsteu-
erbescheinigung“ ersetzt. 

17. In § 42b Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „un-
beschränkt einkommensteuerpflichtigen“ gestri-
chen. 

18. u n v e r ä n d e r t 

18. Dem § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 wird folgen-
der Buchstabe c angefügt: 19. u n v e r ä n d e r t 

„c) es sich um Zinsen aus Forderungen handelt, 
die über eine Internet-Dienstleistungsplatt-
form erworben wurden. Eine Internet-
Dienstleistungsplattform in diesem Sinne ist 
ein webbasiertes Medium, das Kauf- und 
Verkaufsaufträge in Aktien und anderen Fi-
nanzinstrumenten sowie Darlehensnehmer 
und Darlehensgeber zusammenführt und so 
einen Vertragsabschluss vermittelt;“. 

19. Dem § 44 Absatz 1 Satz 4 Nummer 1 wird folgen-
der Buchstabe c angefügt: 

20. Nach § 44 Absatz 1 Satz 4 Nummer 2 wird fol-
gende Nummer 2a eingefügt: 

„2a. in den Fällen des § 43 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 7 Buchstabe c 

„c) der inländische Betreiber oder die inländi-
sche Zweigniederlassung eines ausländi-
schen Betreibers einer Internet-Dienstleis-
tungsplattform im Sinne des § 43 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 7 Buchstabe c Satz 2, der 
die Kapitalerträge an den Gläubiger aus-
zahlt oder gutschreibt, sofern sich für diese 
Kapitalerträge kein zum Steuerabzug Ver-
pflichteter nach den Buchstaben a oder b 
ergibt;“. 

a) der inländische Betreiber oder die in-
ländische Zweigniederlassung eines 
ausländischen Betreibers einer Inter-
net-Dienstleistungsplattform im Sinne 
des § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 
Buchstabe c Satz 2, der die Kapitaler-
träge an den Gläubiger auszahlt oder 
gutschreibt, 

b) das inländische Kreditinstitut oder 
das inländische Finanzdienstleis-
tungsinstitut im Sinne des § 43 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 7 Buchstabe 
b, das die Kapitalerträge im Auftrag 
des inländischen oder ausländischen 
Betreibers einer Internet-Dienstleis-
tungsplattform im Sinne des § 43 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 Buch-
stabe c Satz 2 an den Gläubiger aus-
zahlt oder gutschreibt, 

sofern sich für diese Kapitalerträge kein 
zum Steuerabzug Verpflichteter nach 
der Nummer 1 ergibt.“ 
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20. § 46 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 21. u n v e r ä n d e r t 

a) In Nummer 4 werden die Wörter „oder für 
einen beschränkt einkommensteuerpflichti-
gen Arbeitnehmer, wenn diese Eintragungen 
auf einer Bescheinigung für den Lohnsteuer-
abzug (§ 39 Absatz 3 Satz 1) erfolgt sind“ 
gestrichen. 

b) In Nummer 8 Satz 2 wird der Punkt am Ende 
durch ein Semikolon ersetzt. 

c) Folgende Nummer 9 wird angefügt: 

„9. wenn ein Antrag im Sinne der Num-
mer 8 gestellt wird und daneben bean-
tragt wird, als unbeschränkt Steuer-
pflichtiger im Sinne des § 1 Absatz 3 
behandelt zu werden; die Zuständig-
keit liegt beim lohnsteuerlichen Be-
triebsstättenfinanzamt des Arbeitge-
bers.“ 

21. § 49 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 22. § 49 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 4 Buchstabe b wird das Komma 
am Ende durch ein Semikolon ersetzt und 
werden die Wörter „dies gilt nicht, wenn das 
Dienstverhältnis im Tätigkeitsstaat oder ei-
nem anderen ausländischen Staat begründet 
wurde, der Arbeitnehmer keinen inländi-
schen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufent-
halt auf Grund des Dienstverhältnisses oder 
eines vorangegangenen vergleichbaren 
Dienstverhältnisses aufgegeben hat und mit 
dem Tätigkeitsstaat kein Abkommen zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung be-
steht,“ angefügt. 

a) u n v e r ä n d e r t 

b) In Nummer 5 Satz 1 Buchstabe c Doppel-
buchstabe aa Satz 2 wird das Wort „Teil-
schuldverschreibungen“ durch die Wörter 
„Teilschuldverschreibungen, soweit es sich 
nicht um Wandelanleihen oder Gewinnobli-
gationen handelt,“ ersetzt. 

b) Nummer 5 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Buchstabe a wird wie folgt gefasst: 

„a) § 20 Absatz 1 Nummer 1, 2, 4, 6 
und 9, wenn 

aa) der Schuldner Wohnsitz, 
Geschäftsleitung oder Sitz 
im Inland hat, 

bb) in den Fällen des § 20 Ab-
satz 1 Nummer 1 Satz 4 
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1. Der andere Unternehmer hat gegenüber dem 
Unternehmer die ihm vom Bestimmungsmit-
gliedstaat erteilte Umsatzsteuer-Identifikati-
onsnummer verwendet. 

2. Der vollständige Name und die vollständige 
Anschrift des anderen Unternehmers sind 
dem Unternehmer bekannt. 

3. Der Unternehmer zeichnet den Erwerber-
wechsel nach Maßgabe des § 22 Absatz 4f 
gesondert auf. 

(6) Fällt eine der Voraussetzungen nach 
den Absätzen 1 und 5 innerhalb von zwölf Mona-
ten nach dem Ende der Beförderung oder Versen-
dung des Gegenstandes im Sinne des Absatzes 1 
Nummer 1 und vor dem Zeitpunkt der Lieferung 
weg, so gilt am Tag des Wegfalls der Vorausset-
zung die Beförderung oder Versendung des Ge-
genstandes als das einer innergemeinschaftlichen 
Lieferung gleichgestellte Verbringen (§ 6a Ab-
satz 1 Satz 2 in Verbindung mit § 3 Absatz 1a). 
Wird die Lieferung an einen anderen Erwerber als 
einen Erwerber nach Absatz 1 Nummer 1 oder 
Absatz 5 bewirkt, gelten die Voraussetzungen 
nach den Absätzen 1 und 5 an dem Tag vor der 
Lieferung als nicht mehr erfüllt. Satz 2 gilt sinn-
gemäß, wenn der Gegenstand vor der Lieferung 
oder bei der Lieferung in einen anderen Mitglied-
staat als den Abgangsmitgliedstaat oder in das 
Drittlandsgebiet befördert oder versendet wird. Im 
Fall der Zerstörung, des Verlustes oder des Dieb-
stahls des Gegenstandes nach dem Ende der Be-
förderung oder Versendung des Gegenstandes im 
Sinne des Absatzes 1 Nummer 1 und vor dem 
Zeitpunkt der Lieferung gelten die Voraussetzun-
gen nach den Absätzen 1 und 5 an dem Tag, an 
dem die Zerstörung, der Verlust oder der Dieb-
stahl festgestellt wird, als nicht mehr erfüllt.“ 

9. § 13b Absatz 2 Nummer 6 wird wie folgt ge-
fasst: 

„6. Übertragung von Berechtigungen nach 
§ 3 Nummer 3 des Treibhausgas-Emissi-
onshandelsgesetzes, Emissionsredukti-
onseinheiten nach § 2 Nummer 20 des 
Projekt-Mechanismen-Gesetzes, zertifi-
zierten Emissionsreduktionen nach § 2 
Nummer 21 des Projekt-Mechanismen-
Gesetzes sowie Gas- und Elektrizitätszer-
tifikaten;“. 
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9. In § 14 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Satz 3 wird die 
Angabe „§ 4 Nr. 8 bis 28“ durch die Wörter „§ 4 
Nummer 8 bis 29“ ersetzt. 

10. u n v e r ä n d e r t 

10. § 15 Absatz 4b wird wie folgt gefasst: 11. u n v e r ä n d e r t 

„(4b) Für Unternehmer, die nicht im Gemein-
schaftsgebiet ansässig sind und die nur Steuer 
nach § 13b Absatz 5, nur Steuer nach § 13b Ab-
satz 5 und § 13a Absatz 1 Nummer 1 in Verbin-
dung mit § 14c Absatz 1 oder nur Steuer nach 
§ 13b Absatz 5 und § 13a Absatz 1 Nummer 4 
schulden, gelten die Einschränkungen des § 18 
Absatz 9 Satz 5 und 6 entsprechend.“ 

11. § 16 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 12. u n v e r ä n d e r t 

„Von der nach Absatz 1 berechneten Steuer sind 
vorbehaltlich des § 18 Absatz 9 Satz 3 die in den 
Besteuerungszeitraum fallenden, nach § 15 ab-
ziehbaren Vorsteuerbeträge abzusetzen.“ 

12. § 18 Absatz 9 wird wie folgt geändert: 13. u n v e r ä n d e r t 

a) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt: 

„Sind die durch die Rechtsverordnung nach 
den Sätzen 1 und 2 geregelten Voraussetzun-
gen des besonderen Verfahrens erfüllt und 
schuldet der im Ausland ansässige Unterneh-
mer ausschließlich Steuer nach § 13a Ab-
satz 1 Nummer 1 in Verbindung mit § 14c 
Absatz 1 oder § 13a Absatz 1 Nummer 4, 
kann die Vergütung der Vorsteuerbeträge 
nur in dem besonderen Verfahren durchge-
führt werden.“ 

b) Der neue Satz 7 wird wie folgt gefasst: 

„Die Sätze 5 und 6 gelten nicht für Unterneh-
mer, die nicht im Gemeinschaftsgebiet an-
sässig sind, soweit sie im Besteuerungszeit-
raum (§ 16 Absatz 1 Satz 2) als Steuer-
schuldner Umsätze nach § 3a Absatz 5 im 
Gemeinschaftsgebiet erbracht und für diese 
Umsätze von § 18 Absatz 4c Gebrauch ge-
macht haben oder diese Umsätze in einem 
anderen Mitgliedstaat erklärt sowie die da-
rauf entfallende Steuer entrichtet haben; Vo-
raussetzung ist, dass die Vorsteuerbeträge im 
Zusammenhang mit Umsätzen nach § 3a Ab-
satz 5 stehen.“ 
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13. § 18a wird wie folgt geändert: 14. § 18a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter 
„Absatz 7 Satz 1 Nummer 1, 2 und 4“ 
durch die Wörter „Absatz 7 Satz 1 Num-
mer 1, 2, 2a und 4“ ersetzt. 

a) Absatz 6 wird wie folgt geändert: b) u n v e r ä n d e r t 

aa) In Nummer 2 wird der Punkt am Ende 
durch ein Semikolon ersetzt. 

bb) Folgende Nummer 3 wird angefügt: 

„3. eine Beförderung oder Versen-
dung im Sinne des § 6b Ab-
satz 1.“ 

b) Nach Absatz 7 Nummer 2 wird folgende 
Nummer 2a eingefügt: 

c) u n v e r ä n d e r t 

„2a. für Beförderungen oder Versendungen 
im Sinne des Absatzes 6 Nummer 3: 
die Umsatzsteuer-Identifikationsnum-
mer des Erwerbers im Sinne des § 6b 
Absatz 1 Nummer 1 und 3 oder des 
§ 6b Absatz 5;“. 

14. In § 19 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 wird die An-
gabe „Nr. 11 bis 28“ durch die Wörter „Num-
mer 11 bis 29“ ersetzt. 

15. u n v e r ä n d e r t 

15. Nach § 22 Absatz 4e werden die folgenden Ab-
sätze 4f und 4g eingefügt: 

16. u n v e r ä n d e r t 

„(4f) Der Unternehmer, der nach Maßgabe 
des § 6b einen Gegenstand aus dem Gebiet eines 
Mitgliedstaates in das Gebiet eines anderen Mit-
gliedstaates befördert oder versendet, hat über 
diese Beförderung oder Versendung gesondert 
Aufzeichnungen zu führen. Diese Aufzeichnun-
gen müssen folgende Angaben enthalten: 

1. den vollständigen Namen und die vollstän-
dige Anschrift des Erwerbers im Sinne des 
§ 6b Absatz 1 Nummer 1 oder des § 6b Ab-
satz 5; 

2. den Abgangsmitgliedstaat; 

3. den Bestimmungsmitgliedstaat; 

4. den Tag des Beginns der Beförderung oder 
Versendung im Abgangsmitgliedstaat; 

5. die von dem Erwerber im Sinne § 6b Ab-
satz 1 oder § 6b Absatz 5 verwendete Um-
satzsteuer-Identifikationsnummer; 
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6. den vollständigen Namen und die vollstän-
dige Anschrift des Lagers, in das der Gegen-
stand im Rahmen der Beförderung oder Ver-
sendung in den Bestimmungsmitgliedstaat 
gelangt; 

7. den Tag des Endes der Beförderung oder 
Versendung im Bestimmungsmitgliedstaat; 

8. die Umsatzsteuer-Identifikationsnummer ei-
nes Dritten als Lagerhalter; 

9. die Bemessungsgrundlage nach § 10 Ab-
satz 4 Satz 1 Nummer 1, die handelsübliche 
Bezeichnung und Menge der im Rahmen der 
Beförderung oder Versendung in das Lager 
gelangten Gegenstände; 

10. den Tag der Lieferung im Sinne des § 6b Ab-
satz 2; 

11. das Entgelt für die Lieferung nach Num-
mer 10 sowie die handelsübliche Bezeich-
nung und Menge der gelieferten Gegen-
stände; 

12. die von dem Erwerber für die Lieferung nach 
Nummer 10 verwendete Umsatzsteuer-Iden-
tifikationsnummer; 

13. das Entgelt sowie die handelsübliche Be-
zeichnung und Menge der Gegenstände im 
Fall des einer innergemeinschaftlichen Lie-
ferung gleichgestellten Verbringens im 
Sinne des § 6b Absatz 3; 

14. die Bemessungsgrundlage der nach § 6b Ab-
satz 4 Nummer 1 in den Abgangsmitglied-
staat zurückgelangten Gegenstände und den 
Tag des Beginns dieser Beförderung oder 
Versendung. 

(4g) Der Unternehmer, an den der Gegen-
stand nach Maßgabe des § 6b geliefert werden 
soll, hat über diese Lieferung gesondert Aufzeich-
nungen zu führen. Diese Aufzeichnungen müssen 
folgende Angaben enthalten: 

1. die von dem Unternehmer im Sinne des § 6b 
Absatz 1 Nummer 1 verwendete Umsatz-
steuer-Identifikationsnummer; 

2. die handelsübliche Bezeichnung und Menge 
der für den Unternehmer als Erwerber im 
Sinne des § 6b Absatz 1 oder des § 6b Ab-
satz 5 bestimmten Gegenstände; 
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3. den Tag des Endes der Beförderung oder 
Versendung der für den Unternehmer als Er-
werber im Sinne des § 6b Absatz 1 oder des 
§ 6b Absatz 5 bestimmten Gegenstände im 
Bestimmungsmitgliedstaat; 

4. das Entgelt für die Lieferung an den Unter-
nehmer sowie die handelsübliche Bezeich-
nung und Menge der gelieferten Gegen-
stände; 

5. den Tag des innergemeinschaftlichen Er-
werbs im Sinne des § 6b Absatz 2 Num-
mer 2; 

6. die handelsübliche Bezeichnung und Menge 
der auf Veranlassung des Unternehmers im 
Sinne des § 6b Absatz 1 Nummer 1 aus dem 
Lager entnommenen Gegenstände; 

7. die handelsübliche Bezeichnung der im 
Sinne des § 6b Absatz 6 Satz 4 zerstörten 
oder fehlenden Gegenstände und den Tag der 
Zerstörung, des Verlusts oder des Diebstahls 
der zuvor in das Lager gelangten Gegen-
stände oder den Tag, an dem die Zerstörung 
oder das Fehlen der Gegenstände festgestellt 
wurde. 

Wenn der Inhaber des Lagers, in das der Gegen-
stand im Sinne des § 6b Absatz 1 Nummer 1 be-
fördert oder versendet wird, nicht mit dem Erwer-
ber im Sinne des § 6b Absatz 1 Nummer 1 oder 
des § 6b Absatz 5 identisch ist, ist der Unterneh-
mer von den Aufzeichnungen nach Satz 1 Num-
mer 3, 6 und 7 entbunden.“ 

16. § 22b Absatz 2 wird durch folgende Absätze 2 
und 2a ersetzt: 

17. u n v e r ä n d e r t 

„(2) Der Fiskalvertreter hat unter der ihm 
nach § 22d Absatz 1 erteilten Steuernummer vier-
teljährlich Voranmeldungen (§ 18 Absatz 1) so-
wie eine Steuererklärung (§ 18 Absatz 3 und 4) 
abzugeben, in der er die Besteuerungsgrundlagen 
für jeden von ihm vertretenen Unternehmer zu-
sammenfasst. Der Steuererklärung hat der Fiskal-
vertreter als Anlage eine Aufstellung beizufügen, 
die die von ihm vertretenen Unternehmer mit de-
ren jeweiligen Besteuerungsgrundlagen enthält. 

(2a) Der Fiskalvertreter hat unter der ihm 
nach § 22d Absatz 1 erteilten Umsatzsteuer-Iden-
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tifikationsnummer nach § 27a eine Zusammenfas-
sende Meldung nach Maßgabe des § 18a abzuge-
ben.“ 

17. § 25d wird aufgehoben. 18. u n v e r ä n d e r t 

18. Nach § 25e wird folgender § 25f eingefügt: 19. u n v e r ä n d e r t 

„§ 25f 

Versagung des Vorsteuerabzugs und der Steuer-
befreiung bei Beteiligung an einer Steuerhinter-

ziehung 

(1) Sofern der Unternehmer wusste oder 
hätte wissen müssen, dass er sich mit der von ihm 
erbrachten Leistung oder seinem Leistungsbezug 
an einem Umsatz beteiligt, bei dem der Leistende 
oder ein anderer Beteiligter auf einer vorherge-
henden oder nachfolgenden Umsatzstufe in eine 
begangene Hinterziehung von Umsatzsteuer oder 
Erlangung eines nicht gerechtfertigten Vorsteuer-
abzugs im Sinne des § 370 der Abgabenordnung 
oder in eine Schädigung des Umsatzsteuerauf-
kommens im Sinne der §§ 26b, 26c einbezogen 
war, ist Folgendes zu versagen: 

1. die Steuerbefreiung nach § 4 Nummer 1 
Buchstabe b in Verbindung mit § 6a, 

2. der Vorsteuerabzug nach § 15 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1, 

3. der Vorsteuerabzug nach § 15 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 3 sowie 

4. der Vorsteuerabzug nach § 15 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 4. 

(2) § 25b Absatz 3 und 5 ist in den Fällen 
des Absatzes 1 nicht anzuwenden.“ 

19. Dem § 27 werden folgende Absätze 27 bis 30 an-
gefügt: 

20. u n v e r ä n d e r t 

„(27) § 4 Nummer 15a in der bis zum 31. De-
zember 2019 geltenden Fassung gilt bis zu den 
Zeitpunkten nach § 328 Absatz 1 Satz 4 des Fünf-
ten Buches Sozialgesetzbuch sowie § 328 Ab-
satz 5 Satz 4 in Verbindung mit § 328 Absatz 1 
Satz 4 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch fort. 

(28) § 15 Absatz 4b, § 16 Absatz 2 Satz 1 
und § 18 Absatz 9 in der Fassung des Artikels … 
des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) [einsetzen: 
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Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vorlie-
genden Änderungsgesetzes] sind erstmals auf Vo-
ranmeldungs-, Besteuerungs- und Vergütungs-
zeiträume anzuwenden, die nach dem 31. Dezem-
ber 2019 enden. 

(29) § 22b Absatz 2 und 2a in der Fassung 
des Artikels … des Gesetzes vom … (BGBl. I S. 
…) [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fund-
stelle des vorliegenden Änderungsgesetzes] ist 
erstmals auf Voranmeldungs-, Besteuerungs- und 
Meldezeiträume anzuwenden, die nach dem 
31. Dezember 2019 enden. 

(30) § 25f in der Fassung des Artikels … des 
Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) [einsetzen: Aus-
fertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden
Änderungsgesetzes] ist erstmals auf Voranmel-
dungs- und Besteuerungszeiträume anzuwenden, 
die nach dem 31. Dezember 2019 enden.“ 

21. Der Anlage 2 zu § 12 Absatz 2 Nummer 1 und 
2 wird folgende Nummer 55 angefügt: 

Entwurf 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

„55 Erzeugnisse für Zwecke der Monatshygiene, 
und zwar 

a) hygienische Binden (Einlagen) und Tam-
pons aus Stoffen aller Art, 

b) Hygienegegenstände aus Kunststoffen 
(Menstruationstassen, Menstruations-
schwämmchen), 

c) Waren zu hygienischen Zwecken aus 
Weichkautschuk (Menstruationstassen), 

d) natürliche Schwämme tierischen Ur-
sprungs (Menstruationsschwämmchen), 

e) Periodenhosen (Slips und andere Unterho-
sen mit einer eingearbeiteten saugfähigen 
Einlage, zur mehrfachen Verwendung), 

aus Position 9619 

aus Unterposition 
3924 90 

aus Unterposition 
4014 90 

aus Unterposition 
0511 99 39 

aus Position 9619“ 
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Artikel 10 Artikel 13 

Weitere Änderung des Umsatzsteuergesetzes Weitere Änderung des Umsatzsteuergesetzes 

§ 4 des Umsatzsteuergesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 21. Februar 2005 (BGBl. I 
S. 386), das zuletzt durch Artikel 9 dieses Gesetzes ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

entfällt 

1. Nummer 21 wird wie folgt gefasst: 

„21. 

a) Schul- und Hochschulunterricht, Aus-
bildung und Fortbildung sowie beruf-
liche Umschulung und damit eng ver-
bundene Lieferungen und sonstige 
Leistungen, die durch Einrichtungen 
des öffentlichen Rechts, die mit sol-
chen Aufgaben betraut sind, erbracht 
werden. Leistungen nach Satz 1 sind 
auch steuerfrei, wenn sie von anderen 
Einrichtungen erbracht werden, deren 
Zielsetzung mit der einer Bildungsein-
richtung des öffentlichen Rechts ver-
gleichbar ist. Einrichtungen im Sinne 
des Satzes 2 sind Einrichtungen, die 
Kenntnisse und Fähigkeiten vermit-
teln, die geeignet sind, einen Schul-
und Hochschulabschluss oder einen 
Berufsabschluss oder berufliche 
Kenntnisse durch Fortbildung zu er-
werben, zu erhalten oder zu erweitern. 
Schul- und Hochschulunterricht um-
fasst die Vermittlung und Vertiefung 
von Kenntnissen und Fähigkeiten in 
Bezug auf ein breites und vielfältiges 
Spektrum von Inhalten je nach Fort-
schritt und Spezialisierung der Schüler 
und Studierenden. Die Begriffe Ausbil-
dung, Fortbildung oder berufliche 
Umschulung werden in Artikel 44 
Satz 2 der Durchführungsverordnung 
(EU) Nr. 282/2011 des Rates vom 15. 
März 2011 definiert. Fortbildung ist 
nur dann befreit, wenn sie von Einrich-
tungen erbracht wird, die keine syste-
matische Gewinnerzielung anstreben; 
etwaige Gewinne, die trotzdem anfal-
len, dürfen nicht verteilt, sondern müs-
sen zur Erhaltung oder Verbesserung 
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der erbrachten Leistungen verwendet 
werden, 

b) Schul- und Hochschulunterricht, der 
von Privatlehrern persönlich erteilt 
wird. Buchstabe a Satz 4 bis 6 gilt ent-
sprechend. 

Nicht befreit sind Leistungen, die nach ihrer 
Zielsetzung der reinen Freizeitgestaltung 
dienen. Für die in den Nummern 15b und 
15c bezeichneten Leistungen kommt die 
Steuerbefreiung nur unter den dort genann-
ten Voraussetzungen in Betracht;“. 

2. Nummer 22 wird wie folgt gefasst: 

„22. 

a) (weggefallen) 

b) kulturelle und sportliche Veranstaltun-
gen, die von juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts, von Volkshoch-
schulen oder von Einrichtungen, die 
gemeinnützigen Zwecken dienen, 
durchgeführt werden, sofern das Ent-
gelt in Teilnehmergebühren besteht,“. 

§ 24 Absatz 2 Nummer 2 des Umsatzsteuerge-
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. 
Februar 2005 (BGBl. I S. 386), das zuletzt durch 
Artikel 12 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird 
wie folgt gefasst: 

„2. Tierzucht- und Tierhaltungsbetriebe, soweit 
ihre Tierbestände nach § 241 des Bewertungs-
gesetzes zur landwirtschaftlichen Nutzung ge-
hören oder diese die Voraussetzungen des 
§ 13 Absatz 1 Nummer 1 Satz 2 des Einkom-
mensteuergesetzes in Verbindung mit § 13b 
des Einkommensteuergesetzes erfüllen.“ 

Artikel 11 Artikel 14 

Änderung der 
Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung 

u n v e r ä n d e r t 

Die Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Februar 
2005 (BGBl. I S. 434), die zuletzt durch Artikel 9 der 
Verordnung vom 12. Juli 2017 (BGBl. I S. 2360) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 
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1. § 72 Absatz 3 wird aufgehoben. 

2. Dem § 74a wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) § 72 in der am … [einsetzen: Datum des 
Tags der Verkündung des vorliegenden Ände-
rungsgesetzes] geltenden Fassung ist weiterhin 
auf Umsätze anzuwenden, die vor dem 1. Januar 
2022 bewirkt werden.“ 

Artikel 12 Artikel 15 

Weitere Änderung der 
Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung 

Weitere Änderung der 
Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung 

Die Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Februar 
2005 (BGBl. I S. 434), die zuletzt durch Artikel 11 die-
ses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert: 

Die Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Februar 
2005 (BGBl. I S. 434), die zuletzt durch Artikel 14 die-
ses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 1. u n v e r ä n d e r t 

a) Die Angabe zu § 23 wie folgt gefasst: 

„§ 23 (weggefallen)“. 

b) Die Angaben zu den §§ 17a und 17b werden 
durch folgende Angaben ersetzt: 

„§ 17a Gelangensvermutung bei innerge-
meinschaftlichen Lieferungen in Be-
förderungs- und Versendungsfällen 

§ 17b Gelangensnachweis bei innerge-
meinschaftlichen Lieferungen in Be-
förderungs- und Versendungsfällen 

§ 17c Nachweis bei innergemeinschaftli-
chen Lieferungen in Bearbeitungs- o-
der Verarbeitungsfällen 

§ 17d Buchmäßiger Nachweis bei innerge-
meinschaftlichen Lieferungen“. 
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2. Nach § 17 wird folgender § 17a eingefügt: 2. Nach § 17 wird folgender § 17a eingefügt: 

„§ 17a „§ 17a 

Gelangensvermutung bei innergemeinschaftli-
chen Lieferungen in Beförderungs- und Versen-

dungsfällen 

Gelangensvermutung bei innergemeinschaftli-
chen Lieferungen in Beförderungs- und Versen-

dungsfällen 

(1) Für die Zwecke der Anwendung der 
Steuerbefreiung für innergemeinschaftliche Lie-
ferungen (§ 4 Nummer 1 Buchstabe b) wird ver-
mutet, dass der Gegenstand der Lieferung in das 
übrige Gemeinschaftsgebiet befördert oder ver-
sendet wurde, wenn eine der folgenden Voraus-
setzungen erfüllt ist: 

(1) Für die Zwecke der Anwendung der 
Steuerbefreiung für innergemeinschaftliche Lie-
ferungen (§ 4 Nummer 1 Buchstabe b des Geset-
zes) wird vermutet, dass der Gegenstand der Lie-
ferung in das übrige Gemeinschaftsgebiet beför-
dert oder versendet wurde, wenn eine der folgen-
den Voraussetzungen erfüllt ist: 

1. Der liefernde Unternehmer gibt an, dass der 
Gegenstand der Lieferung von ihm oder von 
einem von ihm beauftragten Dritten in das 
übrige Gemeinschaftsgebiet befördert oder 
versendet wurde und ist im Besitz folgender 
einander nicht widersprechenden Belege, 
welche jeweils von unterschiedlichen Par-
teien ausgestellt wurden, die voneinander, 
vom liefernden Unternehmer und vom Ab-
nehmer unabhängig sind: 

1. u n v e r ä n d e r t 

a) mindestens zwei Belege nach Absatz 2 
Nummer 1 oder 

b) einem Beleg nach Absatz 2 Nummer 1 
und einem Beleg nach Absatz 2 Num-
mer 2, mit dem die Beförderung oder 
der Versand in das übrige Gemein-
schaftsgebiet bestätigt wird. 

2. Der liefernde Unternehmer ist im Besitz fol-
gender Belege: 

2. u n v e r ä n d e r t 

a) einer Gelangensbestätigung (§ 17b Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 2), die der Ab-
nehmer dem liefernden Unternehmer 
spätestens am zehnten Tag des auf die 
Lieferung folgenden Monats vorlegt 
und 

b) folgender einander nicht widerspre-
chenden Belege, welche jeweils von un-
terschiedlichen Parteien ausgestellt 
wurden, die voneinander, vom liefern-
den Unternehmer und vom Abnehmer 
unabhängig sind: 

aa) mindestens zwei Belege nach Ab-
satz 2 Nummer 1 oder 
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bb) einem Beleg nach Absatz 2 Num-
mer 1 und einem Beleg nach Ab-
satz 2 Nummer 2, mit dem die Be-
förderung oder der Versand in das 
übrige Gemeinschaftsgebiet bestä-
tigt wird. 

(2) Belege im Sinne des Absatzes 1 Num-
mer 1 und 2 sind: 

(2) u n v e r ä n d e r t 

1. Beförderungsbelege (§ 17b Absatz 3 Satz 1 
Nummer 3) oder Versendungsbelege (§ 17b 
Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a); 

2. folgende sonstige Belege: 

a) eine Versicherungspolice für die Beför-
derung oder den Versand des Gegen-
stands der Lieferung in das übrige Ge-
meinschaftsgebiet oder Bankunterla-
gen, die die Bezahlung der Beförderung 
oder des Versands des Gegenstands der 
Lieferung in das übrige Gemeinschafts-
gebiet belegen; 

b) ein von einer öffentlicher Stelle (z.B. 
Notar) ausgestelltes offizielles Doku-
ment, das die Ankunft des Gegenstands 
der Lieferung im übrigen Gemein-
schaftsgebiet bestätigt; 

c) eine Bestätigung eines Lagerinhabers 
im übrigen Gemeinschaftsgebiet, dass 
die Lagerung des Gegenstands der Lie-
ferung dort erfolgt. 

(3) Das Finanzamt kann eine nach Absatz 1 
bestehende Vermutung widerlegen.“ 

(3) u n v e r ä n d e r t 

3. Der bisherige § 17a wird § 17b. 3. u n v e r ä n d e r t 

4. Der neue § 17b wird wie folgt geändert: 4. u n v e r ä n d e r t 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§ 17b 

Gelangensnachweis bei innergemeinschaft-
lichen Lieferungen in Beförderungs- und 

Versendungsfällen“. 

b) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Besteht keine Vermutung nach § 17a Ab-
satz 1, hat der Unternehmer bei innergemein-
schaftlichen Lieferungen (§ 6a Absatz 1 des 
Gesetzes) im Geltungsbereich des Gesetzes 
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durch Belege nachzuweisen, dass er oder der 
Abnehmer den Gegenstand der Lieferung in 
das übrige Gemeinschaftsgebiet befördert o-
der versendet hat.“ 

5. Der bisherige § 17b wird § 17c. 5. u n v e r ä n d e r t 

6. Im neuen § 17c Satz 2 wird die Angabe „§ 17a“ 
durch die Angabe „§ 17b“ ersetzt. 

6. u n v e r ä n d e r t 

7. Der bisherige § 17c wird § 17d. 7. u n v e r ä n d e r t 

8. § 23 wird aufgehoben. 8. u n v e r ä n d e r t 

9. § 59 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 9. u n v e r ä n d e r t 

„Ein im Ausland ansässiger Unternehmer im 
Sinne des Satzes 1 ist ein Unternehmer, der im In-
land, auf der Insel Helgoland und in einem der in 
§ 1 Absatz 3 des Gesetzes bezeichneten Gebiete 
weder einen Wohnsitz, seinen gewöhnlichen Auf-
enthalt, seinen Sitz, seine Geschäftsleitung noch 
eine Betriebsstätte hat, von der aus im Inland steu-
erbare Umsätze ausgeführt werden; ein im Aus-
land ansässiger Unternehmer ist auch ein Unter-
nehmer, der ausschließlich einen Wohnsitz oder 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Inland, aber 
im Ausland seinen Sitz, seine Geschäftsleitung o-
der eine Betriebsstätte hat, von der aus Umsätze 
ausgeführt werden.“ 

10. § 61 Absatz 5 Satz 2 bis 4 wird wie folgt gefasst: 10. u n v e r ä n d e r t 

„Der Zinslauf beginnt mit Ablauf von vier Mona-
ten und zehn Arbeitstagen nach Eingang des Ver-
gütungsantrags beim Bundeszentralamt für Steu-
ern. Übermittelt der Antragsteller Rechnungen o-
der Einfuhrbelege als eingescannte Originale ab-
weichend von Absatz 2 Satz 3 nicht zusammen 
mit dem Vergütungsantrag, sondern erst zu einem 
späteren Zeitpunkt, beginnt der Zinslauf erst mit 
Ablauf von vier Monaten und zehn Arbeitstagen 
nach Eingang dieser eingescannten Originale 
beim Bundeszentralamt für Steuern. Hat das Bun-
deszentralamt für Steuern zusätzliche oder wei-
tere zusätzliche Informationen angefordert, be-
ginnt der Zinslauf erst mit Ablauf von zehn Ar-
beitstagen nach Ablauf der Fristen in Artikel 21 
der Richtlinie 2008/9/EG.“ 
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Artikel 13 Artikel 16 

Änderung des 
Finanzkonten-Informationsaustauschgesetzes 

u n v e r ä n d e r t 

In § 16 Absatz 2 Nummer 1 Satz 4 des Finanz-
konten-Informationsaustauschgesetzes vom 21. De-
zember 2015 (BGBl. I S. 2531), das durch Artikel 6 
des Gesetzes vom 20. Dezember 2016 (BGBl. I 
S. 3000) geändert worden ist, werden die Wörter „in 
Satz 1 Nummer 1 und 2“ durch die Wörter „in Num-
mer 2, in Absatz 3 und in Absatz 4“ ersetzt. 

Artikel 14 Artikel 17 

Änderung des Investmentsteuergesetzes Änderung des Investmentsteuergesetzes 

Das Investmentsteuergesetz vom 19. Juli 2016 
(BGBl. I S. 1730), das zuletzt durch Artikel 15 des Ge-
setzes vom 11. Dezember 2018 (BGBl. I S. 2338) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

Das Investmentsteuergesetz vom 19. Juli 2016 
(BGBl. I S. 1730), das zuletzt durch Artikel 15 des Ge-
setzes vom 11. Dezember 2018 (BGBl. I S. 2338) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 1. u n v e r ä n d e r t 

a) Die Angabe zu § 56 wird wie folgt gefasst: 

„§ 56 Anwendungs- und Übergangsvor-
schriften zum Investmentsteuerre-
formgesetz“. 

b) Folgende Angabe wird angefügt: 

„§ 57 Anwendungsvorschriften“. 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 2. u n v e r ä n d e r t 

a) Dem Absatz 8 wird folgender Satz angefügt: 

„Auch nicht als Kapitalbeteiligungen gelten 

1. Anteile an Personengesellschaften, 
auch wenn die Personengesellschaften 
Anteile an Kapitalgesellschaften halten, 

2. Anteile an Kapitalgesellschaften, die 
nach Absatz 9 Satz 6 als Immobilien 
gelten, 

3. Anteile an Kapitalgesellschaften, die 
von der Ertragsbesteuerung befreit sind, 
soweit sie Ausschüttungen vornehmen, 
es sei denn, die Ausschüttungen unter-
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liegen einer Besteuerung von mindes-
tens 15 Prozent und der Investment-
fonds ist nicht davon befreit und 

4. Anteile an Kapitalgesellschaften, 

a) deren Einnahmen unmittelbar oder 
mittelbar zu mehr als 10 Prozent 
aus Beteiligungen an Kapitalge-
sellschaften stammen, die nicht die 
Voraussetzungen des Satzes 1 
Nummer 2 erfüllen oder 

b) die unmittelbar oder mittelbar Be-
teiligungen an Kapitalgesellschaf-
ten halten, die nicht die Vorausset-
zungen des Satzes 1 Nummer 2 er-
füllen, wenn der gemeine Wert 
derartiger Beteiligungen mehr als 
10 Prozent des gemeinen Werts 
der Kapitalgesellschaften beträgt.“ 

b) Absatz 9 wird wie folgt gefasst: 

„(9) Immobilienfonds sind Investment-
fonds, die gemäß den Anlagebedingungen 
fortlaufend mehr als 50 Prozent ihres Aktiv-
vermögens in Immobilien und Immobilien-
Gesellschaften anlegen (Immobilienfonds-
quote). Auslands-Immobilienfonds sind In-
vestmentfonds, die gemäß den Anlagebedin-
gungen fortlaufend mehr als 50 Prozent ihres 
Aktivvermögens in ausländische Immobilien 
und Auslands-Immobiliengesellschaften an-
legen (Auslands-Immobilienfondsquote). 
Auslands-Immobiliengesellschaften sind 
Immobilien-Gesellschaften, die ausschließ-
lich in ausländische Immobilien investieren. 
Investmentanteile an Immobilienfonds oder 
an Auslands-Immobilienfonds gelten in 
Höhe von 51 Prozent des Wertes des Invest-
mentanteils als Immobilien. Sieht ein Immo-
bilienfonds oder ein Auslands-Immobilien-
fonds in seinen Anlagebedingungen einen 
höheren Prozentsatz als 51 Prozent seines 
Aktivvermögens für die fortlaufende Min-
destanlage in Immobilien vor, gilt der Invest-
mentanteil im Umfang dieses höheren Pro-
zentsatzes als Immobilie. Anteile an Körper-
schaften, Personenvereinigungen oder Ver-
mögensmassen, bei denen nach gesetzlichen 
Bestimmungen oder nach deren Anlagebe-
dingungen das Bruttovermögen zu mindes-
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tens 75 Prozent aus unbeweglichem Vermö-
gen besteht, gelten in Höhe von 75 Prozent 
des Wertes der Anteile als Immobilien, wenn 
die Körperschaften, Personenvereinigungen 
oder Vermögensmassen einer Ertragsbesteu-
erung in Höhe von mindestens 15 Prozent 
unterliegen und nicht von ihr befreit sind o-
der wenn deren Ausschüttungen einer Be-
steuerung von mindestens 15 Prozent unter-
liegen und der Investmentfonds nicht davon 
befreit ist. Absatz 6 Satz 4 ist entsprechend 
anzuwenden.“ 

c) In Absatz 13 werden nach den Wörtern „oder 
verdeckte Einlage in eine Kapitalgesell-
schaft“ die Wörter „sowie eine beendete Ab-
wicklung oder Liquidation des Investment-
fonds oder Spezial-Investmentfonds“ einge-
fügt. 

3. § 6 wird wie folgt geändert: 3. u n v e r ä n d e r t 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Kör-
perschaftsteuergesetzes“ die Wörter 
„und sind unbeschränkt körperschaft-
steuerpflichtig“ eingefügt. 

bb) In Satz 2 werden nach den Wörtern 
„gelten als Vermögensmassen nach § 2 
Nummer 1 des Körperschaftsteuerge-
setzes“ die Wörter „und sind beschränkt 
körperschaftsteuerpflichtig“ eingefügt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Investmentfonds sind vorbehalt-
lich des Satzes 2 steuerbefreit. Nicht steuer-
befreit sind inländische Beteiligungseinnah-
men, inländische Immobilienerträge und 
sonstige inländische Einkünfte. Die nach 
Satz 2 steuerpflichtigen Einkünfte sind zu-
gleich inländische Einkünfte nach § 2 Num-
mer 1 des Körperschaftsteuergesetzes.“ 

c) Dem Absatz 5 wird folgender Satz angefügt: 

„Von gewerblichen Einkünften nach § 49 
Absatz 1 Nummer 2 des Einkommensteuer-
gesetzes ist nur auszugehen, wenn der In-
vestmentfonds seine Vermögensgegenstände 
aktiv unternehmerisch bewirtschaftet.“ 
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d) Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 6a ein-
gefügt: 

„(6a) Die Anschaffung oder Veräuße-
rung einer unmittelbaren oder mittelbaren 
Beteiligung an einer Personengesellschaft 
gilt als Anschaffung oder Veräußerung der 
anteiligen Wirtschaftsgüter.“ 

e) Dem Absatz 7 wird folgender Satz angefügt: 

„Weicht das Geschäftsjahr des Investment-
fonds vom Kalenderjahr ab, gelten die Ein-
künfte des Investmentfonds als in dem Ka-
lenderjahr bezogen, in dem sein Geschäfts-
jahr endet.“ 

4. § 8 Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 4. u n v e r ä n d e r t 

„(4) Die Steuerbefreiung bei inländischen 
Beteiligungseinnahmen setzt voraus, dass der In-
vestmentfonds die Voraussetzungen für eine An-
rechenbarkeit von Kapitalertragsteuer nach § 36a 
des Einkommensteuergesetzes erfüllt. Die Steuer-
befreiung nach Absatz 1 Nummer 1 oder Absatz 2 
setzt zudem voraus, dass 

1. der Anleger seit mindestens drei Monaten zi-
vilrechtlicher und wirtschaftlicher Eigentü-
mer der Investmentanteile ist und 

2. keine Verpflichtung zur Übertragung der 
Anteile auf eine andere Person besteht.“ 

5. § 11 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 5. u n v e r ä n d e r t 

„(1) Das Betriebsstättenfinanzamt des Ent-
richtungspflichtigen erstattet auf Antrag des In-
vestmentfonds die einbehaltene Kapitalertrag-
steuer, wenn 

1. auf nicht nach § 6 Absatz 2 steuerpflichtige 
Kapitalerträge Kapitalertragsteuer und Soli-
daritätszuschlag einbehalten und abgeführt 
wurde und der Entrichtungspflichtige keine 
Erstattung vorgenommen hat, 

2. in über § 7 hinausgehender Höhe Kapitaler-
tragsteuer und Solidaritätszuschlag einbehal-
ten und abgeführt wurde und der Entrich-
tungspflichtige keine Erstattung vorgenom-
men hat oder 

3. in den Fällen der §§ 8 und 10 nicht vom Steu-
erabzug Abstand genommen wurde 
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und eine Statusbescheinigung, eine Steuerbe-
scheinigung und eine Erklärung des Entrichtungs-
pflichtigen vorgelegt werden, aus der hervorgeht, 
dass eine Erstattung weder vorgenommen wurde 
noch vorgenommen wird. Die Erstattung nach 
Satz 1 Nummer 3 setzt zusätzlich voraus, dass die 
Bescheinigungen und die Mitteilungen nach den 
§§ 8 bis 10 beigefügt werden.“ 

6. § 15 wird wie folgt geändert: 6. u n v e r ä n d e r t 

a) In Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 werden die 
Wörter „Anteils- oder Aktieninhaber“ durch 
das Wort „Anleger“ ersetzt. 

b) In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort „gewerbli-
che“ durch die Wörter „aktive unternehmeri-
sche“ ersetzt. 

7. In § 17 Absatz 1 werden die Sätze 1 bis 3 wie folgt 
gefasst: 

7. u n v e r ä n d e r t 

„Während der Abwicklung eines Investmentfonds 
gelten Ausschüttungen eines Kalenderjahres inso-
weit als steuerfreie Kapitalrückzahlung, wie der 
letzte in diesem Kalenderjahr festgesetzte Rück-
nahmepreis die fortgeführten Anschaffungskosten 
unterschreitet. Maßgeblich für die Zwecke des 
Satzes 1 sind bei bestandsgeschützten Alt-Antei-
len die fiktiven Anschaffungskosten nach § 56 
Absatz 2 Satz 2 und 3. Im Übrigen ist auf die tat-
sächlichen Anschaffungskosten abzustellen.“ 

8. § 20 wird wie folgt geändert: 8. u n v e r ä n d e r t 

a) Absatz 1 Satz 4 wird durch folgende Sätze 
ersetzt: 

„Die Sätze 2 und 3 gelten nicht, 

1. wenn der Anleger ein Lebens- oder 
Krankenversicherungsunternehmen ist 
und der Investmentanteil den Kapital-
anlagen zuzurechnen ist oder 

2. wenn der Anleger ein Institut oder Un-
ternehmen nach § 3 Nummer 40 Satz 3 
des Einkommensteuergesetzes oder 
nach § 8b Absatz 7 des Körperschaft-
steuergesetzes ist und der Investmen-
tanteil dem Handelsbestand im Sinne 
des § 340e Absatz 3 des Handelsgesetz-
buchs zuzuordnen oder zum Zeitpunkt 
des Zugangs zum Betriebsvermögen als 
Umlaufvermögen auszuweisen ist. 
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Satz 4 Nummer 1 gilt entsprechend, wenn 
der Anleger ein Pensionsfonds ist.“ 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Bei Immobilienfonds sind 60 Pro-
zent der Erträge steuerfrei (Immobilienteil-
freistellung). Bei Auslands-Immobilien-
fonds sind 80 Prozent der Erträge steuerfrei 
(Auslands-Immobilienteilfreistellung). Die 
Anwendung der Immobilienteilfreistellung 
oder der Auslands-Immobilienteilfreistel-
lung schließt die Anwendung der Aktienteil-
freistellung aus.“ 

c) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a ein-
gefügt: 

„(3a) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch für 
Investmentanteile, die mittelbar über Perso-
nengesellschaften gehalten werden.“ 

d) In Absatz 4 wird das Wort „Anlagegrenzen“ 
durch die Wörter „Aktienfonds- oder Misch-
fonds-Kapitalbeteiligungsquote oder Immo-
bilienfonds- oder Auslands-Immobilien-
fondsquote“ ersetzt. 

9. § 30 Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 9. u n v e r ä n d e r t 

„(3) § 3 Nummer 40 des Einkommensteuer-
gesetzes und § 8b des Körperschaftsteuergesetzes 
sind auf die dem Anleger zugerechneten inländi-
schen Beteiligungseinnahmen nicht anzuwenden, 
wenn der Anleger 

1. ein Lebens- oder Krankenversicherungsun-
ternehmen ist und der Spezial-Investmentan-
teil den Kapitalanlagen zuzurechnen ist oder 

2. ein Institut oder Unternehmen nach § 3 
Nummer 40 Satz 3 des Einkommensteuerge-
setzes oder § 8b Absatz 7 des Körperschaft-
steuergesetzes ist und der Spezial-Invest-
mentfonds in wesentlichem Umfang Anteile 
hält, die  

a) dem Handelsbestand im Sinne des 
§ 340e Absatz 3 des Handelsgesetz-
buchs zuzuordnen wären oder 

b) zum Zeitpunkt des Zugangs zum Be-
triebsvermögen als Umlaufvermögen 
auszuweisen wären, 

wenn sie von dem Institut oder Unternehmen 
unmittelbar erworben worden wären. 
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Satz 1 Nummer 1 gilt entsprechend, wenn der An-
leger ein Pensionsfonds ist.“ 

10. § 31 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 2 wird wie folgt geändert: 

aaa) Nummer 2 wird wie folgt ge-
fasst: 

„2. Zurechnungszeitpunkt 
des Kapitalertrags,“. 

bbb) Nummer 4 wird wie folgt ge-
fasst: 

„4. Gesamtzahl der Anteile 
des Spezial-Invest-
mentfonds und Anzahl 
der Anteile der einzel-
nen Anleger jeweils 
zum Zurechnungszeit-
punkt sowie“. 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„Zurechnungszeitpunkt ist der Tag, 
an dem die jeweiligen Kapitalerträge 
dem Spezial-Investmentfonds zuge-
rechnet werden; dies ist bei Kapital-
erträgen nach § 43 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 und 1a des Einkommen-
steuergesetzes der Tag des Gewinn-
verteilungsbeschlusses.“ 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Die auf Kapitalerträge im Sinne 
des § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1a oder 
des § 36a Absatz 1 Satz 4 des Einkommen-
steuergesetzes bei Ausübung der Transpa-
renzoption erhobene Kapitalertragsteuer 
wird auf die Einkommen- oder Körper-
schaftsteuer des Anlegers angerechnet, 
wenn 

1. der Spezial-Investmentfonds die Vo-
raussetzungen für eine Anrechenbar-
keit nach § 36a Absatz 1 bis 3 des 
Einkommensteuergesetzes erfüllt 
und 

2. der Anleger innerhalb eines Zeit-
raums von 45 Tagen vor und 45 Ta-
gen nach dem Zurechnungszeitpunkt 
mindestens 45 Tage ununterbrochen 
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wirtschaftlicher Eigentümer der Spe-
zial-Investmentanteile ist (Mindest-
haltedauer), der Anleger während 
der Mindesthaltedauer unter Be-
rücksichtigung von gegenläufigen 
Ansprüchen und von Ansprüchen 
nahe stehender Personen ununter-
brochen das volle Risiko eines sin-
kenden Wertes der Spezial-Invest-
mentanteile trägt und nicht ver-
pflichtet ist, den ihm nach § 30 Ab-
satz 1 unmittelbar zugerechneten 
Kapitalertrag ganz oder überwie-
gend, unmittelbar oder mittelbar an-
deren Personen zu vergüten. 

Fehlen die Voraussetzungen des Satzes 1, 
so sind drei Fünftel der Kapitalertrag-
steuer nicht anzurechnen. Die Sätze 1 und 
2 sind nicht anzuwenden, wenn 

1. die Kapitalerträge des Anlegers im 
Sinne des § 43 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 1a und des § 36a Absatz 1 Satz 4 
des Einkommensteuergesetzes im 
Veranlagungszeitraum nicht mehr 
als 20 000 Euro betragen oder 

2. der Spezial-Investmentfonds im Zu-
rechnungszeitpunkt seit mindestens 
einem Jahr ununterbrochen wirt-
schaftlicher Eigentümer der Aktien 
oder Genussscheine ist und der Anle-
ger im Zurechnungszeitpunkt seit 
mindestens einem Jahr ununterbro-
chen wirtschaftlicher Eigentümer 
der Spezial-Investmentanteile ist. 

Ein Spezial-Investmentfonds und der an 
ihm beteiligte Anleger gelten unabhängig 
von dem Beteiligungsumfang als einander 
nahestehende Personen im Sinne des Sat-
zes 1 und des § 36a Absatz 3 des Einkom-
mensteuergesetzes. Wurde für einen Anle-
ger kein Steuerabzug vorgenommen oder 
ein Steuerabzug erstattet und liegen die 
Voraussetzungen des Satzes 1 nicht vor, 
ist der Anleger verpflichtet, 

1. dies gegenüber seinem zuständigen 
Finanzamt anzuzeigen, 

2. Kapitalertragsteuer in Höhe von 15 
Prozent der Kapitalerträge im Sinne 
des § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1a 
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und des § 36a Absatz 1 Satz 4 des 
Einkommensteuergesetzes nach amt-
lich vorgeschriebenen Vordruck auf 
elektronischem Weg anzumelden 
und 

3. die angemeldete Steuer zu entrichten. 

Die Anzeige, Anmeldung und Entrichtung 
hat bei Steuerpflichtigen, die ihren Ge-
winn durch Bestandsvergleich ermitteln, 
nach Ablauf des Wirtschaftsjahres, bei In-
vestmentfonds nach Ablauf des Geschäfts-
jahres und bei anderen Steuerpflichtigen 
nach Ablauf des Kalenderjahres bis zum 
zehnten des folgenden Monats zu erfolgen. 
§ 42 der Abgabenordnung bleibt unbe-
rührt.“ 

10. § 35 wird wie folgt geändert: 11. u n v e r ä n d e r t 

a) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Zurech-
nungsbeträge“ durch die Wörter „Zurech-
nungsbeträge, Immobilien-Zurechnungsbe-
träge“ ersetzt. 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Zurechnungsbeträge sind die zu-
geflossenen inländischen Beteiligungsein-
nahmen und sonstigen inländischen Ein-
künfte mit Steuerabzug nach Abzug der Ka-
pitalertragsteuer und der bundes- oder lan-
desgesetzlich geregelten Zuschlagsteuern 
zur Kapitalertragsteuer, wenn die Transpa-
renzoption nach § 30 ausgeübt wurde.“ 

c) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a ein-
gefügt: 

„(3a) Immobilien-Zurechnungsbeträge 
sind die inländischen Immobilienerträge und 
sonstigen inländischen Einkünfte ohne Steu-
erabzug, für die ein Dach-Spezial-Invest-
mentfonds die Immobilien-Transparenzop-
tion nach § 33 ausgeübt hat.“ 

d) Dem Absatz 4 wird folgender Satz angefügt: 

„Absetzungsbeträge können nur im Ge-
schäftsjahr ihrer Entstehung oder innerhalb 
von vier Monaten nach Ablauf des Ge-
schäftsjahres ihrer Entstehung und nur zu-
sammen mit den Einnahmen im Sinne des 
Satzes 1 ausgeschüttet werden.“ 
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e) In Absatz 5 werden die Wörter „der Zurech-
nungsbeträge und der Absetzungsbeträge“ 
durch die Wörter „der steuerfrei thesaurier-
baren Kapitalerträge im Sinne des § 36 Ab-
satz 2, der Zurechnungsbeträge, der Immobi-
lien-Zurechnungsbeträge und der Abset-
zungsbeträge“ ersetzt. 

f) Folgender Absatz 7 wird angefügt: 

„(7) § 36 Absatz 4 Satz 1 ist entspre-
chend anzuwenden.“ 

11. § 36 Absatz 4 Satz 2 wird durch folgende Sätze 
ersetzt: 

12. u n v e r ä n d e r t 

„Die ausschüttungsgleichen Erträge gelten mit 
Ablauf des Geschäftsjahres als zugeflossen, in 
dem sie vereinnahmt worden sind. Bei einer Ver-
äußerung von Spezial-Investmentanteilen vor Ab-
lauf des Geschäftsjahres gelten die ausschüttungs-
gleichen Erträge im Zeitpunkt der Veräußerung 
als zugeflossen. Bei Teilausschüttung der in den 
Absätzen 1 und 5 genannten Erträge innerhalb 
von vier Monaten nach Ablauf des Geschäftsjah-
res sind die ausschüttungsgleichen Erträge dem 
Anleger abweichend von Satz 2 im Zeitpunkt der 
Teilausschüttung zuzurechnen. Reicht die Aus-
schüttung nicht aus, um die Kapitalertragsteuer 
gemäß § 50 einschließlich der bundes- oder lan-
desgesetzlich geregelten Zuschlagsteuern zur Ka-
pitalertragsteuer gegenüber sämtlichen, am Ende 
des Geschäftsjahres beteiligten Anlegern einzube-
halten, gilt auch die Teilausschüttung den Anle-
gern mit dem Ablauf des Geschäftsjahres, in dem 
die Erträge vom Spezial-Investmentfonds erzielt 
worden sind, als zugeflossen und für den Steuer-
abzug als ausschüttungsgleicher Ertrag.“ 

12. § 42 wird wie folgt geändert: 13. u n v e r ä n d e r t 

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Satz 1 gilt nicht für Gewinne aus der Ver-
äußerung von Anteilen an Investmentfonds 
im Sinne des § 16 Absatz 1 Nummer 3 in 
Verbindung mit § 2 Absatz 13 und in den 
Fällen des § 30 Absatz 3 Nummer 1 und 2.“ 

b) Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Satz 2 gilt nicht für Gewinne aus der Ver-
äußerung von Anteilen an Investmentfonds 
im Sinne des § 16 Absatz 1 Nummer 3 in 
Verbindung mit § 2 Absatz 13 und in den 
Fällen des § 30 Absatz 3 Nummer 1 und 2.“ 
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13. § 49 Absatz 3 Satz 5 wird wie folgt gefasst: 14. u n v e r ä n d e r t 

„Zurechnungsbeträge und Immobilien-Zurech-
nungsbeträge, die nicht an den Anleger ausge-
schüttet wurden, mindern den Gewinn aus der 
Veräußerung.“ 

14. § 52 Absatz 2 Satz 4 wird aufgehoben. 15. u n v e r ä n d e r t 

15. § 56 wird wie folgt geändert: 16. u n v e r ä n d e r t 

a) Der Überschrift werden die Wörter „zum In-
vestmentsteuerreformgesetz“ angefügt. 

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a ein-
gefügt: 

„(3a) Für die Zwecke der Absätze 2 und 
3 steht eine fiktive Veräußerung nach § 19 
Absatz 2 oder § 52 Absatz 2 einer tatsächli-
chen Veräußerung gleich.“ 

c) In Absatz 6 Satz 4 werden die Wörter 
„Sätze 1 bis 5“ durch die Wörter „Sätze 1 
bis 3“ ersetzt. 

16. Folgender § 57 wird angefügt: 17. Folgender § 57 wird angefügt: 

„§ 57 „§ 57 

Anwendungsvorschriften Anwendungsvorschriften 

Ab dem 1. Januar 2020 anzuwenden sind Ab dem 1. Januar 2020 anzuwenden sind 

1. § 2 Absatz 8 Satz 5, Absatz 9 und 13, 1. u n v e r ä n d e r t 

2. § 6 Absatz 1, Absatz 2, Absatz 4 Satz 1, Ab-
satz 5 Satz 2, Absatz 6a, Absatz 7 Satz 4, 

2. u n v e r ä n d e r t 

3. § 8 Absatz 4, 3. u n v e r ä n d e r t 

4. § 11 Absatz 1, 4. u n v e r ä n d e r t 

5. § 15 Absatz 2 Satz 1 und Absatz 4, 5. u n v e r ä n d e r t 

6. § 17 Absatz 1 Satz 1 bis 3, 6. u n v e r ä n d e r t 

7. § 20 Absatz 1, 3, 3a und 4, 7. u n v e r ä n d e r t 

8. § 30 Absatz 3, 8. u n v e r ä n d e r t 

9. § 31 Absatz 1 und 3, 

9. § 35, 10. u n v e r ä n d e r t 

10. § 36 Absatz 4, 11. u n v e r ä n d e r t 

11. § 42 Absatz 1 und 2, 12. u n v e r ä n d e r t 

12. § 52 Absatz 2, 13. u n v e r ä n d e r t 
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13. § 56 Absatz 3a und 6 Satz 4 14. u n v e r ä n d e r t 

in der Fassung des Artikels … des Gesetzes vom in der Fassung des Artikels … des Gesetzes vom 
… (BGBl. I S. …) [einsetzen: Ausfertigungsda- … (BGBl. I S. …) [einsetzen: Ausfertigungsda-
tum und Fundstelle des vorliegenden Änderungs- tum und Fundstelle des vorliegenden Änderungs-
gesetzes]. Bis einschließlich 31. Dezember 2019 gesetzes]. Bis einschließlich 31. Dezember 2019 
gewährte Stundungen nach § 52 Absatz 2 Satz 4 gewährte Stundungen nach § 52 Absatz 2 Satz 4 
in der am … [einsetzen: Tag der Verkündung des in der am … [einsetzen: Tag der Verkündung des
vorliegenden Änderungsgesetzes] geltenden Fas- vorliegenden Änderungsgesetzes] geltenden Fas-
sung bleiben unberührt.“ sung bleiben unberührt.“ 

Artikel 15 Artikel 18 

Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes u n v e r ä n d e r t 

Das Finanzverwaltungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 4. April 2006 (BGBl. I S. 846, 
1202), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 
17. Dezember 2018 (BGBl. I S. 2522) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 5 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 21 wird wie folgt gefasst: 

„21. die Durchführung des Besteuerungs-
verfahrens nach § 18 Absatz 4c des 
Umsatzsteuergesetzes einschließlich 
der damit im Zusammenhang stehen-
den Tätigkeiten auf Grund von Arti-
kel 17 Absatz 1 Buchstabe d und Arti-
kel 21 Absatz 1 sowie Kapitel XI der 
Verordnung (EU) Nr. 904/2010 des 
Rates vom 7. Oktober 2010 über die 
Zusammenarbeit der Verwaltungsbe-
hörden und die Betrugsbekämpfung 
auf dem Gebiet der Mehrwertsteuer 
(ABl. L 268 vom 12.10.2010, S. 1);“. 

b) In Nummer 42 wird der Punkt am Ende 
durch ein Semikolon ersetzt. 

c) Folgende Nummer 43 wird angefügt: 

„43. die Unterstützung des Bundesministe-
riums der Finanzen bei der Gesetzes-
folgenabschätzung im Steuerrecht.“ 

2. In § 19 Absatz 5 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Abgabenordnung“ die Wörter „oder § 5 des In-
vestmentsteuergesetzes“ eingefügt. 
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3. Dem § 21a Absatz 1 werden folgende Sätze ange-
fügt: 

„Die Vertraulichkeit der Sitzungen ist zu wahren, 
wenn nicht im Einzelfall einstimmig etwas ande-
res beschlossen wurde. Für Beratungen im schrift-
lichen Verfahren gilt entsprechendes.“ 

Artikel 16 Artikel 19 

Weitere Änderung 
des Finanzverwaltungsgesetzes 

Weitere Änderung 
des Finanzverwaltungsgesetzes 

§ 5 Absatz 1 Satz 1 des Finanzverwaltungsgeset-
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. April 
2006 (BGBl. I S. 846, 1202), das zuletzt durch 
Artikel 15 dieses Gesetzes worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

§ 5 Absatz 1 Satz 1 des Finanzverwaltungsgeset-
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. April 
2006 (BGBl. I S. 846, 1202), das zuletzt durch 
Artikel 18 dieses Gesetzes worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1. Nummer 5d wird wie folgt geändert: 1. u n v e r ä n d e r t 

a) In Buchstabe b wird das Wort „sowie“ durch 
ein Komma ersetzt. 

b) In Buchstabe c wird das Semikolon am Ende 
durch das Wort „sowie“ ersetzt. 

c) Folgender Buchstabe d wird angefügt: 

„d) die zuständigen Behörden der Dritt-
staaten, mit denen die Bundesrepublik 
Deutschland ein Abkommen über den 
steuerlichen Informationsaustausch 
geschlossen hat, nach dem ein automa-
tischer Austausch von Informationen 
vereinbart werden kann;“. 

2. Nummer 5e wird wie folgt geändert: 2. u n v e r ä n d e r t 

a) In Buchstabe a wird das Wort „sowie“ durch 
ein Komma ersetzt. 

b) In Buchstabe b wird das Semikolon am Ende 
durch das Wort „sowie“ ersetzt. 

c) Folgender Buchstabe c wird angefügt: 

„c) der länderbezogenen Berichte im 
Sinne des § 138a Absatz 2 der Abga-
benordnung, die dem zentralen Ver-
bindungsbüro von den zuständigen Be-
hörden der Drittstaaten, mit denen die 
Bundesrepublik Deutschland ein Ab-
kommen über den steuerlichen Infor-
mationsaustausch geschlossen hat, 
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nach dem ein automatischer Austausch 
von Informationen vereinbart werden 
kann, übermittelt wurden, an die je-
weils zuständige Landesfinanzbe-
hörde;“. 

Artikel 17 Artikel 20 

Änderung des Gesetzes über Steuerstatistiken Änderung des Gesetzes über Steuerstatistiken 

Das Gesetz über Steuerstatistiken vom 11. Okto-
ber 1995 (BGBl. I S. 1250, 1409), das zuletzt durch Ar-
tikel 13 des Gesetzes vom 17. August 2017 (BGBl. I 
S. 3214) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

Das Gesetz über Steuerstatistiken vom 11. Okto-
ber 1995 (BGBl. I S. 1250, 1409), das zuletzt durch Ar-
tikel 13 des Gesetzes vom 17. August 2017 (BGBl. I 
S. 3214) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 1. § 1 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 7 wird nach dem Wort „Schen-
kungsteuer“ ein Komma eingefügt. 

a) u n v e r ä n d e r t 

b) Folgende Nummer 8 wird eingefügt: b) Die folgenden Nummern 8 und 9 werden 
eingefügt: 

„8. die Statistik zu den länderbezogenen 
Berichten multinationaler Unterneh-
mensgruppen nach § 138a Absatz 2 
der Abgabenordnung“. 

„8. die Statistik zu den länderbezogenen 
Berichten multinationaler Unterneh-
mensgruppen nach § 138a Absatz 2 
der Abgabenordnung, 

9. die Forschungszulage“. 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 7 wird folgender Satz angefügt: a) u n v e r ä n d e r t 

„Die nach § 28a des Erbschaftsteuer- und 
Schenkungsteuergesetzes erlassene Erb-
schaft- oder Schenkungsteuer mit den im Er-
lassverfahren festgestellten Angaben wird 
erstmals ab 2019 erfasst.“ 

b) Folgender Absatz 8 wird angefügt: b) Die folgenden Absätze 8 und 9 werden an-
gefügt: 

„(8) Für die Statistik zu den länderbe-
zogenen Berichten multinationaler Unter-
nehmensgruppen werden ab dem Berichts-
jahr 2018 jährlich die Angaben nach § 138a 
Absatz 2 der Abgabenordnung erfasst. Die 
Aufbereitung dieser Angaben wird zentral 
vom Statistischen Bundesamt durchge-
führt.“ 

„(8) Für die Statistik zu den länderbe-
zogenen Berichten multinationaler Unter-
nehmensgruppen werden ab dem Berichts-
jahr 2018 jährlich die Angaben nach § 138a 
Absatz 2 der Abgabenordnung erfasst. Die 
Aufbereitung dieser Angaben wird zentral 
vom Statistischen Bundesamt durchgeführt. 
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(9) Für die Statistik über die For-
schungszulage werden von den An-
spruchsberechtigten ab 2020 jährlich fol-
gende Erhebungsmerkmale erfasst: 

1. förderfähige Aufwendungen im Be-
reich Forschung und Entwicklung, 
getrennt nach eigenbetrieblicher 
Forschung und Auftragsforschung, 
Höhe der gewährten Forschungszu-
lage mit den im Besteuerungsverfah-
ren festgestellten Angaben; 

2. Sitz (Gemeinde), Rechtsform, Organ-
schaft, Wirtschaftszweig, Zahl der im 
Bereich Forschung und Entwicklung 
Beschäftigten des Anspruchsberech-
tigten.“ 

3. § 5 wird wie folgt geändert: 3. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird wie folgt geändert: a) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 2 werden nach den Wörtern 
„§ 1 Absatz 1 Nummer 5“ die Wörter 
„sowie die Registernummer, die Post-
leitzahl und der Ort des Registerge-
richts bei den Statistiken nach § 1 Ab-
satz 1 Nummer 1 bis 3 und 6“ einge-
fügt. 

aa) u n v e r ä n d e r t 

bb) In Nummer 6 wird der Punkt am Ende 
durch ein Komma ersetzt. 

bb) u n v e r ä n d e r t 

cc) Folgende Nummer 7 wird angefügt: cc) Die folgenden Nummern 7 und 8 wer-
den angefügt: 

„7. Postleitzahl, Ort, Ortsteil, Straße, 
Hausnummer oder Hausnum-
mernspanne, Hausnummernzu-
satz.“ 

„7. Postleitzahl, Ort, Ortsteil, Straße, 
Hausnummer oder Hausnum-
mernspanne, Hausnummernzu-
satz, 

8. die Finanzamt- und Steuer-
nummer sowie die Identifikati-
onsmerkmale nach § 139a Ab-
satz 1 der Abgabenordnung 
von den Anspruchsberechtig-
ten bei der Statistik nach § 1 
Absatz 1 Nummer 9.“ 

b) In Satz 2 werden nach dem Wort „Steuer-
nummern“ die Wörter „,die Registernum-
mer, die Postleitzahl und der Ort des Regis-
tergerichts“ eingefügt. 

b) u n v e r ä n d e r t 
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4. § 7a wird wie folgt geändert: 4. § 7a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „§ 1 a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „§ 1 
Abs. 1 Nr. 1, 3, 6 und 7“ durch die Wörter Abs. 1 Nr. 1, 3, 6 und 7“ durch die Wörter 
„§ 1 Absatz 1 Nummer 1, 3 und 6 bis 8“ er- „§ 1 Absatz 1 Nummer 1, 3 und 5 bis 9“ er-
setzt. setzt. 

b) In Absatz 2 wird die Angabe „§ 1 Abs. 1 
Nr. 1, 2, 3, 6 und 7“ durch die Wörter „§ 1 
Absatz 1 Nummer 1, 2, 3 und 6 bis 8“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird die Angabe „§ 1 Abs. 1 
Nr. 1, 2, 3, 6 und 7“ durch die Wörter „§ 1 
Absatz 1 Nummer 1, 2, 3 und 5 bis 9“ ersetzt. 

Artikel 18 Artikel 21 

Änderung der Abgabenordnung Änderung der Abgabenordnung 

Die Abgabenordnung in der Fassung der Bekannt- Die Abgabenordnung in der Fassung der Bekannt-
machung vom 1. Oktober 2002 (BGBl. I S. 3866; 2003 machung vom 1. Oktober 2002 (BGBl. I S. 3866; 2003 
I S. 61), die zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom I S. 61), die zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 
11. Juli 2019 (BGBl. I S. 1066) geändert worden ist, 11. Juli 2019 (BGBl. I S. 1066) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu 
§ 117c folgende Angabe eingefügt: 

1. u n v e r ä n d e r t 

„§ 117d Statistiken über die zwischenstaatliche 
Amts- und Rechtshilfe“. 

2. § 30 wird wie folgt geändert: 2. § 30 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe c wird wie 
folgt gefasst: 

a) u n v e r ä n d e r t 

„c) im Rahmen einer Weiterverarbeitung 
nach § 29c Absatz 1 Satz 1 Nummer 4, 
5 oder 6 oder aus anderem dienstlichen 
Anlass, insbesondere durch Mitteilung 
einer Finanzbehörde oder durch die ge-
setzlich vorgeschriebene Vorlage eines 
Steuerbescheids oder einer Bescheini-
gung über die bei der Besteuerung ge-
troffenen Feststellungen,“. 

b) Absatz 4 Nummer 2b wird wie folgt gefasst: b) Absatz 4 Nummer 2b wird wie folgt gefasst: 

„2b. sie der Erfüllung der gesetzlichen Auf-
gaben des Statistischen Bundesamtes 
oder der Statistischen Landesämter 
dient,“. 

„2b. sie der Erfüllung der gesetzlichen Auf-
gaben des Statistischen Bundesamtes 
oder für die Erfüllung von Bundes-
gesetzen durch die Statistischen Lan-
desämter dient,“. 

3. Nach § 73 Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 3. u n v e r ä n d e r t 

„Haftet eine Organgesellschaft, die selbst Organ-
träger ist, nach Satz 1, haften ihre Organgesell-
schaften neben ihr ebenfalls nach Satz 1.“ 
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4. § 80 Absatz 9 wird wie folgt gefasst: 4. u n v e r ä n d e r t 

„(9) Soweit ein Beistand geschäftsmäßig 
Hilfe in Steuersachen leistet, ohne dazu befugt zu 
sein, ist er mit Wirkung für alle anhängigen und 
künftigen Verwaltungsverfahren des Steuer-
pflichtigen im Zuständigkeitsbereich der Finanz-
behörde zurückzuweisen; Absatz 7 Satz 2 und 3 
gilt entsprechend. Ferner kann er vom schriftli-
chen, elektronischen oder mündlichen Vortrag zu-
rückgewiesen werden, falls er zu einem sachge-
mäßen Vortrag nicht fähig oder willens ist; Ab-
satz 8 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.“ 

5. § 87a Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 5. u n v e r ä n d e r t 

„Übermittelt die Finanzbehörde Daten, die dem 
Steuergeheimnis unterliegen, sind diese Daten mit 
einem geeigneten Verfahren zu verschlüsseln; so-
weit alle betroffenen Personen schriftlich einge-
willigt haben, kann auf eine Verschlüsselung ver-
zichtet werden.“ 

6. Dem § 109 wird folgender Absatz 4 angefügt: 6. u n v e r ä n d e r t 

„(4) Fristen zur Einreichung von Steuerer-
klärungen und Fristen, die von einer Finanzbe-
hörde gesetzt sind, können ausschließlich automa-
tionsgestützt verlängert werden, sofern zur Prü-
fung der Fristverlängerung ein automationsge-
stütztes Risikomanagementsystem nach § 88 Ab-
satz 5 eingesetzt wird und kein Anlass dazu be-
steht, den Einzelfall durch Amtsträger zu bearbei-
ten.“ 

7. Nach § 117c wird folgender § 117d wird einge-
fügt: 

7. u n v e r ä n d e r t 

„§ 117d 

Statistiken über die zwischenstaatliche Amts-
und Rechtshilfe 

Informationen, die im Zuge der zwischen-
staatlichen Amts- und Rechtshilfe verarbeitet 
werden, dürfen statistisch pseudonymisiert oder 
anonymisiert aufbereitet werden. Diese statisti-
schen Daten dürfen öffentlich zugänglich ge-
macht werden.“ 

8. In § 138a Absatz 4 Satz 1 werden nach den Wör-
tern „Eine einbezogene inländische Konzernge-
sellschaft ist“ die Wörter „im Regelfall“ einge-
fügt. 

8. u n v e r ä n d e r t 
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9. § 141 Absatz 4 wird aufgehoben. 9. u n v e r ä n d e r t 

10. In § 144 Absatz 4 Satz 2 wird jeweils nach den 
Wörtern „des Umsatzsteuergesetzes“ die An-
gabe „1999“ gestrichen. 

10. In § 149 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b 
wird die Angabe „Satz 1“ durch die Wörter 
„Satz 1 und 2“ ersetzt. 

11. u n v e r ä n d e r t 

11. Dem § 152 Absatz 11 wird folgender Satz ange-
fügt: 

12. u n v e r ä n d e r t 

„In den Fällen des Absatzes 2 kann die Festset-
zung des Verspätungszuschlags ausschließlich 
automationsgestützt erfolgen.“ 

12. § 171 Absatz 5 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 13. u n v e r ä n d e r t 

„Beginnen die Behörden des Zollfahndungsdiens-
tes, die mit der Steuerfahndung betrauten Dienst-
stellen der Landesfinanzbehörden oder das Bun-
deszentralamt für Steuern, soweit es mit der Steu-
erfahndung betraut ist, vor Ablauf der Festset-
zungsfrist beim Steuerpflichtigen mit Ermittlun-
gen der Besteuerungsgrundlagen, so läuft die 
Festsetzungsfrist insoweit nicht ab, bevor die auf 
Grund der Ermittlungen zu erlassenden Steuerbe-
scheide unanfechtbar geworden sind; Absatz 4 
Satz 2 gilt sinngemäß.“ 

13. § 208 wird wie folgt geändert: 14. u n v e r ä n d e r t 

a) In Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „Zollfahn-
dungsämter“ durch die Wörter „Behörden 
des Zollfahndungsdienstes“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird das Wort „Zollfahndungs-
ämter“ durch die Wörter „Behörden des 
Zollfahndungsdienstes“ ersetzt. 

14. § 244 Absatz 1 Satz 6 wird wie folgt gefasst: 15. u n v e r ä n d e r t 

„Über die Annahme von Bürgschaftserklärungen 
über Einzelsicherheiten in Form von Sicherheits-
titeln nach dem Zollkodex der Union mit der De-
legierten Verordnung (EU) 2015/2446 der Kom-
mission vom 28. Juli 2015 zur Ergänzung der Ver-
ordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europäischen 
Parlaments und des Rates mit Einzelheiten zur 
Präzisierung von Bestimmungen des Zollkodex 
der Union (ABl. L 343 vom 29.12.2015, S. 1) so-
wie nach der Durchführungsverordnung (EU) 
2015/2447 vom 24. November 2015 mit Einzel-
heiten zur Umsetzung von Bestimmungen der 
Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europäischen 
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Parlaments und des Rates zur Festlegung des Zoll-
kodex der Union (ABl. L 343 vom 29.12.2015, 
S. 558) und nach dem Übereinkommen vom 20. 
Mai 1987 über ein gemeinsames Versandverfah-
ren (ABl. EG Nr. L 226 S. 2) in ihren jeweils gül-
tigen Fassungen entscheidet die Generalzolldirek-
tion.“ 

15. Dem § 254 Absatz 2 wird folgender Satz ange-
fügt: 

16. u n v e r ä n d e r t 

„Die gesonderte Anforderung von Säumniszu-
schlägen kann ausschließlich automationsgestützt 
erfolgen.“ 

16. In § 404 Satz 1 wird das Wort „Zollfahndungsäm-
ter“ durch die Wörter „Behörden des Zollfahn-
dungsdienstes“ ersetzt. 

17. u n v e r ä n d e r t 

Artikel 19 Artikel 22 

Änderung des 
Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung 

u n v e r ä n d e r t 

Artikel 97 des Einführungsgesetzes zur Abgaben-
ordnung vom 14. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3341; 
1977 I S. 667), das zuletzt durch Artikel 13 des Geset-
zes vom 11. Dezember 2018 (BGBl. I S. 2338) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 1 wird folgender Absatz 13 angefügt: 

„(13) Die durch Artikel 16 des Gesetzes vom 
… (BGBl. I S. …) [einsetzen: Ausfertigungsda-
tum und Fundstelle des vorliegenden Änderungs-
gesetzes] geänderten Vorschriften der Abgaben-
ordnung sind auf alle am … [einsetzen: Datum 
des Tags nach der Verkündung des vorliegenden 
Änderungsgesetzes] anhängigen Verfahren anzu-
wenden, soweit nichts anderes bestimmt ist.“ 

2. Dem § 11 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) § 73 der Abgabenordnung in der am … 
[einsetzen: Datum des Tags nach der Verkündung 
des vorliegenden Änderungsgesetzes] geltenden 
Fassung ist erstmals anzuwenden, wenn der haf-
tungsbegründende Tatbestand nach dem … [ein-
setzen: Datum der Verkündung des vorliegenden 
Änderungsgesetzes] verwirklicht worden ist.“ 
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Artikel 20 Artikel 23 

Änderung des Steuerberatungsgesetzes Änderung des Steuerberatungsgesetzes 

Das Steuerberatungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 4. November 1975 (BGBl. I 
S. 2735), das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 
30. Oktober 2017 (BGBl. I S. 3618) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

Das Steuerberatungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 4. November 1975 (BGBl. I 
S. 2735), das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 
30. Oktober 2017 (BGBl. I S. 3618) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt gefasst: 1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt gefasst: 

„Inhaltsübersicht „Inhaltsübersicht 

Erster Teil 

Vorschriften über die Hilfeleistung in Steuersa-

chen 

u n v e r ä n d e r t 

Erster Abschnitt 

Ausübung der Hilfe in Steuersachen 

u n v e r ä n d e r t 

Erster Unterabschnitt 

Anwendungsbereich 

u n v e r ä n d e r t 

§ 1 Anwendungsbereich § 1 u n v e r ä n d e r t 

Zweiter Unterabschnitt 

Befugnis 

u n v e r ä n d e r t 

§ 2 Geschäftsmäßige Hilfeleistung § 2 u n v e r ä n d e r t 

§ 3 Befugnis zu unbeschränkter Hilfeleistung 
in Steuersachen 

§ 3 u n v e r ä n d e r t 

§ 3a Befugnis zu vorübergehender und gele-
gentlicher Hilfeleistung in Steuersachen 

§ 3a u n v e r ä n d e r t 

§ 3b Verzeichnis der nach § 3a zur vorüberge-
henden und gelegentlichen Hilfeleistung 
in Steuersachen befugten Personen 

§ 3b u n v e r ä n d e r t 

§ 3c Befugnis juristischer Personen und Verei-
nigungen zu vorübergehender und gele-
gentlicher Hilfeleistung in Steuersachen 

§ 3c u n v e r ä n d e r t 

§ 4 Befugnis zu beschränkter Hilfeleistung in 
Steuersachen 

§ 4 u n v e r ä n d e r t 
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Dritter Unterabschnitt 

Verbot und Untersagung 

u n v e r ä n d e r t 

§ 5 Verbot der unbefugten Hilfeleistung in 
Steuersachen, Missbrauch von Berufsbe-
zeichnungen 

§ 5 u n v e r ä n d e r t 

§ 6 Ausnahmen vom Verbot der unbefugten 
Hilfeleistung in Steuersachen 

§ 6 u n v e r ä n d e r t 

§ 7 Untersagung der Hilfeleistung in Steuersa-
chen 

§ 7 u n v e r ä n d e r t 

Vierter Unterabschnitt 

Sonstige Vorschriften 

u n v e r ä n d e r t 

§ 8 Werbung § 8 u n v e r ä n d e r t 

§ 9 Vergütung § 9 u n v e r ä n d e r t 

§ 9a Erfolgshonorar § 9a u n v e r ä n d e r t 

§ 10 Mitteilungen über Pflichtverletzungen und 
andere Informationen 

§ 10 u n v e r ä n d e r t 

§ 10a Mitteilung über den Ausgang eines Buß-
geldverfahrens wegen unbefugter Hilfe-
leistung in Steuersachen 

§ 10a u n v e r ä n d e r t 

§ 10b Vorwarnmechanismus § 10b u n v e r ä n d e r t 

§ 11 Erhebung und Verwendung personenbe-
zogener Daten 

§ 11 Verarbeitung personenbezogener Daten 

§ 12 Hilfeleistung im Abgabenrecht fremder 
Staaten 

§ 12 u n v e r ä n d e r t 

Zweiter Abschnitt 

Lohnsteuerhilfevereine 

u n v e r ä n d e r t 

Erster Unterabschnitt 

Aufgaben 

u n v e r ä n d e r t 

§ 13 Zweck und Tätigkeitsbereich § 13 u n v e r ä n d e r t 

Zweiter Unterabschnitt 

Anerkennung 

u n v e r ä n d e r t 

§ 14 Voraussetzungen für die Anerkennung, 
Aufnahme der Tätigkeit 

§ 14 u n v e r ä n d e r t 
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§ 15 Anerkennungsbehörde, Satzung § 15 u n v e r ä n d e r t 

§ 16 Gebühren für die Anerkennung § 16 u n v e r ä n d e r t 

§ 17 Urkunde § 17 u n v e r ä n d e r t 

§ 18 Bezeichnung „Lohnsteuerhilfeverein“ § 18 u n v e r ä n d e r t 

§ 19 Erlöschen der Anerkennung § 19 u n v e r ä n d e r t 

§ 20 Rücknahme und Widerruf der Anerken-
nung 

§ 20 u n v e r ä n d e r t 

Dritter Unterabschnitt 

Pflichten 

u n v e r ä n d e r t 

§ 21 Aufzeichnungspflicht § 21 u n v e r ä n d e r t 

§ 22 Geschäftsprüfung § 22 u n v e r ä n d e r t 

§ 23 Ausübung der Hilfeleistung in Steuersa-
chen im Rahmen der Befugnis nach § 4 
Nummer 11, Beratungsstellen 

§ 23 u n v e r ä n d e r t 

§ 24 Abwicklung der schwebenden Steuersa-
chen im Rahmen der Befugnis nach § 4 
Nummer 11 

§ 24 u n v e r ä n d e r t 

§ 25 Haftungsausschluss, Haftpflichtversiche-
rung 

§ 25 u n v e r ä n d e r t 

§ 26 Allgemeine Pflichten der Lohnsteuerhil-
fevereine  

§ 26 u n v e r ä n d e r t 

Vierter Unterabschnitt 

Aufsicht 

u n v e r ä n d e r t 

§ 27 Aufsichtsbehörde § 27 u n v e r ä n d e r t 

§ 28 Pflicht zum Erscheinen vor der Aufsichts-
behörde, Befugnisse der Aufsichtsbehörde 

§ 28 u n v e r ä n d e r t 

§ 29 Teilnahme der Aufsichtsbehörde an Mit-
gliederversammlungen  

§ 29 u n v e r ä n d e r t 

§ 30 Verzeichnis der Lohnsteuerhilfevereine § 30 u n v e r ä n d e r t 

Fünfter Unterabschnitt 

Verordnungsermächtigung 

u n v e r ä n d e r t 

§ 31 Durchführungsbestimmungen zu den Vor-
schriften über die Lohnsteuerhilfevereine 

§ 31 u n v e r ä n d e r t 
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Zweiter Teil 

Steuerberaterordnung 

u n v e r ä n d e r t 

Erster Abschnitt 

Allgemeine Vorschriften 

u n v e r ä n d e r t 

§ 32 Steuerberater, Steuerbevollmächtigte und 
Steuerberatungsgesellschaften 

§ 32 u n v e r ä n d e r t 

§ 33 Inhalt der Tätigkeit § 33 u n v e r ä n d e r t 

§ 34 Berufliche Niederlassung, weitere Bera-
tungsstellen  

§ 34 u n v e r ä n d e r t 

Zweiter Abschnitt 

Voraussetzungen für die Berufsausübung 

u n v e r ä n d e r t 

Erster Unterabschnitt 

Persönliche Voraussetzungen 

u n v e r ä n d e r t 

§ 35 Zulassung zur Prüfung, Befreiung von der 
Prüfung, organisatorische Durchführung 
der Prüfung, Abnahme der Prüfung, Wie-
derholung der Prüfung und Besetzung des 
Prüfungsausschusses 

§ 35 u n v e r ä n d e r t 

§ 36 Voraussetzungen für die Zulassung zur 
Prüfung 

§ 36 u n v e r ä n d e r t 

§ 37 Steuerberaterprüfung § 37 u n v e r ä n d e r t 

§ 37a Prüfung in Sonderfällen § 37a u n v e r ä n d e r t 

§ 37b Zuständigkeit für die Zulassung zur Prü-
fung, für die Befreiung von der Prüfung, 
für die organisatorische Durchführung der 
Prüfung, für die Abnahme der Prüfung und 
für die Berufung und Abberufung des Prü-
fungsausschusses 

§ 37b u n v e r ä n d e r t 

§ 38 Voraussetzungen für die Befreiung von 
der Prüfung 

§ 38 u n v e r ä n d e r t 

§ 38a Verbindliche Auskunft § 38a u n v e r ä n d e r t 

§ 39 Gebühren für Zulassung, Prüfung, Befrei-
ung und verbindliche Auskunft, Kostener-
stattung  

§ 39 u n v e r ä n d e r t 

§ 39a Rücknahme von Entscheidungen § 39a u n v e r ä n d e r t 
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Zweiter Unterabschnitt 

Bestellung 

u n v e r ä n d e r t 

§ 40 Bestellende Steuerberaterkammer, Bestel-
lungsverfahren 

§ 40 u n v e r ä n d e r t 

§ 41 Berufsurkunde § 41 u n v e r ä n d e r t 

§ 42 Steuerbevollmächtigter § 42 u n v e r ä n d e r t 

§ 43 Berufsbezeichnung § 43 u n v e r ä n d e r t 

§ 44 Bezeichnung „Landwirtschaftliche Buch-
stelle“ 

§ 44 u n v e r ä n d e r t 

§ 45 Erlöschen der Bestellung § 45 u n v e r ä n d e r t 

§ 46 Rücknahme und Widerruf der Bestellung § 46 u n v e r ä n d e r t 

§ 47 Erlöschen der Befugnis zur Führung der 
Berufsbezeichnung 

§ 47 u n v e r ä n d e r t 

§ 48 Wiederbestellung § 48 u n v e r ä n d e r t 

Dritter Unterabschnitt 

Steuerberatungsgesellschaft 

u n v e r ä n d e r t 

§ 49 Rechtsform der Gesellschaft, anerken-
nende Steuerberaterkammer, Gesell-
schaftsvertrag 

§ 49 u n v e r ä n d e r t 

§ 50 Voraussetzungen für die Anerkennung § 50 u n v e r ä n d e r t 

§ 50a Kapitalbindung § 50a u n v e r ä n d e r t 

§ 51 Gebühren für die Anerkennung § 51 u n v e r ä n d e r t 

§ 52 Urkunde § 52 u n v e r ä n d e r t 

§ 53 Bezeichnung „Steuerberatungsgesell-
schaft“ a 

§ 53 u n v e r ä n d e r t 

§ 54 Erlöschen der Anerkennung § 54 u n v e r ä n d e r t 

§ 55 Rücknahme und Widerruf der Anerken-
nung 

§ 55 u n v e r ä n d e r t 

Dritter Abschnitt 

Rechte und Pflichten 

u n v e r ä n d e r t 

§ 56 Weitere berufliche Zusammenschlüsse § 56 u n v e r ä n d e r t 

§ 57 Allgemeine Berufspflichten § 57 u n v e r ä n d e r t 

§ 57a Werbung § 57a u n v e r ä n d e r t 

§ 58 Tätigkeit als Angestellter § 58 u n v e r ä n d e r t 
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§ 59 Steuerberater oder Steuerbevollmächtigte 
im öffentlich-rechtlichen Dienst- oder 
Amtsverhältnis 

§ 59 u n v e r ä n d e r t 

§ 60 Eigenverantwortlichkeit § 60 u n v e r ä n d e r t 

§ 61 Ehemalige Angehörige der Finanzverwal-
tung 

§ 61 u n v e r ä n d e r t 

§ 62 Verschwiegenheitspflicht beschäftigter 
Personen 

§ 62 u n v e r ä n d e r t 

§ 62a Inanspruchnahme von Dienstleistungen § 62a u n v e r ä n d e r t 

§ 63 Mitteilung der Ablehnung eines Auftrags § 63 u n v e r ä n d e r t 

§ 64 Gebührenordnung § 64 u n v e r ä n d e r t 

§ 65 Pflicht zur Übernahme einer Prozessver-
tretung  

§ 65 u n v e r ä n d e r t 

§ 65a Pflicht zur Übernahme der Beratungshilfe § 65a u n v e r ä n d e r t 

§ 66 Handakten § 66 u n v e r ä n d e r t 

§ 67 Berufshaftpflichtversicherung § 67 u n v e r ä n d e r t 

§ 67a Vertragliche Begrenzung von Ersatzan-
sprüchen 

§ 67a u n v e r ä n d e r t 

§ 68 (weggefallen) § 68 u n v e r ä n d e r t 

§ 69 Bestellung eines allgemeinen Vertreters § 69 u n v e r ä n d e r t 

§ 70 Bestellung eines Praxisabwicklers § 70 u n v e r ä n d e r t 

§ 71 Bestellung eines Praxistreuhänders § 71 u n v e r ä n d e r t 

§ 72 Steuerberatungsgesellschaften § 72 u n v e r ä n d e r t 

Vierter Abschnitt 

Organisation des Berufs 

u n v e r ä n d e r t 

§ 73 Steuerberaterkammer § 73 u n v e r ä n d e r t 

§ 74 Mitgliedschaft § 74 u n v e r ä n d e r t 

§ 75 Gemeinsame Steuerberaterkammer § 75 u n v e r ä n d e r t 

§ 76 Aufgaben der Steuerberaterkammer § 76 u n v e r ä n d e r t 

§ 77 Vorstand § 77 u n v e r ä n d e r t 

§ 77a Abteilungen des Vorstandes § 77a u n v e r ä n d e r t 

§ 77b Ehrenamtliche Tätigkeit des Vorstandes § 77b u n v e r ä n d e r t 

§ 78 Satzung § 78 u n v e r ä n d e r t 

§ 79 Beiträge und Gebühren § 79 u n v e r ä n d e r t 
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§ 80 Pflicht zum Erscheinen vor der Steuerbe-
raterkammer 

§ 80 u n v e r ä n d e r t 

§ 80a Zwangsgeld bei Verletzung von Mitwir-
kungspflichten 

§ 80a u n v e r ä n d e r t 

§ 81 Rügerecht des Vorstands § 81 u n v e r ä n d e r t 

§ 82 Antrag auf berufsgerichtliche Entschei-
dung 

§ 82 u n v e r ä n d e r t 

§ 83 Pflicht der Vorstandsmitglieder zur Ver-
schwiegenheit 

§ 83 u n v e r ä n d e r t 

§ 84 Arbeitsgemeinschaft § 84 u n v e r ä n d e r t 

§ 85 Bundessteuerberaterkammer § 85 u n v e r ä n d e r t 

§ 86 Aufgaben der Bundessteuerberaterkam-
mer 

§ 86 u n v e r ä n d e r t 

§ 86a Zusammensetzung und Arbeitsweise der 
Satzungsversammlung 

§ 86a u n v e r ä n d e r t 

§ 86b Steuerberaterverzeichnis § 86b u n v e r ä n d e r t 

§ 87 Beiträge zur Bundessteuerberaterkammer § 87 u n v e r ä n d e r t 

§ 87a Wirtschaftsplan, Rechnungslegung § 87a u n v e r ä n d e r t 

§ 88 Staatsaufsicht § 88 u n v e r ä n d e r t 

Fünfter Abschnitt 

Berufsgerichtsbarkeit 

u n v e r ä n d e r t 

Erster Unterabschnitt 

Die berufsgerichtliche Ahndung von Pflichtver-

letzungen 

u n v e r ä n d e r t 

§ 89 Ahndung einer Pflichtverletzung § 89 u n v e r ä n d e r t 

§ 90 Berufsgerichtliche Maßnahmen § 90 u n v e r ä n d e r t 

§ 91 Rüge und berufsgerichtliche Maßnahme  § 91 u n v e r ä n d e r t 

§ 92 Anderweitige Ahndung § 92 u n v e r ä n d e r t 

§ 93 Verjährung der Verfolgung einer Pflicht-
verletzung  

§ 93 u n v e r ä n d e r t 

§ 94 Vorschriften für Mitglieder der Steuerbe-
raterkammer, die nicht Steuerberater oder 
Steuerbevollmächtigte sind 

§ 94 u n v e r ä n d e r t 
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Zweiter Unterabschnitt 

Die Gerichte 

u n v e r ä n d e r t 

§ 95 Kammer für Steuerberater- und Steuerbe-
vollmächtigtensachen beim Landgericht 

§ 95 u n v e r ä n d e r t 

§ 96 Senat für Steuerberater- und Steuerbevoll-
mächtigtensachen beim Oberlandesgericht 

§ 96 u n v e r ä n d e r t 

§ 97 Senat für Steuerberater- und Steuerbevoll-
mächtigtensachen beim Bundesgerichts-
hof 

§ 97 u n v e r ä n d e r t 

§ 98 (weggefallen) § 98 u n v e r ä n d e r t 

§ 99 Steuerberater oder Steuerbevollmächtigte 
als Beisitzer 

§ 99 u n v e r ä n d e r t 

§ 100 Voraussetzungen für die Berufung zum 
Beisitzer und Recht zur Ablehnung 

§ 100 u n v e r ä n d e r t 

§ 101 Enthebung vom Amt des Beisitzers § 101 u n v e r ä n d e r t 

§ 102 Stellung der ehrenamtlichen Richter und 
Pflicht zur Verschwiegenheit 

§ 102 u n v e r ä n d e r t 

§ 103 Reihenfolge der Teilnahme an den Sitzun-
gen 

§ 103 u n v e r ä n d e r t 

§ 104 Entschädigung der ehrenamtlichen Rich-
ter 

§ 104 u n v e r ä n d e r t 

Dritter Unterabschnitt 

Verfahrensvorschriften 

u n v e r ä n d e r t 

Erster Teilabschnitt 

Allgemeines 

u n v e r ä n d e r t 

§ 105 Vorschriften für das Verfahren § 105 u n v e r ä n d e r t 

§ 106 Keine Verhaftung des Steuerberaters oder 
Steuerbevollmächtigten 

§ 106 u n v e r ä n d e r t 

§ 107 Verteidigung § 107 u n v e r ä n d e r t 

§ 108 Akteneinsicht des Steuerberaters oder 
Steuerbevollmächtigten 

§ 108 u n v e r ä n d e r t 

§ 109 Verhältnis des berufsgerichtlichen Ver-
fahrens zum Straf- oder Bußgeldverfahren 

§ 109 u n v e r ä n d e r t 

§ 110 Verhältnis des berufsgerichtlichen Ver-
fahrens zu den Verfahren anderer Berufs-
gerichtsbarkeiten 

§ 110 u n v e r ä n d e r t 
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§ 111 Aussetzung des berufsgerichtlichen Ver-
fahrens 

§ 111 u n v e r ä n d e r t 

Zweiter Teilabschnitt 

Das Verfahren im ersten Rechtszug 

u n v e r ä n d e r t 

§ 112 Örtliche Zuständigkeit § 112 u n v e r ä n d e r t 

§ 113 Mitwirkung der Staatsanwaltschaft § 113 u n v e r ä n d e r t 

§ 114 Einleitung des berufsgerichtlichen Ver-
fahrens 

§ 114 u n v e r ä n d e r t 

§ 115 Gerichtliche Entscheidung über die Einlei-
tung des Verfahrens 

§ 115 u n v e r ä n d e r t 

§ 116 Antrag des Steuerberaters oder Steuerbe-
vollmächtigten auf Einleitung des berufs-
gerichtlichen Verfahrens 

§ 116 u n v e r ä n d e r t 

§ 117 Inhalt der Anschuldigungsschrift § 117 u n v e r ä n d e r t 

§ 118 Entscheidung über die Eröffnung des 
Hauptverfahrens 

§ 118 u n v e r ä n d e r t 

§ 119 Rechtskraftwirkung eines ablehnenden 
Beschlusses 

§ 119 u n v e r ä n d e r t 

§ 120 Zustellung des Eröffnungsbeschlusses § 120 u n v e r ä n d e r t 

§ 121 Hauptverhandlung trotz Ausbleibens des 
Steuerberaters oder Steuerbevollmächtig-
ten 

§ 121 u n v e r ä n d e r t 

§ 122 Nichtöffentliche Hauptverhandlung § 122 u n v e r ä n d e r t 

§ 123 Beweisaufnahme durch einen ersuchten 
Richter 

§ 123 u n v e r ä n d e r t 

§ 124 Verlesen von Protokollen § 124 u n v e r ä n d e r t 

§ 125 Entscheidung § 125 u n v e r ä n d e r t 

Dritter Teilabschnitt 

Rechtsmittel 

u n v e r ä n d e r t 

§ 126 Beschwerde § 126 u n v e r ä n d e r t 

§ 127 Berufung § 127 u n v e r ä n d e r t 

§ 128 Mitwirkung der Staatsanwaltschaft im 
zweiten Rechtszug 

§ 128 u n v e r ä n d e r t 

§ 129 Revision  § 129 u n v e r ä n d e r t 

§ 130 Einlegung der Revision und Verfahren § 130 u n v e r ä n d e r t 
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§ 131 Mitwirkung der Staatsanwaltschaft vor 
dem Bundesgerichtshof 

§ 131 u n v e r ä n d e r t 

Vierter Teilabschnitt 

Die Sicherung von Beweisen 

u n v e r ä n d e r t 

§ 132 Anordnung der Beweissicherung § 132 u n v e r ä n d e r t 

§ 133 Verfahren § 133 u n v e r ä n d e r t 

Fünfter Teilabschnitt 

Das Berufs- und Vertretungsverbot 

u n v e r ä n d e r t 

§ 134 Voraussetzung des Verbots § 134 u n v e r ä n d e r t 

§ 135 Mündliche Verhandlung § 135 u n v e r ä n d e r t 

§ 136 Abstimmung über das Verbot § 136 u n v e r ä n d e r t 

§ 137 Verbot im Anschluss an die Hauptver-
handlung 

§ 137 u n v e r ä n d e r t 

§ 138 Zustellung des Beschlusses § 138 u n v e r ä n d e r t 

§ 139 Wirkungen des Verbots § 139 u n v e r ä n d e r t 

§ 140 Zuwiderhandlungen gegen das Verbot § 140 u n v e r ä n d e r t 

§ 141 Beschwerde § 141 u n v e r ä n d e r t 

§ 142 Außerkrafttreten des Verbots § 142 u n v e r ä n d e r t 

§ 143 Aufhebung des Verbots § 143 u n v e r ä n d e r t 

§ 144 Mitteilung des Verbots § 144 u n v e r ä n d e r t 

§ 145 Bestellung eines Vertreters § 145 u n v e r ä n d e r t 

Vierter Unterabschnitt 

Die Kosten in dem berufsgerichtlichen und in 

dem Verfahren bei Anträgen auf berufsgerichtli-

che Entscheidung über die Rüge. Die Vollstre-

ckung der berufsgerichtlichen Maßnahmen und 

der Kosten. Die Tilgung. 

u n v e r ä n d e r t 

§ 146 Gerichtskosten § 146 u n v e r ä n d e r t 

§ 147 Kosten bei Anträgen auf Einleitung des 
berufsgerichtlichen Verfahrens 

§ 147 u n v e r ä n d e r t 

§ 148 Kostenpflicht des Verurteilten § 148 u n v e r ä n d e r t 
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§ 149 Kostenpflicht in dem Verfahren bei Anträ-
gen auf berufsgerichtliche Entscheidung 
über die Rüge 

§ 149 u n v e r ä n d e r t 

§ 150 Haftung der Steuerberaterkammer § 150 u n v e r ä n d e r t 

§ 151 Vollstreckung der berufsgerichtlichen 
Maßnahmen und der Kosten 

§ 151 u n v e r ä n d e r t 

§ 152 Tilgung § 152 u n v e r ä n d e r t 

Fünfter Unterabschnitt 

Für die Berufsgerichtsbarkeit anzuwendende 

Vorschriften 

u n v e r ä n d e r t 

§ 153 Für die Berufsgerichtsbarkeit anzuwen-
dende Vorschriften 

§ 153 u n v e r ä n d e r t 

Sechster Abschnitt 

Übergangsvorschriften 

u n v e r ä n d e r t 

§ 154 Bestehende Gesellschaften § 154 u n v e r ä n d e r t 

§ 155 Übergangsvorschriften aus Anlass des 
Vierten Gesetzes zur Änderung des Steu-
erberatungsgesetzes 

§ 155 u n v e r ä n d e r t 

§ 156 Übergangsvorschriften aus Anlass des 
Sechsten Gesetzes zur Änderung des Steu-
erberatungsgesetzes 

§ 156 u n v e r ä n d e r t 

§ 157 Übergangsvorschriften aus Anlass des Ge-
setzes zur Änderung von Vorschriften 
über die Tätigkeit der Steuerberater 

§ 157 u n v e r ä n d e r t 

§ 157a Übergangsvorschriften anlässlich des 
Achten Gesetzes zur Änderung des Steu-
erberatungsgesetzes 

§ 157a u n v e r ä n d e r t 

§ 157b Anwendungsvorschrift § 157b u n v e r ä n d e r t 

Siebenter Abschnitt 

Verordnungsermächtigung 

u n v e r ä n d e r t 

§ 158 Durchführungsbestimmungen zu den Vor-
schriften über Steuerberater, Steuerbevoll-
mächtigte und Steuerberatungsgesell-
schaften 

§ 158 u n v e r ä n d e r t 
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Dritter Teil 

Zwangsmittel, Ordnungswidrigkeiten 

u n v e r ä n d e r t 

Erster Abschnitt 

Vollstreckung wegen Handlungen und Unterlas-

sungen 

u n v e r ä n d e r t 

§ 159 Zwangsmittel § 159 u n v e r ä n d e r t 

Zweiter Abschnitt 

Ordnungswidrigkeiten 

u n v e r ä n d e r t 

§ 160 Unbefugte Hilfeleistung in Steuersachen § 160 u n v e r ä n d e r t 

§ 161 Schutz der Bezeichnungen „Steuerbera-
tungsgesellschaft“, „Lohnsteuerhilfever-
ein“ und „Landwirtschaftliche Buchstelle“ 
a 

§ 161 u n v e r ä n d e r t 

§ 162 Verletzung der den Lohnsteuerhilfeverei-
nen obliegenden Pflichten 

§ 162 u n v e r ä n d e r t 

§ 163 Pflichtverletzung von Personen, deren 
sich der Verein bei der Hilfeleistung in 
Steuersachen im Rahmen der Befugnis 
nach § 4 Nummer 11 bedient 

§ 163 u n v e r ä n d e r t 

§ 164 Verfahren § 164 u n v e r ä n d e r t 

Vierter Teil 

Schlussvorschriften 

u n v e r ä n d e r t 

§ 164a Verwaltungsverfahren und finanzgericht-
liches Verfahren 

§ 164a u n v e r ä n d e r t 

§ 164b Gebühren § 164b u n v e r ä n d e r t 

§ 164c Laufbahngruppenregelungen der Länder § 164c u n v e r ä n d e r t 

§ 165 Ermächtigung § 165 u n v e r ä n d e r t 

§ 166 Fortgeltung bisheriger Vorschriften § 166 u n v e r ä n d e r t 

§ 167 Freie und Hansestadt Hamburg § 167 u n v e r ä n d e r t 

§ 168 Inkrafttreten des Gesetzes § 168 u n v e r ä n d e r t 

Anlage (zu § 146 Satz 1) Gebührenverzeichnis“. Anlage (zu § 146 Satz 1) u n v e r ä n d e r t 
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2. § 11 wird wie folgt gefasst: 

„§ 11 

Verarbeitung personenbezogener Daten 

(1) Soweit es zur Erfüllung der Aufga-
ben nach diesem Gesetz erforderlich ist, dürfen 
personenbezogene Daten verarbeitet werden. 
Personenbezogene Daten dürfen auch für Zwe-
cke künftiger Verfahren nach diesem Gesetz 
verarbeitet werden. Besondere Kategorien 
personenbezogener Daten gemäß Artikel 9 Ab-
satz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom 27. 
April 2016 zum Schutz natürlicher Personen 
bei der Verarbeitung personenbezogener Da-
ten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhe-
bung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-
Grundverordnung (EU) 2016/679) (ABl. L 119 
vom 4.5.2016, S. 1, L 314 vom 22.11.2016, S. 72) 
dürfen gemäß Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe g 
der Datenschutz-Grundverordnung (EU) 
2016/679 in diesem Rahmen verarbeitet wer-
den. 

(2) Die Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten durch Personen und Gesellschaften 
nach § 3 erfolgt unter Beachtung der für sie 
geltenden Berufspflichten weisungsfrei. Die 
Personen und Gesellschaften nach § 3 sind bei 
Verarbeitung sämtlicher personenbezogener 
Daten ihrer Mandanten Verantwortliche ge-
mäß Artikel 4 Nummer 7 der Datenschutz-
Grundverordnung (EU) 2016/679. Besondere 
Kategorien personenbezogener Daten gemäß 
Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
2016/679 dürfen gemäß Artikel 9 Absatz 2 
Buchstabe g der Datenschutz-Grundverord-
nung (EU) 2016/679 in diesem Rahmen verar-
beitet werden. 

(3) § 83 dieses Gesetzes und § 30 der Ab-
gabenordnung stehen dem nicht entgegen.“ 

2. In der Überschrift zu § 25 wird das Wort „Haf-
tungsausschluß“ durch das Wort „Haftungsaus-
schluss“ ersetzt. 

3. u n v e r ä n d e r t 

3. § 32 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 4. u n v e r ä n d e r t 

„(2) Steuerberater und Steuerbevollmäch-
tigte sind ein unabhängiges Organ der Steuer-
rechtspflege. Sie bedürfen der Bestellung. Sie 
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üben einen freien Beruf aus. Ihre Tätigkeit ist kein 
Gewerbe.“ 

4. In § 33 Satz 2 werden die Wörter „Aufstellung 
von Steuerbilanzen“ durch die Wörter „Aufstel-
lung von Abschlüssen, die für die Besteuerung 
von Bedeutung sind,“ ersetzt.  

5. u n v e r ä n d e r t 

5. In § 53 Satz 2 werden die Wörter „vom 25. Juli 
1994 (BGBl. I S. 1744)“ gestrichen. 

6. u n v e r ä n d e r t 

6. § 57 Absatz 3 Nummer 4 wird wie folgt gefasst: 7. u n v e r ä n d e r t 

„4. die Tätigkeit eines Lehrers oder eines wis-
senschaftlichen Mitarbeiters an Hochschu-
len und wissenschaftlichen Instituten, so-
fern der wissenschaftliche Mitarbeiter ihm 
übertragene Aufgaben in Forschung und 
Lehre überwiegend selbständig erfüllt; nicht 
vereinbar hingegen ist die Tätigkeit eines 
Lehrers oder eines wissenschaftlichen Mit-
arbeiters an staatlichen verwaltungsinternen 
Fachhochschulen mit Ausbildungsgängen 
für den öffentlichen Dienst;“. 

7. In der Überschrift zu § 65 wird das Wort „Prozeß-
vertretung“ durch das Wort „Prozessvertretung“ 
ersetzt. 

8. u n v e r ä n d e r t 

8. § 66 Absatz 1 Satz 1 wird durch folgende Sätze 
ersetzt: 

9. u n v e r ä n d e r t 

„Der Steuerberater oder Steuerbevollmächtigte 
muss durch das Führen von Handakten ein geord-
netes und zutreffendes Bild über die Bearbeitung 
seiner Aufträge geben können. Er hat die Handak-
ten für die Dauer von zehn Jahren aufzubewahren. 
Die Frist beginnt mit Ablauf des Kalenderjahres, 
in dem der Auftrag beendet wurde.“ 

9. Dem § 78 wird folgender Satz angefügt: 10. u n v e r ä n d e r t 

„Die Satzung und deren Änderungen werden von 
der Mitgliederversammlung beschlossen.“ 

10. Dem § 79 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 11. u n v e r ä n d e r t 

„Wird die berufliche Niederlassung in den Bezirk 
einer anderen Steuerberaterkammer verlegt, ist für 
die Beitragspflicht der Zeitpunkt der Mitteilung 
der Verlegung der beruflichen Niederlassung an 
die aufnehmende Steuerberaterkammer maßge-
bend.“ 
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12. § 86 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 9 wird der Punkt am Ende 
durch ein Semikolon ersetzt. 

b) Folgende Nummer 10 wird angefügt: 

„10. die Einrichtung und der Betrieb ei-
ner Datenbank zur Verwaltung von 
Vollmachtsdaten im Sinne des § 80a 
der Abgabenordnung und deren 
Übermittlung an die Landesfinanz-
behörden.“ 

11. In der Überschrift zu § 137 wird das Wort „An-
schluß“ durch das Wort „Anschluss“ ersetzt. 

13. u n v e r ä n d e r t 

12. In der Überschrift des Vierten Teils wird das Wort 
„Schlußvorschriften“ durch das Wort „Schluss-
vorschriften“ ersetzt. 

14. u n v e r ä n d e r t 

13. In den Überschriften der §§ 23, 24 und 163 wird 
jeweils die Angabe „Nr.“ durch das Wort „Num-
mer“ ersetzt. 

15. u n v e r ä n d e r t 

14. Im Fünften Abschnitt des Zweiten Teils werden 
im „Dritten Unterabschnitt Verfahrensvorschrif-
ten“ die Überschriften der weiteren Untergliede-
rungen wie folgt gefasst: 

16. u n v e r ä n d e r t 

„Erster Teilabschnitt 

Allgemeines 

Zweiter Teilabschnitt 

Das Verfahren im ersten Rechtszug 

Dritter Teilabschnitt 

Rechtsmittel 

Vierter Teilabschnitt 

Die Sicherung von Beweisen 

Fünfter Teilabschnitt 

Das Berufs- und Vertretungsverbot“. 
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Artikel 21 Artikel 24 

Weitere Änderung des Steuerberatungsgesetzes Weitere Änderung des Steuerberatungsgesetzes 

Dem § 77b des Steuerberatungsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 4. November 1975 
(BGBl. I S. 2735), das zuletzt durch Artikel 20 dieses 
Gesetzes geändert worden ist, wird folgender Satz an-
gefügt: 

Dem § 77b des Steuerberatungsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 4. November 1975 
(BGBl. I S. 2735), das zuletzt durch Artikel 23 dieses 
Gesetzes geändert worden ist, wird folgender Satz an-
gefügt: 

„Die Richtlinien für die Aufwandsentschädigung und 
die Reisekostenvergütung werden von der Mitglieder-
versammlung beschlossen.“ 

u n v e r ä n d e r t 

Artikel 22 Artikel 25 

Änderung des Bewertungsgesetzes u n v e r ä n d e r t 

Das Bewertungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 1. Februar 1991 (BGBl. I S. 230), 
das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 4. No-
vember 2016 (BGBl. I S. 2464) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1. § 29 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 Satzteil vor Nummer 1 wer-
den nach dem Wort „Einheitswert“ die 
Wörter „und den für die Feststellung 
des Grundbesitzwerts“ eingefügt. 

bb) In Satz 4 wird das Wort „können“ durch 
das Wort „sollen“ ersetzt. 

b) In Absatz 5 Satz 1 wird das Wort „betroffe-
nen“ durch das Wort „Betroffenen“ ersetzt. 

c) Folgender Absatz 6 wird angefügt: 

„(6) Die nach den Absätzen 3 oder 4 
verpflichteten Behörden und Stellen über-
mitteln die Mitteilungen den Finanzbehör-
den nach amtlich vorgeschriebenem Daten-
satz durch Datenfernübertragung. Die 
Grundbuchämter und die für die Führung des 
Liegenschaftskatasters zuständigen Behör-
den übermitteln die bei ihnen geführten Da-
ten laufend, mindestens alle drei Monate. 
Das Bundesministerium der Finanzen legt im 
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Einvernehmen mit den obersten Finanzbe-
hörden der Länder und den obersten Vermes-
sungs- und Katasterbehörden der Länder die 
Einzelheiten und den Beginn der elektroni-
schen Übermittlung in einem Schreiben fest. 
Dieses Schreiben ist im Bundesanzeiger und 
im Bundessteuerblatt zu veröffentlichen.“ 

2. In § 97 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 werden die 
Wörter „§ 15 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 3 oder § 18 
Abs. 4 Satz 2“ durch die Wörter „§ 15 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 2 und Absatz 3 oder § 18 Ab-
satz 4 Satz 2“ ersetzt. 

3. In Anlage 24, Teil III. werden in der Beschreibung 
der Gebäudestandards zu den Gebäudearten 5.2-
17.4 beim Bauteil „Deckenkonstruktion und Trep-
pen“ die Wörter „Deckenkonstruktion und Trep-
pen“ durch die Wörter „Deckenkonstruktion und 
Treppen (nicht bei )“ ersetzt und wird in der 
Standardstufe 2 die Angabe „“ gestrichen. 

Artikel 23 Artikel 26 

Änderung des Wohnungsbau-Prämiengesetzes u n v e r ä n d e r t 

Das Wohnungsbau-Prämiengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 30. Oktober 1997 (BGBl. I 
S. 2678), das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 
18. Juli 2014 (BGBl. I S. 1042) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Satz 1 werden die Wörter „des § 1 Abs. 1 
oder 2 oder Abs. 3 in Verbindung mit Abs. 2 
Satz 1 Nr. 1 und 2 des Einkommensteuergesetzes“ 
durch die Wörter „des § 1 Absatz 1, 2 oder 3 des 
Einkommensteuergesetzes“ ersetzt. 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nummer 1 Satz 4 werden die 
Wörter „den in § 10a Abs. 1 des Einkom-
mensteuergesetzes genannten Höchstbeträ-
gen“ durch die Wörter „dem in § 10a Abs. 1 
des Einkommensteuergesetzes genannten 
Höchstbetrag“ ersetzt. 

b) Absatz 2 Satz 10 wird wie folgt gefasst: 

„Sofern nichts anderes bestimmt ist, setzt die 
Unschädlichkeit weiter voraus, dass die 
empfangenen Beträge nur zum Wohnungs-
bau in einem Mitgliedstaat der Europäischen 
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Union oder in einem Staat eingesetzt werden, 
auf den das Abkommen über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum anwendbar ist.“ 

3. Nach § 10 Absatz 1 Satz 1 wird folgender Satz 
eingefügt: 

„§ 1 Satz 1 und § 2 Absatz 2 Satz 10 in der Fas-
sung des Artikels … des Gesetzes vom … 
(BGBl. I S. …) [einsetzen: Ausfertigungsdatum
und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgeset-
zes] sind in allen offenen Fällen anzuwenden.“ 

Artikel 27 

Weitere Änderung des Wohnungsbau-Prämien-
gesetzes 

Das Wohnungsbau-Prämiengesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 30. Oktober 1997 
(BGBl. I S. 2678), das zuletzt durch Artikel 9 des 
Gesetzes vom 18. Juli 2014 (BGBl. I S. 1042) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In § 2a Satz 1 wird die Angabe „25 600 Euro“ 
durch die Angabe „35 000 Euro“ und die An-
gabe „51 200 Euro“ durch die Angabe „70 000 
Euro“ ersetzt. 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „8,8 
Prozent“ durch die Angabe „10 Prozent“ 
ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „512 
Euro“ durch die Angabe „700 Euro“ und 
die Angabe „1 024 Euro“ durch die An-
gabe „1 400 Euro“ ersetzt. 

3. Dem § 10 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) § 2a Satz 1, § 3 Absatz 1 Satz 2 und 
§ 3 Absatz 2 Satz 1 in der Fassung des Gesetzes 
vom … (BGBl. I S. …) [einsetzen: Ausferti-
gungsdatum und Fundstelle des vorliegenden 
Änderungsgesetzes] sind erstmals für das Spar-
jahr 2021 anzuwenden.“ 
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Artikel 24 Artikel 28 

Änderung des Rennwett- und Lotteriegesetzes u n v e r ä n d e r t 

In § 24 Absatz 1 des Rennwett- und Lotteriegeset-
zes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs-
nummer 611-14, veröffentlichten bereinigten Fassung, 
das zuletzt durch Artikel 236 der Verordnung vom 31. 
August 2015 (BGBl. I S. 1474) geändert worden ist, 
werden die Wörter „bis zum Jahr 2019“ gestrichen. 

Artikel 25 Artikel 29 

Weitere Änderung des Rennwett- und Lotterie-
gesetzes 

Weitere Änderung des Rennwett- und Lotterie-
gesetzes 

Das Rennwett- und Lotteriegesetz in der im Bun-
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 611-14, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch 
Artikel 24 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

Das Rennwett- und Lotteriegesetz in der im Bun-
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 611-14, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch 
Artikel 28 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

1. Dem § 3 Nummer 5 werden die Wörter „und der 
Sportwettensteuer nach den §§ 16 und 17 Ab-
satz 2 sowie die besonderen Mitteilungs- und 
Aufzeichnungspflichten nach § 16 Absatz 3“ an-
gefügt. 

1. u n v e r ä n d e r t 

2. § 7 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 2. u n v e r ä n d e r t 

a) In Nummer 2 werden die Wörter „verbreitet 
oder“ durch das Wort „verbreitet,“ ersetzt. 

b) In Nummer 3 wird der Punkt am Ende durch 
ein Komma ersetzt. 

c) Folgende Nummern 4 und 5 werden ange-
fügt: 

„4. entgegen § 16 Absatz 3 Satz 1 eine 
Aufzeichnung nicht, nicht richtig oder 
nicht vollständig führt oder 

5. entgegen § 16 Absatz 3 Satz 2 eine 
Mitteilung nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig 
macht.“ 

3. § 16 wird wie folgt geändert: 3. u n v e r ä n d e r t 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „und 
der Buchmachersteuer nach § 11“ durch die 
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Wörter „, der Buchmachersteuer nach § 11 
und der Sportwettensteuer nach § 17 Ab-
satz 2, die von Veranstaltern einer Sport-
wette mit Wohnsitz, gewöhnlichen Aufent-
halt, Ort der Geschäftsleitung oder Sitz im 
Ausland für inländische Pferderennen abge-
führt wird“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden die Wörter „Buchmach-
ersteuer nach § 11, das durch den Abschluss 
oder die Vermittlung von Wetten aus Anlass 
von Pferderennen im Ausland erzielt wird“ 
durch die Wörter „Buchmachersteuer nach 
§ 11 und der Sportwettensteuer nach § 17 
Absatz 2, das jeweils aus Anlass von Pferde-
rennen im Ausland erzielt wird“ ersetzt. 

c) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Für Zwecke des Zuweisungsver-
fahrens haben der im Inland ansässige Unter-
nehmer des Totalisators (§ 1 Absatz 1), der 
im Inland ansässige Buchmacher (§ 2 Ab-
satz 1, Absatz 2 Satz 1) und der im Ausland 
ansässige Veranstalter von Sportwetten auf 
inländische Pferderennen für das jeweils zu-
weisungsfähige Steueraufkommen nach Ab-
satz 1 besondere Aufzeichnungen zu führen. 
Der im Inland ansässige Buchmacher und 
der im Ausland ansässige Veranstalter von 
Sportwetten haben monatlich die Buchma-
chersteuerbeträge oder die Sportwettensteu-
erbeträge aufgeschlüsselt mitzuteilen, die für 
Wetten auf inländische Pferderennen ange-
meldet und abgeführt wurden. Aus Vereinfa-
chungsgründen ist es zulässig, diese Anga-
ben von dem Mitteilungspflichtigen im Rah-
men des Steueranmeldungsverfahrens anzu-
fordern.“ 

4. In § 20 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „Der 
Veranstalter einer Sportwette (§ 17 Absatz 2) ist 
verpflichtet,“ durch die Wörter „Der Veranstalter 
einer Sportwette ist neben der Verpflichtung aus 
§ 16 Absatz 3 verpflichtet,“ ersetzt. 

4. u n v e r ä n d e r t 

5. Der Wortlaut des § 26 wird wie folgt gefasst: 5. u n v e r ä n d e r t 

„Die Finanzbehörde kann die nach § 30 der 
Abgabenordnung geschützten personenbezoge-
nen Daten der betroffenen Person gegenüber der 
zuständigen Glücksspielaufsichtsbehörde und ge-
genüber der für das Zuweisungsverfahren nach 
§ 16 zuständigen Behörde offenbaren, soweit es 
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dem Verfahren der Glücksspielaufsicht und dem 
Zuweisungsverfahren dient.“ 

Artikel 26 Artikel 30 

Änderung der Ausführungsbestimmungen zum 
Rennwett- und Lotteriegesetz 

u n v e r ä n d e r t 

§ 31a der Ausführungsbestimmungen zum Renn-
wett- und Lotteriegesetz in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 611-14-1, veröffentlich-
ten bereinigten Fassung, die zuletzt durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 29. Juni 2012 (BGBl. I S. 1424) geän-
dert worden sind, wird wie folgt geändert: 

1. In Absatz 3 Satz 2 wird das Wort „sein“ durch das 
Wort „seinem“ ersetzt. 

2. Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) Enthält der anzumeldende Steuerbetrag 
Sportwettensteuer, die auf im Inland durchge-
führte Pferderennen entfällt, hat der Steuerpflich-
tige als Anlage zur Steueranmeldung eine Aufstel-
lung einzureichen, aus der die Steuerbeträge, auf-
geschlüsselt nach den jeweiligen Ort des Pferde-
rennens, ersichtlich sind (§ 16 Absatz 3 Satz 3 des 
Gesetzes).“ 

Artikel 27 Artikel 31 

Änderung des Gesetzes zum Erlass und
zur Änderung marktordnungsrechtlicher

Vorschriften sowie zur Änderung des 
Einkommensteuergesetzes 

u n v e r ä n d e r t 

Die Artikel 3 und 5 Absatz 2 des Gesetzes zum 
Erlass und zur Änderung marktordnungsrechtlicher
Vorschriften sowie zur Änderung des Einkommensteu-
ergesetzes vom 20. Dezember 2016 (BGBl. I S. 3045) 
werden aufgehoben. 
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Artikel 28 Artikel 32 

Änderung des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes 

u n v e r ä n d e r t 

In § 12 Absatz 5 Satz 4 des Schwarzarbeitsbe-
kämpfungsgesetzes vom 23. Juli 2004 (BGBl. I 
S. 1842), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
11. Juli 2019 (BGBl. I S. 1066) geändert worden ist, 
wird das Wort „Angeklagte“ durch das Wort „Be-
troffene“ ersetzt. 

Artikel 29 Artikel 33 

Änderung des Bundeskindergeldgesetzes u n v e r ä n d e r t 

Das Bundeskindergeldgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 28. Januar 2009 (BGBl. I 
S. 142, 3177), das zuletzt durch Artikel 15 des Geset-
zes vom 11. Juli 2019 (BGBl. I S. 1066) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Buchstabe c wird das Wort „erteilt“ 
durch das Wort „erteilt,“ ersetzt. 

bb) Nach Buchstabe c wird das Wort „oder“ 
gestrichen. 

b) Nummer 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Buchstabe b wird der Punkt am Ende 
gestrichen. 

bb) Nach Buchstabe b wird das Wort „o-
der“ eingefügt. 

c) Folgende Nummer 4 wird angefügt: 

„4. eine Beschäftigungsduldung gemäß 
§ 60d in Verbindung mit § 60a Ab-
satz 2 Satz 3 des Aufenthaltsgesetzes 
besitzt.“ 

2. Dem § 20 wird folgender Absatz 10 angefügt: 

„(10) § 1 Absatz 3 in der Fassung des Arti-
kels … des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) [ein-
setzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des 
vorliegenden Änderungsgesetzes] ist für Entschei-
dungen anzuwenden, die Zeiträume betreffen, die 
nach dem 31. Dezember 2019 beginnen.“ 
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Artikel 30 Artikel 34 

Weitere Änderung 
des Bundeskindergeldgesetzes 

Weitere Änderung 
des Bundeskindergeldgesetzes 

Das Bundeskindergeldgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 28. Januar 2009 (BGBl. I 
S. 142, 3177), das zuletzt durch Artikel 29 dieses Ge-
setzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

Das Bundeskindergeldgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 28. Januar 2009 (BGBl. I 
S. 142, 3177), das zuletzt durch Artikel 33 dieses Ge-
setzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 1. u n v e r ä n d e r t 

„(3) Ein nicht freizügigkeitsberechtigter 
Ausländer erhält Kindergeld nur, wenn er 

1. eine Niederlassungserlaubnis oder eine Er-
laubnis zum Daueraufenthalt-EU besitzt, 

2. eine Blaue Karte EU, eine ICT-Karte, eine 
Mobiler-ICT-Karte oder eine Aufenthaltser-
laubnis besitzt, die für einen Zeitraum von 
mindestens sechs Monaten zur Ausübung ei-
ner Erwerbstätigkeit berechtigen oder be-
rechtigt haben oder diese erlauben, es sei 
denn, die Aufenthaltserlaubnis wurde 

a) nach § 16e des Aufenthaltsgesetzes zu 
Ausbildungszwecken, nach § 19c Ab-
satz 1 des Aufenthaltsgesetzes zum 
Zweck der Beschäftigung als Au-Pair 
oder zum Zweck der Saisonbeschäfti-
gung, nach § 19e des Aufenthaltsgeset-
zes zum Zweck der Teilnahme an einem 
Europäischen Freiwilligendienst oder 
nach § 20 Absatz 1 und 2 des Aufent-
haltsgesetzes zur Arbeitsplatzsuche er-
teilt, 

b) nach § 16b des Aufenthaltsgesetzes 
zum Zweck eines Studiums, nach § 16d 
des Aufenthaltsgesetzes für Maßnah-
men zur Anerkennung ausländischer 
Berufsqualifikationen oder nach § 20 
Absatz 3 des Aufenthaltsgesetzes zur 
Arbeitsplatzsuche erteilt und er ist we-
der erwerbstätig noch nimmt er Eltern-
zeit nach § 15 des Bundeselterngeld-
und Elternzeitgesetzes oder laufende 
Geldleistungen nach dem Dritten Buch 
Sozialgesetzbuch in Anspruch, 

c) nach § 23 Absatz 1 des Aufenthaltsge-
setzes wegen eines Krieges in seinem 



   

     

  
     

   
 

    
    

   
   

 

   
    

  
 

   
   

 

  
    

   
  

  

    
   

   
   
    

    
  

  
  

    
    

   
 
   

 

   

  
  

 

    
    

       
       

 

Drucksache 19/14873 – 128 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode 

Entwurf Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Heimatland oder nach den §§ 23a, 24 o-
der § 25 Absatz 3 bis 5 des Aufenthalts-
gesetzes erteilt, 

3. eine in Nummer 2 Buchstabe c genannte 
Aufenthaltserlaubnis besitzt und im Bundes-
gebiet berechtigt erwerbstätig ist oder Eltern-
zeit nach § 15 des Bundeselterngeld- und El-
ternzeitgesetzes oder laufende Geldleistun-
gen nach dem Dritten Buch Sozialgesetz-
buch in Anspruch nimmt, 

4. eine in Nummer 2 Buchstabe c genannte 
Aufenthaltserlaubnis besitzt und sich seit 
mindestens 15 Monaten erlaubt, gestattet o-
der geduldet im Bundesgebiet aufhält oder 

5. eine Beschäftigungsduldung gemäß § 60d in 
Verbindung mit § 60a Absatz 2 Satz 3 des 
Aufenthaltsgesetzes besitzt. 

Abweichend von Satz 1 Nummer 3 erste Alterna-
tive erhält ein minderjähriger nicht freizügigkeits-
berechtigter Ausländer unabhängig von einer Er-
werbstätigkeit Kindergeld.“ 

2. § 20 Absatz 10 wird wie folgt gefasst: 2. u n v e r ä n d e r t 

„(10) § 1 Absatz 3 Nummer 1 bis 4 in der 
Fassung des Artikels ... des Gesetzes vom … 
(BGBl. I S. …) [einsetzen: Ausfertigungsdatum
und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgeset-
zes] ist für Entscheidungen anzuwenden, die Zeit-
räume betreffen, die nach dem letzten Tag des 
sechsten auf die Verkündung des Fachkräfteein-
wanderungsgesetzes folgenden Kalendermonats 
beginnen. § 1 Absatz 3 Nummer 5 in der Fassung 
des Artikels ... des Gesetzes vom … (BGBl. I S. 
…) [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fund-
stelle des vorliegenden Änderungsgesetzes] ist für 
Entscheidungen anzuwenden, die Zeiträume be-
treffen, die nach dem 31. Dezember 2019 begin-
nen.“ 

Artikel 31 Artikel 35 

Änderung des 
Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes 

u n v e r ä n d e r t 

Das Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 27. Januar 2015 
(BGBl. I S. 33), das zuletzt durch Artikel 6 Absatz 9 
des Gesetzes vom 23. Mai 2017 (BGBl. I S. 1228) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
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1. § 1 Absatz 7 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 Buchstabe d wird das Wort „o-
der“ durch ein Komma ersetzt. 

b) In Nummer 3 Buchstabe b wird der Punkt 
am Ende durch das Wort „oder“ ersetzt. 

c) Folgende Nummer 4 wird angefügt: 

„4. eine Beschäftigungsduldung gemäß 
§ 60d in Verbindung mit § 60a Ab-
satz 2 Satz 3 des Aufenthaltsgesetzes 
besitzt.“ 

2. § 27 Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) § 1 Absatz 7 in der Fassung des Arti-
kels … des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) [ein-
setzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des 
vorliegenden Änderungsgesetzes] ist für Entschei-
dungen anzuwenden, die Zeiträume betreffen, die 
nach dem 31. Dezember 2019 beginnen.“ 

Artikel 32 Artikel 36 

Weitere Änderung des 
Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes 

Weitere Änderung des 
Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes 

Das Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 27. Januar 2015 
(BGBl. I S. 33), das zuletzt durch Artikel 31 dieses Ge-
setzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

Das Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 27. Januar 2015 
(BGBl. I S. 33), das zuletzt durch Artikel 35 dieses Ge-
setzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Absatz 7 wird wie folgt gefasst: 1. u n v e r ä n d e r t 

„(7) Ein nicht freizügigkeitsberechtigter 
Ausländer oder eine nicht freizügigkeitsberech-
tigte Ausländerin ist nur anspruchsberechtigt, 
wenn diese Person 

1. eine Niederlassungserlaubnis oder eine Er-
laubnis zum Daueraufenthalt-EU besitzt, 

2. eine Blaue Karte EU, eine ICT-Karte, eine 
Mobiler-ICT-Karte oder eine Aufenthaltser-
laubnis besitzt, die für einen Zeitraum von 
mindestens sechs Monaten zur Ausübung ei-
ner Erwerbstätigkeit berechtigen oder be-
rechtigt haben oder diese erlauben, es sei 
denn, die Aufenthaltserlaubnis wurde 

a) nach § 16e des Aufenthaltsgesetzes zu 
Ausbildungszwecken, nach § 19c Ab-
satz 1 des Aufenthaltsgesetzes zum 
Zweck der Beschäftigung als Au-Pair 
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oder zum Zweck der Saisonbeschäfti-
gung, nach § 19e des Aufenthaltsgeset-
zes zum Zweck der Teilnahme an einem 
Europäischen Freiwilligendienst oder 
nach § 20 Absatz 1 und 2 des Aufent-
haltsgesetzes zur Arbeitsplatzsuche er-
teilt, 

b) nach § 16b des Aufenthaltsgesetzes 
zum Zweck eines Studiums, nach § 16d 
des Aufenthaltsgesetzes für Maßnah-
men zur Anerkennung ausländischer 
Berufsqualifikationen oder nach § 20 
Absatz 3 des Aufenthaltsgesetzes zur 
Arbeitsplatzsuche erteilt und er ist we-
der erwerbstätig noch nimmt er Eltern-
zeit nach § 15 des Bundeselterngeld-
und Elternzeitgesetzes oder laufende 
Geldleistungen nach dem Dritten Buch 
Sozialgesetzbuch in Anspruch, 

c) nach § 23 Absatz 1 des Aufenthaltsge-
setzes wegen eines Krieges in seinem 
Heimatland oder nach den §§ 23a, 24 o-
der § 25 Absatz 3 bis 5 des Aufenthalts-
gesetzes erteilt, 

3. eine in Nummer 2 Buchstabe c genannte 
Aufenthaltserlaubnis besitzt und im Bundes-
gebiet berechtigt erwerbstätig ist oder Eltern-
zeit nach § 15 des Bundeselterngeld- und El-
ternzeitgesetzes oder laufende Geldleistun-
gen nach dem Dritten Buch Sozialgesetz-
buch in Anspruch nimmt, 

4. eine in Nummer 2 Buchstabe c genannte 
Aufenthaltserlaubnis besitzt und sich seit 
mindestens 15 Monaten erlaubt, gestattet o-
der geduldet im Bundesgebiet aufhält oder 

5. eine Beschäftigungsduldung gemäß § 60d in 
Verbindung mit § 60a Absatz 2 Satz 3 des 
Aufenthaltsgesetzes besitzt. 

Abweichend von Satz 1 Nummer 3 erste Alterna-
tive ist ein minderjähriger nicht freizügigkeitsbe-
rechtigter Ausländer oder eine minderjährige 
nicht freizügigkeitsberechtigte Ausländerin unab-
hängig von einer Erwerbstätigkeit anspruchsbe-
rechtigt.“ 

2. § 27 Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 2. u n v e r ä n d e r t 

„(3) § 1 Absatz 7 Nummer 1 bis 4 in der 
Fassung des Artikels … des Gesetzes vom … 
(BGBl. I S. …) [einsetzen: Ausfertigungsdatum 
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und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgeset-
zes] ist für Entscheidungen anzuwenden, die Zeit-
räume betreffen, die nach dem ... [einsetzen: Da-
tum des letzten Tags des sechsten auf die Verkün-
dung des Fachkräfteeinwanderungsgesetzes fol-
genden Kalendermonats] beginnen. § 1 Absatz 7 
Nummer 5 in der Fassung des Artikels … des Ge-
setzes vom … (BGBl. I S. …) [einsetzen: Ausfer-
tigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden 
Änderungsgesetzes] ist für Entscheidungen anzu-
wenden, die Zeiträume betreffen, die nach dem 
31. Dezember 2019 beginnen.“ 

Artikel 33 Artikel 37 

Änderung des Unterhaltsvorschussgesetzes u n v e r ä n d e r t 

Das Unterhaltsvorschussgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 17. Juli 2007 (BGBl. I S. 1446), 
das zuletzt durch Artikel 23 des Gesetzes vom 14. Au-
gust 2017 (BGBl. I S. 3122) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

1. § 1 Absatz 2a wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Buchstabe c wird das Wort „erteilt“ 
durch das Wort „erteilt,“ ersetzt. 

bb) Nach Buchstabe c wird das Wort „oder“ 
gestrichen. 

b) Nummer 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Buchstabe b wird der Punkt am Ende 
gestrichen. 

bb) Nach Buchstabe b wird das Wort „oder“ 
eingefügt. 

c) Folgende Nummer 4 wird angefügt: 

„4. eine Beschäftigungsduldung gemäß 
§ 60d in Verbindung mit § 60a Ab-
satz 2 Satz 3 des Aufenthaltsgesetzes 
besitzt.“ 

2. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Folgender Absatz wird angefügt: 

„(2) § 1 Absatz 2a in der Fassung des 
Artikels … des Gesetzes vom … (BGBl. I S. 
…) [einsetzen: Ausfertigungsdatum und 
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Fundstelle des vorliegenden Änderungsge-
setzes] ist für Entscheidungen anzuwenden, 
die Zeiträume betreffen, die nach dem 
31. Dezember 2019 beginnen.“ 

Artikel 34 Artikel 38 

Weitere Änderung 
des Unterhaltsvorschussgesetzes 

Weitere Änderung 
des Unterhaltsvorschussgesetzes 

Das Unterhaltsvorschussgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 17. Juli 2007 (BGBl. I S. 1446), 
das zuletzt durch Artikel 33 dieses Gesetzes geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

Das Unterhaltsvorschussgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 17. Juli 2007 (BGBl. I S. 1446), 
das zuletzt durch Artikel 37 dieses Gesetzes geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Absatz 2a wird wie folgt gefasst: 1. u n v e r ä n d e r t 

„(2a) Ein nicht freizügigkeitsberechtigter 
Ausländer hat einen Anspruch nach Absatz 1 oder 
Absatz 1a nur, wenn er oder sein Elternteil nach 
Absatz 1 Nummer 2 

1. eine Niederlassungserlaubnis oder eine Er-
laubnis zum Daueraufenthalt-EU besitzt, 

2. eine Blaue Karte EU, eine ICT-Karte, eine 
Mobiler-ICT-Karte oder eine Aufenthaltser-
laubnis besitzt, die für einen Zeitraum von 
mindestens sechs Monaten zur Ausübung ei-
ner Erwerbstätigkeit berechtigen oder be-
rechtigt haben oder diese erlauben, es sei 
denn, die Aufenthaltserlaubnis wurde 

a) nach § 16e des Aufenthaltsgesetzes zu 
Ausbildungszwecken, nach § 19c Ab-
satz 1 des Aufenthaltsgesetzes zum 
Zweck der Beschäftigung als Au-Pair 
oder zum Zweck der Saisonbeschäfti-
gung, nach § 19e des Aufenthaltsgeset-
zes zum Zweck der Teilnahme an einem 
Europäischen Freiwilligendienst oder 
nach § 20 Absatz 1 und 2 des Aufent-
haltsgesetzes zur Arbeitsplatzsuche er-
teilt, 

b) nach § 16b des Aufenthaltsgesetzes 
zum Zweck eines Studiums, nach § 16d 
des Aufenthaltsgesetzes für Maßnah-
men zur Anerkennung ausländischer 
Berufsqualifikationen oder nach § 20 
Absatz 3 des Aufenthaltsgesetzes zur 
Arbeitsplatzsuche erteilt und er ist we-
der erwerbstätig noch nimmt er Eltern-
zeit nach § 15 des Bundeselterngeld-
und Elternzeitgesetzes oder laufende 
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Geldleistungen nach dem Dritten Buch 
Sozialgesetzbuch in Anspruch, 

c) nach § 23 Absatz 1 des Aufenthaltsge-
setzes wegen eines Krieges in seinem 
Heimatland oder nach den §§ 23a, 24 o-
der § 25 Absatz 3 bis 5 des Aufenthalts-
gesetzes erteilt, 

3. eine in Nummer 2 Buchstabe c genannte 
Aufenthaltserlaubnis besitzt und im Bundes-
gebiet berechtigt erwerbstätig ist oder Eltern-
zeit nach § 15 des Bundeselterngeld- und El-
ternzeitgesetzes oder laufende Geldleistun-
gen nach dem Dritten Buch Sozialgesetz-
buch in Anspruch nimmt, 

4. eine in Nummer 2 Buchstabe c genannte 
Aufenthaltserlaubnis besitzt und sich seit 
mindestens 15 Monaten erlaubt, gestattet o-
der geduldet im Bundesgebiet aufhält oder 

5. eine Beschäftigungsduldung gemäß § 60d in 
Verbindung mit § 60a Absatz 2 Satz 3 des 
Aufenthaltsgesetzes besitzt. 

Abweichend von Satz 1 Nummer 3 erste Alterna-
tive ist ein minderjähriger nicht freizügigkeitsbe-
rechtigter Ausländer unabhängig von einer Er-
werbstätigkeit anspruchsberechtigt.“ 

2. § 11 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 2. u n v e r ä n d e r t 

„(2) § 1 Absatz 2a Nummer 1 bis 4 in der 
Fassung des Artikels … des Gesetzes vom … 
(BGBl. I S. …) [einsetzen: Ausfertigungsdatum
und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgeset-
zes] ist für Entscheidungen anzuwenden, die Zeit-
räume betreffen, die nach dem ... [einsetzen: Da-
tum des letzten Tags des sechsten auf die Verkün-
dung des Fachkräfteeinwanderungsgesetzes fol-
genden Kalendermonats] beginnen. § 1 Absatz 2a 
Nummer 5 in der Fassung des Artikels … des Ge-
setzes vom … (BGBl. I S. …) [einsetzen: Ausfer-
tigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden 
Änderungsgesetzes] ist für Entscheidungen anzu-
wenden, die Zeiträume betreffen, die nach dem 
31. Dezember 2019 beginnen.“ 
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Artikel 35 Artikel 39 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der 
Absätze 2 bis 8 am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der 
Absätze 2 bis 9 am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Die Artikel 2, 9, 12, 29, 31 und 33 treten am 
1. Januar 2020 in Kraft. 

(2) Die Artikel 2, 12, 15, 33, 35 und 37 treten 
am 1. Januar 2020 in Kraft. 

(3) Die Artikel 3, 30, 32 und 34 treten am ... 
[einsetzen: Datum des ersten Tags des siebten auf die 
Verkündung des Fachkräfteeinwanderungsgesetzes 
folgenden Kalendermonats] in Kraft. 

(3) Die Artikel 3, 34, 36 und 38 treten am ... 
[einsetzen: Datum des ersten Tags des siebten auf die 
Verkündung des Fachkräfteeinwanderungsgesetzes 
folgenden Kalendermonats] in Kraft. 

(4) Artikel 16 tritt am 31. März 2020 in Kraft. (4) Artikel 19 tritt am 31. März 2020 in Kraft. 

(5) Die Artikel 10 und 21 treten am 1. Januar 
2021 in Kraft. 

(5) Die Artikel 24 und 27 treten am 1. Januar 
2021 in Kraft. 

(6) Die Artikel 5, 7, 9 und 13 treten am 1. Ja-
nuar 2025 in Kraft. 

(6) Die Nummer 5 des Artikels 2 tritt an dem 
Tag in Kraft, an dem die Europäische Kommission 
durch Beschluss festgestellt hat, dass die Regelungen 
der Nummer 5 des Artikels 2 entweder keine Beihilfen 
oder mit dem Binnenmarkt vereinbare Beihilfen dar-
stellen. Der Tag des Beschlusses der Europäischen 
Kommission sowie der Tag des Inkrafttretens werden 
vom Bundesministerium der Finanzen gesondert im 
Bundesgesetzblatt bekannt gemacht. 

(7) u n v e r ä n d e r t 

(7) Die Nummern 1 bis 5 des Artikels 4 treten 
jeweils an dem Tag in Kraft, an dem die Europäische 
Kommission durch Beschluss feststellt, dass die Rege-
lungen der Nummern 1 bis 5 des Artikels 4 entweder 
keine Beihilfen oder mit dem Binnenmarkt vereinbare 
Beihilfen darstellen. Der Tag des Beschlusses der Eu-
ropäischen Kommission sowie der Tag des Inkrafttre-
tens werden vom Bundesministerium für Ernährung 
und Landwirtschaft gesondert im Bundesgesetzblatt 
bekannt gemacht. 

(8) u n v e r ä n d e r t 

(8) Die Artikel 25 und 26 treten jeweils an dem 
Tag in Kraft, an dem die Europäische Kommission 
durch Beschluss feststellt, dass die Erweiterung des 
Zuweisungsverfahrens nach Artikel 25 Nummer 3 mit 
dem Binnenmarkt vereinbar ist. Das Bundesministe-
rium für Ernährung und Landwirtschaft gibt den jewei-
ligen Tag des Inkrafttretens gesondert im Bundesge-
setzblatt bekannt. 

(9) Die Artikel 29 und 30 treten jeweils an dem 
Tag in Kraft, an dem die Europäische Kommission 
durch Beschluss feststellt, dass die Erweiterung des 
Zuweisungsverfahrens nach Artikel 29 Nummer 3 mit 
dem Binnenmarkt vereinbar ist. Das Bundesministe-
rium für Ernährung und Landwirtschaft gibt den jewei-
ligen Tag des Inkrafttretens gesondert im Bundesge-
setzblatt bekannt. 


